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Vorwort

Oberbilirgermeister Fritz Kuhn

Mobilitat ist ein Grundbedurfnis der Menschen. Dabei werden sich die Moéglichkeiten, mobil zu
sein, auch in der Zukunft verandern. Neuartige Fahrzeuge und neue Fortbewegungskonzepte
werden die heute bestehenden erganzen oder ersetzen. Gerade fiir eine GroRstadt ist es
unerlasslich, dass Mobilitdt — neben dem Wunsch nach individueller Fortbewegung — sowohl
vertraglich fir die Stadt und die die dort lebenden Menschen als auch fir die Umwelt stattfindet.

Auf Basis neuer bzw. zusatzlicher Angebote ist es unser Ziel, dass sich deshalb das Mobilitats-
verhalten der Birgerinnen und Biirger deutlich zugunsten der Verkehrsarten des Umweltver-
bundes verandert. In den kommenden Jahren wird die Landeshauptstadt Stuttgart durch
innovative Projekte — zum Beispiel in der Verkehrssteuerung, der Férderung des Rad- und
Fulverkehrs, der Gestaltung von 6ffentlichen Rdumen, der Elektromobilitat und im Mobilitats-
management — ihre Kompetenz flir nachhaltige Mobilitat ausbauen.

Ein wichtiger Aspekt ist hierbei eine bestdndige Einbeziehung der Biirgerschaft in die Planungs-
prozesse. Mittels klarer Darstellung der Ziele, die mit konkreten Mallnahmen umgesetzt werden,
kann ein hohes Mal? an Transparenz und dadurch Akzeptanz durch die Menschen erreicht
werden.

Stuttgart hat zu viel Feinstaub und Abgase sowie zu viel Stau, Stress und Larm. Deshalb habe ich
den Lenkungskreis Mobilitat einberufen, und deshalb ist unter meiner Federfiihrung der Aktions-
plan ,,Nachhaltig mobil in Stuttgart” erarbeitet worden, der nun Teil dieses Verkehrsent-
wicklungskonzepts (VEK) 2030 ist.

Ein wichtiger Ansatzpunkt fiir mehr Lebensqualitdt in unserer Stadt ist die Reduzierung des mit
konventionellen Antrieben ausgestatteten Autoverkehrs im Talkessel um 20 Prozent. Unsere
Ziele wollen wir gemeinsam, im Dialog mit der Automobilindustrie erreichen und nicht gegen sie.
Denn es geht nicht um die Frage, ob man fiir oder gegen das Auto ist. Sondern es geht darum,
wie gut vernetzte Mobilitat aufgebaut und organisiert werden kann.

Das hier nun vorliegende VEK 2030 und der darin enthaltene Aktionsplan bauen auf bisherigen
Planwerken auf und neue Ansdtze kommen hinzu. Zentrale Handlungsfelder sowie MaRnahmen
werden identifiziert und priorisiert. Beide Papiere sind planerische und strategische Grundlagen
unseres Handels fiir die kommenden Jahre im komplexen Themenfeld nachhaltiger Mobilitat in
Stuttgart.

VEK 2030 und Aktionsplan sind nicht statisch, sondern sie entwickeln sich fort; neue Impulse und
Entwicklungen flieRen auch in Zukunft mit ein. So kann es gelingen, individuelle Mobilitats-
bediirfnisse nachhaltig zu gestalten.

Fritz Kuhn
Oberblirgermeister



Vorwort

Burgermeister Matthias Hahn

Mit dem Verkehrsentwicklungskonzept — VEK 2030 legt die Landeshauptstadt Stuttgart die
Leitlinien und Strategien fiir die Verkehrsplanung der nachsten Jahre vor. Das VEK 2030 wird
dariber hinaus durch den Aktionsplan ,Nachhaltig mobil in Stuttgart” erganzt, der unter
Leitung von Herrn Oberbirgermeister Kuhn im , Lenkungskreis Mobilitat” erarbeitet wurde.

Das offentliche Interesse an dem Themenkomplex ,Verkehr und Mobilitat” und der Wunsch
nach Mitgestaltung haben in den letzten Jahren kontinuierlich zugenommen. Somit ist es
nicht verwunderlich, dass sich - nachdem in den Jahren 2010 und 2011 der Entwurf zum VEK
2030 offentlich prasentiert wurde - eine breite Diskussion tber das ,wohin“ und ,wie”
entfaltet hat. Hunderte von Anregungen erreichten uns aus der Blirgerschaft, von Vereinen,
Verbanden und Institutionen sowie aus Gremien und der Politik. Die zahlreichen und sehr
vielfaltigen Anregungen fanden Eingang in die weitere Diskussion und Bearbeitung des VEK
2030.

Uberwiegend zustimmend waren die Anmerkungen zum Ausbau des 6ffentlichen
Nahverkehrs, der Radverkehrsinfrastruktur und der Férderung umweltfreundlicher Antriebs-
technologien. Diese Zustimmung korrespondiert mit den Ergebnissen der aktuellen
Blirgerumfrage 2013. Auch hier hat sich der Groliteil der Befragten fiir diese Strategien
ausgesprochen. Zudem wurde in den Stellungnahmen zum VEK haufig gefordert, den FuRk-
gangern und ihrer Vielfaltigkeit mehr Gewicht in der Planung einzurdumen. Auch den
Themen-feldern , Integrierte Planung” und ,,Mobilitdts- und Verkehrsmanagement” wurde
grolRe Bedeutung zugemessen. Divergierende Standpunkte wurden bei den Anmerkungen
zum StraBBenverkehr ersichtlich. Wahrend einerseits MalRnahmen zur Verbesserung des
Verkehrsablaufs gewiinscht werden, werden andererseits restriktive Mallnahmen zu
Gunsten einer verbesserten Lebensqualitat in der Landeshauptstadt gefordert. Die natur-
gemald kritische Sichtweise bezliglich Reglementierungen des Kfz-Verkehrs spiegelt sich
ebenfalls in den Ergebnissen der Blirgerumfrage 2013 wider.



Vorwort

Burgermeister Matthias Hahn

Die Aufgabe der nachsten Jahre wird es sein, die unterschiedlichen und oftmals
konkurrierenden Strategien in konkreten MalRnahmen zu vereinbaren. Das libergeordnete
Ziel muss es dabei sein, die Starke des Wirtschaftsstandorts Stuttgart zu erhalten und gleich-
zeitig die Lebensqualitat in dieser Stadt zu verbessern. Hierbei sind auch Entwicklungen zu
bericksichtigen, die heute noch unbestimmt sind aber eventuell maRgeblich sein werden.
So ist beispielsweise absehbar, dass der Trend zu innovativen Fahrzeugtypen und Antriebs-
technologien weitergehen wird. Welcher Fahrzeugmix jedoch letztlich auf unseren StralRen
und Wegen fahren wird, ist derzeit noch ungewiss. Auch ist nicht eindeutig prognostizierbar,
wann und in welcher Geschwindigkeit sich Rahmenbedingungen wie Umweltgesetz-
gebungen, Energieverfligbarkeit oder wirtschaftliche Randbedingungen verandern werden.
Als Stadt Stuttgart missen und kénnen wir uns auf absehbare Entwicklungen vorbereiten —
entweder indem wir gewollte Entwicklungen fordern oder aber ungewollten Entwicklungen
entgegenwirken.

Angesichts dieser komplexen Herausforderungen und angesichts des starken offentlichen
Interesses sollte der nun angefangene Diskussionsprozess fortgefiihrt werden. Bestehende
Beteiligungs- und Kooperationsformen wie z.B. das Stuttgarter Radforum oder der Arbeits-
kreis Innenstadtlogistik leisten schon heute bedeutsame Beitrage fiir die Entwicklung der
Landeshauptstadt Stuttgart. Letztlich wiinsche ich mir jedoch die Etablierung eines - alle
Verkehrsarten und Anspriiche umfassenden - Mobilitdtsforums. Nur in einer solchen
integrativen Plattform kann das entscheidende ,,Miteinander” geférdert werden. Das VEK
2030 bildet fiir diesen Prozess den Rahmen. Auf dieser Grundlage kénnen konkrete
Forderungen und Projekte miteinander diskutiert und im Konsens umgesetzt werden.

Matthias Hahn

Blirgermeister Stadtebau und Umwelt



Vorwort

Dr. Detlef Kron

Verkehrsentwicklungsplanung ist heute weit mehr als die Aufteilung des Verkehrs von Pkw's,
Bahnen, Bussen, Radfahrern und FuRgingern im Offentlichen Raum. Seit einigen Jahren stehen
neue Themen mit im Vordergrund:

» die Stadtvertrdglichkeit und
» die Umweltvertrdiglichkeit

des Verkehrs. Es stellt sich nicht die Frage, wie bekomme ich den Verkehr durch die Stadt,
sondern wie viel Verkehrs vertragt die Stadt, ohne dass andere Nutzungen und Funktionen
darunter leiden.

Des Weiteren hat die Reduzierung der durch den Verkehr erzeugten Emissionen eine immer
groRere Bedeutung bekommen. Neue EU-Richtlinien und Grenzwerte zwingen die Stadte bei
den Themen

»  Ldrmminderung und
»  Luftreinhaltung
zum Handeln.

Die Umweltthemen werden um so wichtiger, da die Stadtentwicklung einen zunehmenden
Trend zur Reurbanisierung, zu einem Rickzug der Biirger in die Zentren der Stadt und zu einer
verstarkten Nachfrage nach urbanen Wohnformen, verzeichnet. Bei der Projektplanung kommt
es vermehrt zu Konflikt- und Problemsituationen mit den Auswirkungen des Verkehrs. Die neue
Charta von Leipzig propagiert die Stadt der kurzen Wege und die Nutzungsmischung nach dem
Motto ,, Kompakt, urban, griin® Hier soll das neue Verkehrsentwicklungskonzept 2030 (VEK)
neue Wege und Malinahmen aufzeigen, wie die Ziele erfillt werden kdnnen.

Stuttgart ist seit der Erfindung des Automobils, mit zwei groBen Automobilherstellern —
Mercedes und Porsche — und zahlreichen Zulieferbetrieben, die Autostadt in Deutschland. Der
Wiederaufbau nach 1945 verfolgte auch das Ziel der autogerechten Stadt. Dafiir wurde der
Stadtgrundriss aufgeweitet und Baublocke entfernt. BundesstraRen wurden zu Stadtauto-
bahnen und Barrieren, eine HochstraBe und mehrere Parkh&user in der City wurden gebaut.
Aus heutiger Sicht wurden zum Glick nicht alle Planungen realisiert. In den 1970er-Jahren
wurde verstarkt aber auch die Stadt- und S-Bahn ausgebaut, die City innerhalb des Rings vom
Durchgangsverkehr entlastet und weite Bereiche nur flir FuBgédnger- und Radfahrer reserviert.
Stuttgart hat mit der KonigstraRRe eine der langsten FuRgdngerzonen in Deutschland.



Vorwort

Dr. Detlef Kron

Stuttgart ist Gberhaupt mit einem FuBBgdngeranteil von 26 % am Modal Split eine ,,FuRganger-
stadt”, das belegen auch die zahlreichen traditionellen ,Staffele”. Insofern ist es ein weiteres
wichtiges Ziel des VEK, die Abkehr von der autogerechten Stadt zu einer lebenswerten
vertraglichen Stadt zu erreichen. Dem Menschen — Biirgern und Besuchern — sollen wieder
mehr Flachen im 6ffentlichen Raum zuriickgegeben werden.

Hier setzt auch das Leitbild des Stadtentwicklungskonzeptes ,Renaissance des 6ffentlichen
Raums”, das Projekt ,,Platze Parks und Panoramen” und die so genannte , Stadtentwicklungs-
pauschale” zur Verbesserung der Wohnumfeldqualitat in dicht bebauten Stadtteilen an.

Weitere Ziele zu mehr Stadtvertraglichkeit ist ein konsequentes flachensparendes Park-
raummanagement in Stadtteilen, in denen der Druck von Fremdparkern zu groR wird. Dieses
Instrument ist auch geeignet, um den Umstieg vom Pkw auf die Verkehrsarten des Umwelt-
verbunds zu unterstitzen.

Ein weiteres neues Thema beim VEK ist das Mobilitdtsmanagement. Durch spezielle Konzepte
fur groRe Firmen, Schulen, Einrichtungen und die Beratung der Biirger soll ein Umdenken bei
der Wahl der Verkehrsmittel hin zu einem umweltfreundlicheren Handeln erzeugt werden.
Vorhandene und neue Techniken — die so genannte Telematik — dynamische Parkleit- und
Verkehrslenkungssysteme sollen weiter ausgebaut und geférdert werden. Nicht nur die Ent-
wicklung von neuen Kraftfahrzeugen, sondern auch die Steuerung des Verkehrs in der Stadt
mit neuen Techniken ist ein Thema, das in Stuttgart in Zukunft eine flihrende Rolle einnehmen
wird.

Mit dem Verkehrsentwicklungskonzept 2030 legt die Landeshauptstadt Stuttgart erstmals ein
umfassendes Planwerk vor, das MaRstidbe setzt und auch fir die weitere Zukunft eine Grund-
lage flr alle weiteren Fragen in der Verkehrspolitik und-planung bildet. Es soll ein flexibles
Planungsinstrument sein, das sich aktuellen Entwicklungen anpasst und auf dem weitere
verkehrliche EinzelmaBnahmen aufbauen kdnnen.

Dr.-Ing. Detlef Kron

Leiter des Amts fur Stadtplanung und Stadterneuerung
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VEK 2030 Einleitung

Einleitung

Anlass

Mit dem Verkehrsentwicklungskonzept (VEK) wird eine umfassende und aktualisierte Dar-
stellung der Leitlinien der Verkehrsplanung mit konzeptionellen Aussagen fiir die Landes-
hauptstadt Stuttgart vorgelegt.

Grundlage des VEK ist der Beschluss des Gemeinderats vom 1. Juli 1999, mit dem anlasslich
des Feststellungsbeschlusses zum Flachennutzungsplan FNP 2010 die Verwaltung beauftragt
wurde, einen Verkehrsentwicklungsplan zu erarbeiten. (GRDrs. Nr. 200/1999)

Im aktuellen Stadtentwicklungskonzept aus dem Jahr 2006 wurde die Behandlung der
verkehrlichen Belange weitgehend ausgeklammert, da diese konkret im VEK behandelt wer-
den sollten.

Die letzte veroffentlichte Gesamtschau der verkehrsplanerischen Strategien fir die Landes-
hauptstadt war der Generalverkehrsplan 1975, der sich damals im Wesentlichen mit den
Beschliissen zum Ausbau der Stadtbahn und von Umfahrungsstrallen befasste.

Zielsetzung

Das VEK stellt einen Handlungsrahmen und Strategien fur die Verkehrsplanung der Stadt
Stuttgart fir die nachsten zwanzig Jahre dar — Zielhorizont ist das Jahr 2030. Es ist ein inte-
griertes und integratives Konzept, das eine Leitlinie der stadtischen Verkehrsplanung sein
soll und damit auch eine Priorisierung erforderlicher investiver, betrieblicher und ordnungs-
politischer MalRnahmen ermdglicht. Integriert heilt in diesem Fall auch, dass der Verkehr im
Zusammenhang mit der Umwelt, Stadtgestaltung und Stadtvertraglichkeit betrachtet wird.

Das VEK soll sicherstellen, dass die Mobilitdtsanspriiche der Stuttgarter Blirgerinnen und
Bilirger beriicksichtigt werden. Die dazu vorzuhaltenden Verkehrssysteme sollen funktions-
gerecht, sozialvertraglich und umweltgerecht sein. Sie sollen auBerdem gleichzeitig die
Wohnqualitat in Stuttgart verbessern und die wirtschaftliche Entwicklung férdern.

Die Sicherstellung der Mobilitat bei freier Wahl des Verkehrsmittels bedeutet immer auch,
einen Ausgleich unterschiedlicher Interessen vorzunehmen. Zielkonflikte lassen sich dabei
nicht vermeiden. Es muss daher immer eine Abwagung fiir den Einzelfall stattfinden.

Das VEK entfaltet seine Bindungswirkung als gesamtstadtisches, integriertes und strategi-
sches Entwicklungskonzept. Die Inhalte des VEK flieRen in die vorbereitende und verbindli-
che Bauleitplanung und andere Fachplanungen ein.



VEK 2030 Einleitung

Verfahren

Das VEK wurde von der Abteilung Verkehrsplanung und Stadtgestaltung des Amts fur Stadt-
planung und Stadterneuerung unter Beteiligung aller fiir stadtische Mobilitatsfragen zustan-
digen Amter und Einrichtungen erarbeitet. Prozessbegleitend wurde eine Lenkungsgruppe
eingerichtet, die aus Mitgliedern des Gemeinderats sowie Vertretern fachrelevanter Amter
und Institutionen bestand.

Abbildung 1 Phasen des VEK

Die intensive Blirgerbeteiligung und die Vielzahl der Anregungen von Institutionen und Ver-
banden zeigt, wie wichtig das Thema Verkehrsentwicklung in der Landeshauptstadt Stuttgart
ist. Nach den Dialogveranstaltungen im Oktober 2010 wurden noch bis Ende 2011 Anregun-
gen und Antrage eingereicht. Von fast allen Fraktionen des Gemeinderats wurden insgesamt
sechs Antrage zum VEK gestellt, nahezu alle Bezirksbeirdte haben nach einer gemeinsamen
Sitzung am 10.01.2011 das VEK nochmals behandelt. Viele Anregungen wurden Uber die
stadtische Homepage, per E-Mail und schriftlich von Vereinen, Verbanden usw. sowie von
Einzelpersonen eingereicht. Die mehr als 500 Kommentare und Anregungen wurden griind-
lich geprift und teilweise berticksichtigt. Neben aktuellen Entwicklungen und technischen
Neuerungen war die Biirgerbeteiligung Hauptgrund fiir die umfassende Uberarbeitung und
Aktualisierung.



VEK 2030 Einleitung

Aufbau und Struktur des VEK

Das VEK ist in zehn Kapitel gegliedert. Im ersten Kapitel wird die Ausgangslage in Stuttgart
dargestellt und die derzeitige Verkehrssituation in der Landeshauptstadt nach verschiedenen
Kriterien bewertet.

Danach erfolgt die Betrachtung der Rahmenbedingungen, die in der Verkehrsplanung zu be-
ricksichtigen sind. Dazu gehéren Themen wie demografischer Wandel, Siedlungsentwick-
lung, Umwelt- und Klimaschutz.

Zu den weiteren Entwicklungen der Verkehrsplanung gehéren auch neue Formen der Mobili-
tat wie Elektroantriebe, Carsharing, kinderfreundliche Verkehrsplanung oder Barriere-
freiheit.

Im zweiten Kapitel werden die Grundsatze und Leitbilder der Landeshauptstadt formuliert.

Anschliefend werden im dritten Kapitel das VEK in das Planungssystem anderer Fach- und
Gesamtplanungen eingeordnet und Handlungsfelder der Verkehrsplanung, die sich aus den
Rahmenbedingungen ergeben, dargestellt. Daraus werden dann Grundvoraussetzungen und
Planungsgrundsatze fur die zukiinftige Verkehrsplanung benannt. Das Kapitel Mobilitats- und
Verkehrsmanagement erdrtert die Wechselwirkungen und Verlagerungsmaoglichkeiten zwi-
schen den einzelnen Verkehrsarten sowie die Moéglichkeiten einer effizienteren Abwicklung
des Verkehrs.

In den Kapiteln finf bis neun wird auf die Handlungsmdglichkeiten, Strategien und MaR-
nahmen der einzelnen Verkehrsarten, Kfz-Verkehr, Wirtschaftsverkehr, Offentlicher Perso-
nennahverkehr (OPNV), Fahrradverkehr und FuBgéngerverkehr, eingegangen.

Zum Schluss jeden Kapitels werden priorisierte MaBnahmen benannt, die mit der Erstellung
des VEK erarbeitet wurden bzw. Bestandteil des Aktionsplans ,Nachhaltige Mobilitat in
Stuttgart” sind. Der Aktionsplan wurde vom Lenkungskreis Mobilitdt unter Leitung des Ober-
blrgermeister Fritz Kuhn erarbeitet, basiert auf neun Handlungsfeldern und bildet die
Schlussbetrachtung des VEK.

Abbildung 2 Handlungsfelder des Aktionsplans



VEK 2030 Einleitung

Handlungsrahmen

Um die Landeshauptstadt Stuttgart weiterhin als attraktiven Wirtschaftsstandort und
Wohnort mit hoher Lebensqualitdt zu positionieren, ist auch kiinftig eine zielorientierte und
vielschichtige Verkehrs- und Mobilitatsplanung erforderlich. Diese muss folgenden Grund-
satzen entsprechen:

e Sicherung der Leistungsfahigkeit im HauptstraRennetz und Angebote des Offentli-
chen Nahverkehrs,

e sorgsamer Umgang mit dem offentlichen Raum,

e Forderung und Erganzung des Nahverkehrsangebotes sowie nicht motorisierter, neu-
er und nachhaltiger Mobilitatsformen,

e aktive Aufklarung Gber Moglichkeiten und Auswirkungen des Mobilitatsverhaltens
sowie Bereitstellung von Instrumentarien, mit denen eine verstarkte Nutzung der
Verkehrsarten des Umweltverbundes erreicht wird und

e Transparenz gegenlber Burgerinnen und Birgern bei allen MaBnahmen der Ver-
kehrs- und Mobilitatsplanung.

Bereits heute werden die oben genannten Grundsdtze in der Landeshauptstadt Stuttgart
weitgehend verfolgt. Dieser praktizierte integrative Ansatz ist weiter zu fliihren und zu inten-
sivieren.

Der Ausbau der Verkehrsleitzentrale tragt dazu bei, den Verkehrsablauf im Individualverkehr
und im OPNV auch beziiglich der Umweltgesichtspunkte zu optimieren. Der OPNV ist als
qualitativ hochwertiges Verkehrsangebot etabliert. Mit der Férderung des Rad- und FulRgan-
gerverkehrs wird die urbane Qualitat der Landeshauptstadt gestarkt. Zugleich kann eine pro-
gressive Verkehrspolitik gemall den obigen Grundsatzen dazu beitragen, negativen Tenden-
zen wie z.B. der Abwanderung von Familien und Investoren entgegenzuwirken.

Hierzu ist einerseits der Qualitdatsstandard der bereits verankerten, integrativen Verkehrs-
planung zu sichern, andererseits ist der Aspekt der Mobilitatsplanung starker zu gewichten.
So sind z.B. Mallnahmen des Mobilitaitsmanagements konsequent und in einem starken Um-
fang umzusetzen. Fir eine wirkungsvolle Umsetzung von ,,Mobilitdt beeinflussende MaR-
nahmen®, ist eine verldssliche Bereitstellung von personellen und finanziellen Ressourcen
erforderlich.



1 Ausgangslage und

VEK2030 Rahmenbedingungen in Stuttgart

1. Ausgangslage und Rahmenbedingungen in Stuttgart
1.1. Ausgangslage
Lage

Die Landeshauptstadt Stuttgart erstreckt sich tber eine Flache von 207 km? und bildet mit
ca. 590.000 Einwohnern das Oberzentrum einer Region mit insgesamt 2,7 Mio. Einwohnern.
Die Einwohnerdichte Stuttgarts betragt ca. 2.850 Einwohner pro km? und liegt damit hoher
als in den meisten anderen deutschen GroRstddten. Der Einzugsbereich Stuttgarts in der
Metropolregion geht jedoch weit liber die Verwaltungsgrenzen des Regionalverbandes hin-
aus und hat einen Radius von ca. 40-50 km mit etwa 3,5 Mio Einwohnern.

Die Innenstadt Stuttgarts liegt in einem Talkessel und ist von einem Héhenkranz umgeben,
der sich zum Neckartal hin 6ffnet. Die maximal zu berwindende Hohendifferenz betragt
350 m. Das Stadtgebiet ist in 23 Stadtbezirke unterteilt, die sich durch die topografischen
Gegebenheiten und ihre Verkehrslage unterschiedlich entwickelt haben.*

So sind z.B. die Bezirke im Norden Uberwiegend industriell gepragt. In den Bezirken im Ne-
ckartal wird traditionell Wein- und Obstbau betrieben, gleichzeitig formt der Neckarhafen
mit seinen Gewerbegebieten das Stadtbild. Die eher landwirtschaftlich orientierten Bereiche
auf den Fildern sind einem dynamischen Wachstums- und Urbanisierungsprozess unterwor-
fen.? Das zeigen insbesondere die Entwicklungen am Flughafen und der Neuen Messe. Hier
befindet sich der verkehrliche Schnittpunkt zwischen Luftverkehr, Autobahn, BundesstralRen
und zuklinftig auch der Bahn. Dies ist nicht nur ein Transferraum, sondern auch das ,Tor”
nach Stuttgart.

! Quelle: Nahverkehrsplan Stuttgart, 1. Fortschreibung
? Quelle: Eigendarstellung der Stadt Stuttgart und seiner Bezirke, www.Stuttgart.de
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Abbildung 4 Stadtmessungsamt Stuttgart

Abbildung 3 Landeshauptstadt Stuttgart

Zuletzt gedndert: 21.11.2013

1 Ausgangslage und
Rahmenbedingungen in Stuttgart



1 Ausgangslage und

VEK 2030
Rahmenbedingungen in Stuttgart

Verkehrsnetze

Stuttgart ist Uberregional an die Autobahnen A 8 und A 81 angebunden. Verschiedene Bun-
desstralien fihren zudem von der Region in die Landeshauptstadt. Aufgrund der hohen Sied-
lungsdichte, aber auch wegen der besonderen topografischen Situation, konnte eine — wie in
anderen Stadten mit konzentrischem Siedlungswachstum — auRen liegende RingerschlieBung
nicht realisiert werden.

Innerstadtisch wurden in den 60er Jahren nach der Planungsphilosophie der autogerechten
Stadt Verkehrsachsen mit hoher Trennwirkung wie der Hauptstatter Strale/ Kon-
rad-Adenauer-StralRe (B14) und der Theodor-Heuss-StraRe/ FriedrichstralRe (B27) geschaffen.
Ab den 70er Jahren folgten dann der Ausbau der Stadtbahn und die Realisierung flachenhaf-
ter FuRBgangerzonen.

Auch durch den zwischenzeitlichen Bau von verschiedenen Tunneln (Heslacher Tunnel, Feu-
erbacher Tunnel usw.) fiir den motorisierten Individualverkehr (MIV) wurde das in seiner
Grundstruktur auf die Innenstadt ausgerichtete Verkehrsnetz nicht wesentlich verandert.
Aufgrund der Topografie werden VerkehrsstraBen und Schienenwege oft in den Tallagen
gebindelt gefiihrt. Die Verkehrsbauwerke haben gerade im Neckartal eine grofle Trennwir-
kung zwischen Innenstadt und Flusslandschaft, wie die B 10/14 entlang der Bezirke im Ne-
ckartal und die parallel verlaufenden Bahngleise. So haben die Neckarvororte durch Ver-
kehrsbauwerke und Gewerbeansiedlung kaum direkten Zugang zum Neckar.

Der OPNV in Stuttgart ist mit 16 Stadtbahnlinien, 56 Buslinien und 6 S-Bahnlinien gut ausge-
baut und sichert mit insgesamt 1.162 km Streckenldange und 897 Haltestellen ein gutes Nah-
verkehrsangebot in der Landeshauptstadt.?

Seit Anfang der 90er Jahre wird in Stuttgart am Ausbau eines flaichendeckenden Radver-
kehrsnetzes gearbeitet. Das Radwegenetz wurde in den letzten 20 Jahren von 54 km auf 160
km ausgebaut. Wesentliche Bestandteile des Radverkehrsnetzes sind neben den Radwegen
das gesamte Tempo-30-Zonen-Netz, die land- und forstwirtschaftlichen Wege, in Gegenrich-
tung geoffnete Einbahnstralen und Fahrradstreifen, sowie Schutzstreifen auf Hauptver-
kehrsstralden.

Stuttgart ist eine Stadt der kurzen Wege, vieles kann zu FuB erreicht werden, die gesamte
City ist den FuBgangern vorbehalten. Allerdings existiert ein gesamtstadtisches Fullwegekon-
zept bislang nicht, soll aber in den nachsten Jahren erarbeitet werden. Bei den Planungen
werden aber quartiersbezogene FuBwegenetze berlicksichtigt. Eine Besonderheit Stuttgarts
sind die ,Staffele”: Treppenwege, die als Radialverbindung entlang der Hanglagen verlaufen.
Neben ihrer historischen Bedeutung sind sie ein wichtiger Bestandteil des Stadtbildes fur
FuRganger. Rund 400 Staffele mit ca. 30 km Treppenlange gibt es.

* Verbundbericht 2010
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Modal Split

Von allen Wegen der Stuttgarter Wohnbevolkerung werden 26% zu Ful’, 5% mit dem Fahr-
rad, 24% mit dem 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) und 45% mit dem Auto zuriick-
gelegt.*

Modal Split der Stuttgarter Wohnbevoélkerung

26 %

45 %

5%

24 % zu FulR
B Fahrrad
OPNV

Auto

Abbildung 4 Modal Split der Stuttgarter Wohnbevoélkerung

Betrachtet man den Modal Split nach zeitlichen oder raumlichen Aspekten, ist zu erkennen,
dass Wege, die in der Innenstadt beginnen oder enden, zu 51 % mit Bussen oder Bahnen
zuriickgelegt werden.”

Der Radverkehrsanteil schwankt, je nach topografischen Gegebenheiten und Wetterlage
erheblich. So liegt der Anteil im z.B. im Stadtbezirk Vaihingen auf der Filderebene bei 9,8 %.
Der FuRgangerverkehr hat mit 26 % einen erfreulich hohen Anteil am Modal Split.

* Verband Region Stuttgart, Mobilitit und Verkehr in der Region Stuttgart 2009/2010, Schriftenreihe, Marz
2011, Heft Nr. 29
> Verband Region Stuttgart, Mobilitit und Verkehr in der Region Stuttgart 2009/2010, Schriftenreihe, Marz
2011, Heft Nr. 29
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Verkehr in Stuttgart

Der motorisierte Individualverkehr (MIV) hat seit den 60er Jahren an der Markungsgrenze
nahezu durchgehend zugenommen und liegt derzeit bei 818.000 Kfz am Tag (6.00 — 22.00
Uhr). Der ein- und ausstrahlende Verkehr am Kesselrand bewegt sich seit iber 30 Jahren
nahezu konstant in einem Bereich zwischen ca. 400.000 und 450.000 Kfz in 16 Stunden.

Abbildung 5 Entwicklung des ein- und ausstrahlenden Kfz-Verkehrs (6-22 Uhr)

Die positive wirtschaftliche Entwicklung in der Region und die Attraktivitdit des Umlands als
Wohnstandort haben in den letzten Jahrzehnten durch zunehmende Pendlerstréme zu einer
Erhohung der Verkehrsmenge an der Markungsgrenze gefiihrt.

2011 lag die Anzahl der privaten Pkw bei 555 pro 1.000 Einwohner. Damit weist Stuttgart im
Vergleich anderer deutscher GroRst4dte einen hohen Motorisierungsgrad auf.®

Der OPNV spielt besonders im Berufs- und Ausbildungsverkehr (Schiiler und Studenten) eine
groRe Rolle. Rund 66 % der beforderten Personen gehdéren einer dieser beiden Gruppen an.

® Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart — Statistik Kraftfahrzeuge 2011
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Um die Anbindungsqualitdt abschitzen zu kdnnen, ist der Vergleich des Zeitaufwands OPNV-
MIV von besonderem Interesse. Nach den vorliegenden Untersuchungen’ (siehe auch Abb.
5) zeigt sich, dass gerade in den innenstadtnahen Bereichen der Vorteil beim OPNV liegt.
Gebiete in unmittelbarer Nahe von S- und Stadtbahnhofen sind ebenfalls beglinstigt.

Abbildung 6 Reisezeit-Isochronen OV, MIV

Fiir den Radverkehr sind die topografischen Gegebenheiten Stuttgarts eine besondere Her-
ausforderung. Innerhalb des Innenstadtbereichs, entlang des Neckartals und auf den An-
hohen sind die topografischen Bedingungen aber gut. Um den Fahrradverkehr attraktiver zu
machen, hat die Stadt Stuttgart in den letzten Jahren mit deutlichen infrastrukturellen MafR3-
nahmen, begleitender Offentlichkeitsarbeit und zielgruppenorientierten Projekten reagiert.
Der Anstieg des Radverkehrs im Alltags- und Freizeitverkehr ist im Stadtbild sichtbar.

Der Anteil der FuBganger ist Uber viele Jahrzehnte erfreulicherweise konstant geblieben. Der
Anteil der Einkaufs- und Freizeitwege hat zugenommen, wahrend der Anteil der berufsbe-
dingten Wege abgenommen hat®. Durch das Leitbild ,Stadt der kurzen Wege“ und das

7 Untersuchungen zum Verkehrsentwicklungskonzept der LHS Stuttgart, BSV Biiro fiir Stadt- und Verkehrspla-
nung Dr. Ing. Baier GmbH, Aachen 2009

8 Verband Region Stuttgart, Mobilitat und Verkehr in der Region Stuttgart 2009/2010, Schriftenreihe, Marz
2011, Heft 29

Zuletzt gedndert: 21.11.2013 -10 -
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kommunale Handlungsfeld ,Kinderfreundlichkeit” sind die Belange der Fullgdnger wieder
starker in den Mittelpunkt geriickt. Gerade im Hinblick auf den demografischen Wandel be-
dirfen die FuBganger mehr Berlicksichtigung, da urbanes Lebensgefihl in hohem MaRe von
der Aufenthaltsqualitat im 6ffentlichen Raum abhangt.

Bei der Verkehrssicherheit steht Stuttgart im bundesweiten Vergleich relativ gut da. Vor
allem die Zahl der Unfalle mit Todesfolge ist im Verhdltnis zu vergleichbaren Grof3stadten
sehr gering. Zwar ist die Zahl der Unfalle insgesamt in den letzten Jahren gestiegen, die Zahl
der Verletzten aber ist im gleichen Zeitraum gesunken. Angestiegen ist vor allem die Zahl der
Unfalle mit Zweiradfahrern, was auch an der steigenden Zahl der Radfahrer selbst liegt.

Die Unfallursachen sind dabei in der Regel ,innenstadttypisch®, wie z.B. Fehler beim Abbie-
gen, Wenden oder Riickwartsfahren. Die Bemiihungen um die Verkehrssicherheit bei der
Gestaltung der Verkehrsanlagen und die Mallnahmen der Polizei zeigen Fortschritte, die
weitergefiihrt werden sollten.

Die Bewertung der Umweltvertrdaglichkeit des Verkehrs erfolgt nach Energieverbrauch,
Luftreinhaltung und Larmbelastung. Laut Klimaschutzkonzept KLIKS® bindet der Verkehr in
Stuttgart einen Anteil von 22 % des Energieverbrauchs. Der Verkehr stellt damit ein wichti-
ges Potential zur Erreichung der Minderungsziele, zu denen sich Stuttgart verpflichtet hat.
Bei der Luftreinhaltung liegen die verkehrsbedingten Schadstoffe (z.B. Stickoxide, PM10,
Ozon) in Stuttgart auf einem hohen Niveau. Das liegt zum Teil an der Topografie, da die Kes-
sellage einen raschen Austausch der Luftmassen begrenzt.

% KLIKS Klimaschutzkonzept der Stadt Stuttgart

-11 -
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Abbildung 7 Larmkartierung Stuttgart 2012

Die groBten verkehrsbedingten Larmbelastungen treten entlang der HaupteinfahrtstralRen,
im Innenstadtbereich sowie entlang der Autobahn auf.

1.2. Rahmenbedingungen

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen stehen in Wechselwirkung zu den Mobil-
itdtsanspriichen und der Verkehrsplanung. Zu den sich in den nachsten Jahrzehnten dndern-
den Rahmenbedingungen gehdéren:

Siedlungsentwicklung und Stadtplanung

Stuttgart muss sich auf weniger Einwohner und einen héheren Anteil dlterer Menschen ein-
stellen. Dadurch wird sich der Wettbewerb der Metropolregionen um Einwohner und Inves-
toren verscharfen. Dabei wird es aber zwischen den Metropolregionen vor dem Hintergrund
unterschiedlicher Standortgunst verschiedene Entwicklungen geben. Die Mobilitdats- und
Verkehrsplanung hat dabei einen besonderen Stellenwert.

Die Abnahme der Bevoélkerungszahl fihrt tendenziell zu einer Zentralisierung von Bildungs-
und Versorgungseinrichtungen. Dadurch entstehen langere Wege. Eine gezielte Siedlungs-
entwicklung, die die polyzentrischen Strukturen und die Siedlungsachsen mit ihrer verkehrs-

-12 -
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glnstigen Lage beriicksichtigt, wie sie in Stuttgart gegeben sind, kann aber einen Erhalt der
dezentralen Einrichtungen bewirken.

Umwelt- und Klimaschutz

Der Umwelt- und Klimaschutz ist in unserer Gesellschaft von malRgeblicher Bedeutung, sein
Stellenwert wird noch deutlich zunehmen. Dies zeigen auch die Anstrengungen aller mit der
Mobilitat befassten Forschungsbereiche, eine nachhaltige Entwicklung der Mobilitat zu for-
dern. Im kommunalen Bereich spielen hier unter anderem die Themen der emissionsabhan-
gigen Verkehrssteuerung und der Umgang mit neuen Antriebs- und Mobilitatsformen eine
wesentliche Rolle, um Umwelt- und Klimaschutzziele einhalten zu kénnen.

Kosten der Mobilitit

Es ist absehbar, dass sich der Forderrahmen fir Infrastruktur zu Lasten der Kommunen ver-
andert. Moglich ist, dass die Finanzierung des offentlichen Raums, die Bezuschussung von
Mobilitatsangeboten und die insgesamt notwendigen Qualitatsstandards kiinftig starker dis-
kutiert werden mussen.

Die Verkehrsleistungen im Giter- und Personenverkehr werden sich verteuern. In welchem
Umfang und mit welcher Geschwindigkeit sich Energiepreise und Mobilitatskosten aufgrund
globaler Prozesse entwickeln werden, ist nicht kalkulierbar. Die Kosten der Erhaltung und
Qualitatssicherung der Verkehrsinfrastruktur werden steigen.

Neue Formen der Mobilitit / E-Mobilitat

Flexible Arbeitszeiten und Individualisierung der Lebensstile haben auch Einfluss auf die zu-
kiinftigen Mobilitatsanspriche.

Der Anteil der Birger, die die

verschiedenen verfligbaren
Mobilitatsangebote und -dienste
situationsabhangig nutzen,

wadchst. Gerade im Innenstadtbe-

reich wird das Auto kiinftig gege-

benenfalls nur als eine von vielen

Moglichkeiten der Mobilitdt ge-

sehen.  Fahrradverleihsysteme,

Carsharing, verschiedene Formen

von Fahrzeugen mit alternativen Abbildung 8 Anwendung "moovel" (www.moovel.com)

Antrieben usw. werden weiterent- ent-
wickelt und in den Umweltverbund integriert. Wie sich die neuen Antriebstechnologien in
Zukunft verteilen, kann nur schwer vorhergesagt werden. Im Fokus steht derzeit die Elekt-
romobilitat, sei es in Autos, Kraftradern oder Fahrradern.

-13-



1 Ausgangslage und

VEK2030 Rahmenbedingungen in Stuttgart

Die flexible Nutzung und die individuelle Zusammenstellung der Verkehrsarten u.a. erfor-
dern einheitliche Tarife und Bezahlmdglichkeiten. Bedingung ist, dass alle Mobilitdtsangebo-
te miteinander verknipft sind.

Demografischer Wandel

Durch Wanderungszuwdachse und einen leichten Geburtenliberschuss in den letzten Jahren
ist der demografische Wandel in Stuttgart nicht so dramatisch wie in anderen Stadten.
Randbedingungen, wie der Umfang des Zuzugs von
Menschen in die Stadt, aber auch die begrenzt fir
zusatzliche Wohnbebauungen zur Verfligung ste-
henden Flachen spielen dabei eine Rolle. Auf lange
Sicht allerdings wird auch in Stuttgart der Anteil dlte-
rer Menschen wachsen. Die Landeshauptstadt un-
ternimmt daher viele Anstrengungen, um das Leben
in Stuttgart familien- und kinderfreundlich zu gestal-
ten und dem demografischen Wandel zu begegnen.
Der demografische Wandel hat auch Auswirkungen
Abbildung 8 Demografischer Wandel auf die Mobilitat. Der Ruckgang der Bevolkerungs-
zahl muss dabei nicht automatisch zu einer Entlas-
tung der StraBen fiihren — im Gegenteil: Die ,Alteren von morgen” haben fast alle den Fiih-
rerschein und ein eigenes Auto zur Verfligung.

Barrierefreiheit

Durch den demografischen Wandel wird der Anteil der Alteren und Hochbetagten steigen.
Daher wird der Abbau von Mobilitdatsbeschrankungen immer wichtiger. Dies kommt auch
anderen Verkehrsteilnehmern z.B. Personen mit Kinderwagen zugute. Fiir die Verkehrspla-
nung heillt das, die gebaute Umwelt einschlielich der Verkehrsmittel so zu gestalten, dass
sie von allen, auch ,von behinderten Menschen in der allgemeiniiblichen Weise, ohne be-

sondere Erschwernis und grundsatzlich ohne fremde Hilfe zugénglich und nutzbar ist“*°.

1% Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes BGG, §4

-14 -
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Kinderfreundliche Verkehrsplanung

Kinder und Jugendliche sind Uber-
wiegend zu Full und mit dem Fahr-
rad unterwegs. Gleichzeitig sind sie
die schwdchsten Verkehrsteilneh-
mer, deren Bedirfnisse besondere
Beachtung finden muissen. Es muss
daher standige Aufgabe der Ver-
kehrsplanung sein, die entspre-
chenden Belange ausreichend zu
berlcksichtigen.

Abbildung 10 Kinder

Biirgerbeteiligung

Der Anspruch der Biirgerinnen und Blrger wachst, in Planungsprozesse intensiver als bisher
einbezogen zu werden. Zukinftig gilt es nicht nur, den Birger Uber Verkehrsprojekte zu in-
formieren, sondern ihn verstarkt in den Planungsprozess einzubeziehen. Biirgerbeteiligung
und der offentliche Austausch schaffen Transparenz und Akzeptanz fiir notwendige Veran-
derungen in der Offentlichkeit und bei den Betroffenenen. Letztlich dient biirgerschaftliches
Engagement auch den Anwohnern, da die Diskussion und Beteiligung an Planungsprozessen
identitatsstiftend flr ein Quartier oder eine StraBe wirken kénnen.

1.3. Zusammenfassung

Die Verkehrssituation in Stuttgart resultiert aus den historischen Entwicklungen bei der
Netzplanung der verschiedenen Verkehrssysteme. Das Stralennetz pragt in der Innenstadt
das Stadtbild. Im innerstadtischen OPNV konnte eine sehr gute Qualitit erreicht werden. Die
Anstrengungen zur Verbesserung der Situation fliir den Radverkehr machen sich bemerkbar,
es gilt aber noch zahlreiche Liicken zu schlielRen. Fiir den Fullgangerverkehr bilden das histo-
rische Wegenetz und die bestehenden stadtebaulichen Strukturen eine gute Ausgangssitua-
tion. Die SchlieBung wichtiger Netzliicken und vor allem die Attraktivierung des Bestands-
netzes einschlielich des offentlichen Raumes werden jedoch auch in Zukunft grofler An-
strengungen bedirfen.

Grundsatzlich gilt, dass auf Grund der besonderen topografischen Lage und der teilweise
sehr engen Stadtstrukturen die nachtragliche Modifikation bzw. der Ausbau von Verkehrs-
netzen erschwert ist und oftmals Eingriffe fir andere Verkehrsarten erfordert.

Stuttgart steht wie alle Kommunen vor einem Wandel von gesellschaftlichen, technischen
und wirtschaftlichen Randbedingungen, der einen zunehmenden Einfluss auf die Mobilitat

-15 -
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und Verkehrsplanung haben wird. Die aufgezeigten Tendenzen und Randbedingungen sind
dabei zum Teil gegenlaufig. So erfordert z.B. eine Stadt, die attraktiv fiir Familien sein soll,
eine sehr hohe Lebensqualitat. Gleichzeitig kann eine unglinstige Wirtschaftslage zur Redu-
zierung von Standards im offentlichen Raum oder im Nahverkehr fiihren.

Auf sich absehbar dndernde Rahmenbedingungen wird bereits heute in Form von gesamt-
stadtischen Strategien, aber auch verkehrsplanerischen Standards und MaRnahmen reagiert.
Hierzu zahlen z.B. der Demografische Wandel, die Barrierefreiheit oder ein kinderfreundli-
ches Stuttgart.

Gleichzeitig konnen einige der dargestellten Rahmenbedingungen das kiinftige Verkehrsge-
schehen in hohem Mal und grundlegend verdandern. Dies betrifft z.B. die Vorgaben des
Umwelt- und Klimaschutzes, neue Mobilitdtsformen und Antriebstechnologien sowie vor
allem die Kosten der Mobilitat. Zeitpunkt und Intensitat entsprechender Veranderungen sind
jedoch nicht exakt kalkulierbar. Die wesentlichen Entscheidungen hierzu werden auch nicht
auf kommunaler Ebene getroffen werden.

Insofern gilt es, die erkennbaren Veranderungen und deren Chancen und Risiken zu analysie-
ren und diesen im Sinne einer Starkung des Standorts Stuttgart entsprechende Strategien
und MaBnahmen entgegenzusetzen.

Vor diesem Hintergrund wurde bei der Bearbeitung des VEK bewusst auf die Erarbeitung von
Prognoseszenarien verzichtet. Vielmehr hat der Gemeinderat konkrete Zielsetzungen fir die
kiinftige Mobilitat in Stuttgart intensiv beraten und beschlossen (vgl. Kap. 2 Grundsatze zu-
kiinftiger Mobilitat). Unter deren Beriicksichtigung konzentriert sich das vorliegende VEK
nach Abschatzung von Zukunftsfahigkeit, Machbarkeit und Finanzierbarkeit auf die Formulie-
rung von Standards und die Empfehlung von MaRnahmen, die nach heutigem Kenntnisstand
eine stadtvertragliche Mobilitat in Stuttgart sicherstellen kénnen.

-16 -
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2. Ziele zukiinftiger Mobilitit

Die Mobilitdat im 21. Jahrhundert muss vor allem vor dem Hintergrund des notwendigen
Umwelt- und Klimaschutzes nachhaltig sein. Das Ziel, dass im Stuttgarter Talkessel 20% we-
niger Pkw mit umweltbelastender Motorisierung fahren sollen, tragt diesem wichtigen The-
ma Rechnung. Mobilitdt muss sozial gerecht sein, um allen Biirgerinnen und Birgern Mobili-
tat zu ermoglichen. Gleichzeitig muss gewahrleistet sein, dass der Wirtschaftsverkehr funkti-
oniert. Die Intensivierung der durch die Innenentwicklung bereits verfolgten , Stadt der kur-
zen Wege"“ ist ein weiterer wichtiger Baustein, um nachhaltige Mobilitat zu unterstitzen.
Nachfolgend sind Leitbilder fiir alle Verkehrsarten aufgefiihrt, die vom Gemeinderat der
Landeshauptstadt Stuttgart beschlossen wurden.

Praambel

Ubergeordnetes Ziel der Landeshauptstadt Stuttgart ist eine nachhaltige Stadtentwicklung.
Das heildt, die Verkehrspolitik muss sozial gerecht, umweltvertraglich und wirtschaftlich sein
und die Funktionsfahigkeit der Verkehrstrager und damit die mobile Vielfalt sichern. Die das
Angebot einer funktionsfahigen Verkehrsinfrastruktur erganzenden wesentlichen Ziele des
Verkehrsentwicklungskonzepts, namlich Klimaschutz, Reduzierung der Belastungen durch
Larm und Luftschadstoffe, die Verbesserung des Wohnumfeldes fiir die Stuttgarter Bevolke-
rung durch Erhéhung der Aufenthaltsqualitdten in den Wohngebieten sowie Forderung der
wirtschaftlichen Entwicklung, finden sich in den Zielkonzepten zu allen Leitbildern, die fir
jede Verkehrsart formuliert sind, wieder.

Stuttgart versteht sich als Stadt der Mobilitat. In den vergangenen Jahrzehnten ist es gelun-
gen, die Angebote in allen Verkehrsarten zu erweitern und zu verbessern. Dennoch besteht
weiterer Handlungsbedarf, der sich aus den sich wandelnden Randbedingungen und neuen
Anforderungen ergibt. Dies sind z.B. die Berlicksichtigung neuer Umweltqualitatsziele, die
Sensibilitat bezuglich des Umgangs mit 6ffentlichen Raumen oder die Konsequenzen, die sich
aus dem demografischen Wandel ergeben. Das Verkehrsentwicklungskonzept 2030 soll auf-
zeigen, wie Verkehrssysteme vor diesem Hintergrund weiterentwickelt werden kdénnen. Vor-
rangiges Ziel dabei ist, die Mobilitat der Menschen und den Transport von Giitern bei freier
Wabhl des jeweils zweckmaRigsten Verkehrsmittels sicherzustellen. Die durch die Stuttgarter
Topografie begrenzt zur Verfigung stehenden Verkehrsflichen bzw. die vorhandenen Ver-
kehrsnetze sollen so weiterentwickelt werden, dass eine Koexistenz aller Verkehrsarten er-
moglicht wird.

-17 -
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2.1. Verkehr verfliissigen - Automobilitiat umweltfreundlich gestalten

Basis des stadtischen StralRennetzes ist das HauptverkehrsstralBennetz, das funktionsfahig
sein muss, in dem aber, insbesondere in stadtebaulich sensiblen Bereichen wie Wohn- oder
EinkaufsstraRen mit vergleichsweise hohen Verkehrsbelastungen, eine stadtvertragliche Ge-
staltung gefordert wird. Das gesamtstadtische HauptverkehrsstraBennetz und insbesondere
der City-Ring soll stadtgestalterisch weiterentwickelt werden.

Ein wichtiges Instrument daflr ist unter anderem die Umsetzung eines umfassenden Ver-
kehrsmanagements in einem strategischen Netz, das ein Reagieren auf Stérungen im Ver-
kehrsablauf sowie verkehrsmittelibergreifende Steuerungen unter Berlicksichtigung von
Umweltbelangen ermdéglicht. Das Verkehrsmanagement wird weiter ausgebaut und durch
ein Mobilitatsmanagement ergdnzt, das durch verschiedene Mallhahmen den Umweltver-
bund starken und so zu einer Sensibilisierung beziglich der Verkehrsmittelwahl fihren soll.

Das Parkierungsangebot und —management soll den ortlichen Erfordernissen angepasst
werden. Durch konzeptionelle Ansatze soll das Parkraumangebot optimiert werden. Dabei
ist eine Abwagung zwischen dem Stellplatzangebot und der Verbesserung der
Wohnumfeldqualitat in Stadtquartieren vorzunehmen. Im Bereich des City-Rings soll durch
ein geeignetes Parkraummanagement die Nutzung der vorhandenen Kapazitaten verbessert
werden.

2.2. Wirtschaftsverkehr stadtvertrdglich organisieren

Voraussetzung fir einen funktionsfahigen Wirtschaftsstandort Stuttgart ist eine ausreichen-
de ErschlieBung, die einen effizienten Wirtschaftsverkehr ermdéglicht. Alle Gewerbegebiete
sollen auf moglichst kurzen Wegen und gut erreichbar angebunden werden. Dazu sollen
Lkw-Routen definiert werden, durch die Quartiere mit Wohn- und Aufenthaltsfunktion ge-
schitzt werden kénnen.

Der Guterverkehr erhélt ausreichend Liefer- und Lademaglichkeiten. Firmen, die auf die An-
oder Auslieferung von Waren angewiesen sind, werden bei der Erstellung von Logistik-
Konzepten unterstiitzt. Dabei sollen die Transporte per Schiene und Schiff gefordert werden.

Die verschiedenen Trager des Wirtschaftsverkehrs — per StraRe, Schiene, Wasser oder Luft —
sollen geférdert und effizient vernetzt werden, um die Bediirfnisse der Nachfrager abzude-
cken. Dazu leistet die Stadt ihren Beitrag.

Die Mobilitat der ortlichen Mitarbeiter und der Berufspendler wird durch das Angebot eines
betrieblichen Mobilitditsmanagements fir alle interessierten Unternehmen verbessert. Das
betriebliche Mobilitditsmanagement soll die Sensibilitat flir das Mobilitdtsverhalten der Fir-
menangehdrigen erhéhen und dazu fiihren, dass Verkehrsmittel des Umweltverbundes und
Mitfahrgemeinschaften starker genutzt werden. Damit soll das StraBennetz im Umfeld gro-
Berer Unternehmen entlastet werden.
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2.3. Offentlichen Nahverkehr ausbauen - Attraktivitit steigern

Der 6ffentliche Personennahverkehr bedarf einer besonderen Forderung, damit er eine Al-
ternative zum motorisierten Individualverkehr ist. Das Angebot des offentlichen Personen-
nahverkehrs liefert einen unverzichtbaren Beitrag, um die Mobilitat in Stuttgart fur alle Be-
volkerungsgruppen zu gewahrleisten. Der OPNV soll weiter ausgebaut, attraktiv gestaltet
und dem Bedarf angepasst werden. Damit sollen Anreize fiir den Umstieg auf den OPNV er-
héht werden.

Die Ressourcen sind moglichst effizient einzusetzen. Wichtige Merkmale eines hochwertigen
offentlichen Personennahverkehrs sind Schnelligkeit, Plinktlichkeit, sowie preisliche Attrakti-
vitat. Weiterhin gehdren zu einem attraktiven Nahverkehrssystem Bequemlichkeit und Si-
cherheit, die durch Sauberkeit in den Fahrzeugen, Haltestellen und allen sonstigen Aufent-
haltsbereichen der Fahrgdste unterstltzt werden. Barrierefreie Zugdange an allen Haltestel-
len, Prasenz im offentlichen Raum, verstandliche Fahrgastinformationen sowie ein aufeinan-
der abgestimmter Takt auf allen S-Bahn-, Stadtbahn-, und wichtigen Buslinien sind weitere
Qualitatsmerkmale.

2.4. Radverkehr stirken - Anteil erhohen

Der Anteil des Radverkehrs als gesundes und umweltschonendes Verkehrsmittel soll erheb-
lich gesteigert werden. Es gibt ebene Bereiche in Stuttgart, in denen das Fahrrad fiur Wege-
entfernungen bis ca. 3 km eine Alternative zu den anderen Verkehrsmitteln darstellt. Aber
auch die bewegte Topografie Stuttgarts kann ein Anreiz sein, das Rad zu nutzen. Dies bezieht
sich sowohl auf kiirzere Fahrten in den Stadtteilen, als auch auf langere Strecken, wie z.B.
Fahrten aus den duBeren Stadtbezirken in die Stadtmitte.

Voraussetzung ist der weitere Ausbau eines sicheren und ausreichend dichten Radverkehrs-
netzes, das durch unterschiedliche Streckenqualitiaten ein Angebot sowohl fiir den Alltags-
als auch fiir den Freizeitverkehr bietet. Dabei sollen moglichst direkte Verbindungen und
kurze Wege angeboten werden. Ein Radverkehrskonzept soll die erforderlichen Hauptrad-
routen in der Gesamtstadt darstellen. Diese sollen vorrangig umgesetzt werden. Hinzu
kommen MalRnahmen wie die Herstellung begleitender Infrastruktureinrichtungen, wie z.B.
der Verkniipfung mit dem OPNV. Weiterhin soll eine konsequente Offentlichkeitsarbeit mit
zu der angestrebten Steigerung des Radverkehrsanteils beitragen.
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2.5. Mehr fiir Fuf3gianger tun - Wege und Verbindungen verbessern

Stuttgart besticht durch seine reizvolle Topografie, die sich vor allem im Talkessel mit dem
vorhandenen Wegenetz (,Staffele”) erleben lasst. Unabhangig davon ist die Fortbewegung
zu Full die umweltfreundlichste Art der Mobilitat. Die Mdglichkeiten fiir FuBganger sollen
daher weiter verbessert werden. Dazu gehoren attraktive und kurze Verbindungen und inte-
ressante Wege, die auch Kindern Raum zu gefahrlosem Spielen bieten. FuBwege sollen, so-
weit moglich, barrierefrei sein und sichere Querungen der Stral3en erlauben.

Die Anziehungskraft eines Straenraums ist dann sehr hoch, wenn er FuRganger zum Ver-
weilen einladt. Die Verbesserungen fir FuBganger sollen sich daher nicht nur auf unterge-
ordnete StraBen und Wege beschranken, sondern auch ganz bewusst Hauptverkehrsachsen
mit einbeziehen. Zu attraktiven FuBwegen und FuBgadngerbereichen gehoért grundsatzlich
eine hohe Aufenthaltsqualitat der offentlichen Raume, sowohl in StraRen als auch auf Plat-
zen.

Die Attraktivitat soll durch eine generelle Wegekennzeichnung erhoht werden, um die
Auffindbarkeit von offentlichen Einrichtungen, historischen Gebauden, Haltestellen des 6f-
fentlichen Personennahverkehrs zu erleichtern.
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3. Integrierte Planung

Die Verkehrsplanung ist Bestandteil des stadtischen Lebens und muss in die unterschied-
lichsten Ziele, Leitbilder und Planungen integriert werden. Sie befindet sich damit in einem
Spannungsfeld zwischen Umwelt, Wohnumfeld, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Be-
langen. Das VEK steht daher in direkten Zusammenhang mit verschiedenen Fachplanungen
und baut auf fachlich Gibergeordneten Planwerken und gesetzlichen Vorgaben auf.

3.1. Zielmatrix

Die Zielmatrix verdeutlicht beispielhaft das Spannungsfeld, in dem sich die Verkehrsplanung
befindet. Unterschiedliche, teils konkurrierende oder gar sich ausschlieRende Bedirfnisse
miussen in der Planung bertlicksichtigt werden.

Abbildung 11 Zielmatrix
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3.2. Das VEK im Planungssystem

Das VEK baut auf Vorgaben verschiedener raumlich oder fachlich Gbergeordneten Planwer-
ken oder gesetzlichen Vorgaben auf und flhrt diese im Detail weiter aus. Bezogen auf die
weitere Entwicklung der Landeshauptstadt Stuttgart stehen vor allem folgende Plane und
Zielvorstellungen im direkten Zusammenhang mit dem VEK:

e Der Regionalverkehrsplan,

e der Nahverkehrsplan,

e der Flachennutzungsplan,

e die Luftreinhalte- und die Lirmminderungsplanung,
e das Klimaschutzkonzept und

e das Stadtentwicklungskonzept.

Als Fachplan zu Mobilitdt und Verkehr steht das VEK auf einer Stufe mit anderen stadtebau-
lichen Konzepten, wie z.B. dem ,,Stadtentwicklungskonzept — Strategie 2006“ (STEK) und ist
in seiner Entstehung und Fortschreibung eng mit diesen Planungen verkniipft.

Abbildung 12 Das VEK im Planungssystem
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Der Regionalverkehrsplan RVP

Der Regionalverkehrsplan wurde als zusammenhdngendes Konzept fiir die verkehrliche Ent-
wicklung der Region Stuttgart vom Regionalparlament beschlossen. Er ist ein Teilbereich und
eine Vertiefung des Regionalplans. Die Festlegungen von Infrastruktureinrichtungen und
Schwerpunkten baulicher Entwicklungen haben Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen in
Stuttgart. Die wichtigsten Ziele des RVP sind:

e Abgestimmte Weiterentwicklung der Siedlungs- und Verkehrsstruktur,

e Entwicklung von OV (Offentlicher Verkehr), MIV (motorisierter Individualverkehr),
Rad- und FuRverkehr als integriertes System,

e (OV-Ausbau mit oberster Prioritit,

e Bindelung des MIV auf groflen Achsen und

e Herstellung von Landschaftsbriicken tiber trennende Verkehrsachsen.

Der Nahverkehrsplan (NVP)

Der Nahverkehrsplan gibt den Rahmen fiir die Entwicklung des 6ffentlichen Personennah-
verkehrs vor. Er ist auf einen Zeithorizont von funf Jahren ausgelegt. Neben den strategi-
schen Vorgaben enthilt er vor allem konkrete MaRBnahmen zur Verbesserung des OPNV in
den kommenden Jahren. Der Nahverkehrsplan ist Teil des VEK und wird im Kapitel 7 zum
offentlichen Personennahverkehr eingehender behandelt.

Der Flichennutzungsplan (FNP)

Grundlage der stadtebaulichen Planung ist der FNP 2010. Ein wichtiges Anliegen des Flache-
nnutzungsplans ist die integrierte Gesamtschau der flr die Stadtentwicklung wichtigen Ein-
zelkomponenten. Der Flachennutzungsplan verfolgt das Leitbild ,stadtvertraglicher Ver-
kehr”. Das heiBt, Verkehrsvermeidung durch sinnvolle Nutzungszuordnung, Sicherung des
notwendigen Wirtschaftsverkehrs, Verdanderung des Modal Splits zugunsten der Verkehrs-
mittel des Umweltverbunds und Verkehrsberuhigung zum Schutz sensibler Nutzungen in der
Stadt, insbesondere des Wohnens.

Luftreinhalteplanung

Luftreinhaltepldne sollen dazu beitragen, die Luftbelastung dauerhaft so zu verbessern, dass
die Immissionsgrenzwerte eingehalten werden kénnen. Werden diese Grenzwerte Uber-
schritten, ist nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSChG §47 Abs. 2) ein Aktionsplan
erforderlich. Die bisherigen MaRnahmen (aktualisierte MalRnahmentabelle vom Juni 2012)
des Luftreinhalteplans (Fortschreibung vom Feb. 2010) reichen nicht aus, um die Vorgaben
fir Feinstaub (PM10) und Stickstoffoxiden (NOx) einzuhalten. Die Hauptbelastung der Luft
resultiert in Stuttgart aus dem MIV, daher kommt den MalRnahmen, die aus dem VEK entwi-
ckelt werden, eine besondere Bedeutung zu.
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Larmminderungsplanung

Im Dezember 2001 entschied der Gemeinderat, einen Larmminderungsplan flr ganz Stutt-
gart aufzustellen. Dies war nach der Umgebungslarmrichtline notwendig geworden. Der
Larmaktionsplan wurde nach einer Blrgerinformation und verschiedenen Workshops aufge-
stellt und Ende 2009 fiir die Gesamtstadt beschlossen. Die Hauptlarmquelle ist der Verkehr.
Ansatzpunkte flr die Lairmminderung sind daher der motorisierte Verkehr auf Stralden, der
Schienen- und Luftverkehr.

KLIKS - das Klimaschutzkonzept der Stadt Stuttgart

1997 wurde das erste Klimaschutzkonzept fiir den Zeitraum bis 2010 entwickelt und vom
Gemeinderat verabschiedet. Als ,10-Punkte-Programm zur Klima- und Energiepolitik in
Stuttgart” wurde es 2007 fortgeschrieben. Darin wurden auch fiir den Verkehrssektor Ein-
sparungspotentiale ermittelt, die dem Klimaschutz und der Energieeinsparung dienen u.a.:

e Verringerung der Verkehrsleistung im MIV z.B. durch Verkehrsvermeidung oder Ver-
lagerung auf Verkehrsarten des Umweltverbundes.

e Verbesserung des Verbrauchsverhaltens der Kfz durch Verbesserung des Verkehrsab-
laufs (z.B. Stauvermeidung, Verkehrsverflissigung und Geschwindigkeitsbegrenzung).

Auch das Forschungsprojekt SEE (Stadt mit Energie-Effizienz) hat verkehrliche Aspekte be-
ricksichtigt. Die Ziele dieser Programme finden ebenfalls Beachtung in der Verkehrsplanung.

STEK Stadtentwicklungskonzept inkl. StadtKernZiele

Im Stadtentwicklungskonzept STEK werden Zielsetzungen fiir die Funktionen und Qualitaten
in der Gesamtstadt formuliert.*

Die Leitziele umfassen die Nachhaltigkeit als Leitprinzip, die Starkung urbaner Qualitaten und
den Ausbau der Kooperation mit der Region, aber auch die Férderung der Integration und
des sozialen Miteinanders, die Sicherung des Wohnraums und urbaner Wohnformen, den
Ausbau wirtschaftlicher Standortfaktoren und die Gestaltung einer stadtvertraglichen Mobi-
litat.

Weitere konzeptionelle Planungen, die in das VEK einflieBen und bericksichtig werden, sind
die Raumstudie ,Platze, Parks und Panoramen” und ,StadtKernZiele”. Letzteres konkretisiert
die Innenstadtentwicklung, die Leitbilder urbanen Wohnens sowie des 6ffentlichen Raumes
und bindet diese in das Stadtentwicklungskonzept ein.

1% vgl. Landeshauptstadt Stuttgart; Stadtentwicklungskonzept STEK Stuttgart,
http://www.stuttgart.de/item/show/145886
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3.3. Handlungsfelder der integrierten Verkehrsplanung

Aus den Rahmenbedingungen, den Leitbildern und der Zielmatrix ergeben sich Handlungs-
felder und Erfordernisse fur die Verkehrsplanung. Diese Handlungsfelder werden in Pilotpro-
jekten oder MaBnahmen mit Leitbildfunktion konkretisiert.

Siedlungsentwicklung und Stadtplanung

Lage, Art und Umfang der Bebauung definiert die aus ihr resultierende Verkehrsnachfrage.
Daher ist es der Anspruch der integrierten Stadt- und Verkehrsplanung, sowohl mit der Fla-
chenzuordnung im Flachennutzungsplan als auch mit der Projektierung konkreter Bauvorha-
ben die negativen verkehrlichen Auswirkungen moglichst gering zu halten bzw. die Ver-
kehrsmittel des Umweltverbunds zu starken.

Bei der Siedlungsentwicklung, also auf Ebene der Flachennutzungsplanung, werden daher
bereits folgende Leitlinien bericksichtigt:

e Innenentwicklung vor Aufenentwicklung (Nachverdichtung) zur Nutzung bestehender
Verkehrsinfrastrukturen

e Polyzentrische Stadtstrukturen fur lebendige Stadtquartiere

e Stadt der kurzen Wege durch Nutzungsmischung

e Direkte Zuordnung von Bauflachen zu bestehenden bzw. projektierten Nahverkehrsach-
sen.

Diese nachhaltige Form der Siedlungsentwicklung wirkt sich auch férderlich auf die ,,Nahmo-
bilitat” !
Baugenehmigungsverfahren - missen qualitativ hochwertige Wege und Angebote fir den

aus. Auf Seiten der Verkehrsplanung — verankert in der Bauleitplanung bzw. im

nicht-motorisierten Verkehr diesen Ansatz unterstitzen.

Auf Stadtbezirks-/teilebene bedeutet dies:

e Flachendeckende und engmaschige Wegenetze fiir FuBganger,

e flachendeckende und durchgangige Wegenetze fir Radfahrer,

e attraktive Zuwegungen zu OPNV-Haltestellen,

e ausreichende und zentrale Flachen fir alternative Mobilitdtsformen wie z.B. Fahrradab-
stellanlagen, Fahrradverleihsysteme, Carsharing-Standorte,

e Festlegung des angestrebten Stellplatzangebots entsprechend der Giite der OPNv-
Erreichbarkeit,

e ggf. autoarme oder autofreie Gebiete zur gezielten Erhohung der Aufenthaltsqualitat in
Teilbereichen,

e qualitatsvolle Gestaltung der Strallen, Spielpldatze und Griinanlagen. Diese fordern bei
entsprechender Gestaltung eine lebendige Urbanitat, die auch dem sozialen Umfeld zu
Gute kommt.

Mt Morkisz/Wulfhorst ,Eine quartiersbezogene Mobilitatsform mit nicht-motorisierten Verkehrsmitteln”
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Ziel ist es, mit den Bauvorhaben selbst die Nutzung der Verkehrsmittel des Umweltverbunds
bewusst zu starken. Insbesondere bei der Projektierung konkreter Bauvorhaben, sollten
aquivalent zu diesen Leitlinien und Zielen die folgend genannten Anforderungen bericksich-
tigt werden.

e Flachen fur neue Formen der Mobilitat (z.B. Elektro-Lademoglichkeiten),
e Flachen fir Carsharing-Konzepte und Stellplatze,

e Flachen fur Fahrradabstellanlagen und ggf. Fahrradleihstationen,

e Malnahmen des Parkraummanagements,

e Umsetzung eines betrieblichen Mobilitaitsmanagements.

Derartige MaRBnahmen kdnnen vor allem bei Vorhaben, die besonders verkehrsintensiv sind
oder eine herausragende stadtebauliche Bedeutung haben, in einem ,Mobilitatsplan® ver-
ankert werden. Die Inhalte eines solchen Mobilitdtsplans gehen somit tGber die einer reinen
ErschlieBungsplanung hinaus.

Verkehr und Umwelt

Alle Planungen im Bereich Mobilitat und Verkehr haben einen Bezug zur Umwelt. Insbeson-
dere der Erfolg von Luftreinhalte- und Larmminderungsplanung sowie des Klimaschutzes
hangt von einer daran orientierten Verkehrs- und Mobilitatsplanung ab.

Die MaBBnahmen zur Luftreinhaltung und zum Klimaschutz kénnen technischer Natur
sein, z.B. durch Verbesserung der Fahrzeugtechnik. Dariiber hinaus miissen planerische und
organisatorische Schritte unternommen werden, um Emissionen zu verringern. Fir die Ver-
kehrsplanung waren dies u.a.:

e Verstetigung des Verkehrsflusses

e Entschleunigung des MIV

e Ausbau des OPNV-Angebotes

e Erweiterung des Radwegenetzes

e Forderung und Bevorrechtigung von FuBgéngern, Fahrradverkehr und OPNV

e Etablierung eines Mobilitdtsmanagements

e Forderung von neuen Mobilitdtsangeboten wie Carsharing oder Fahrradverleih-
systeme

e Verkehrsbeschrankungen (z.B. Umweltzone, Lkw-Durchfahrtsverbot)

e Parkraummanagement

e Emissionsabhangige Verkehrssteuerung
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Bei der Larmbelastung ist der StraBenverkehr der Hauptverursacher, weshalb sich das
Malinahmenkonzept des Larmaktionsplans vor allem auf die Minderung des StraBenlarms
bezieht. Neben den MaRnahmen, die bereits fir die Luftreinhaltung aufgezahlt wurden, ge-
horen dazu:

e Anschaffung/Einsatz leiserer Busse und Nutzfahrzeuge bei stidtischen Amtern, Ei-
genbetrieben usw.

e Geschwindigkeitsbeschrankungen

e Entlastung von Wohngebieten durch Lenkung des MIV — vor allem des Lkw-Verkehrs
auf weniger empfindliche StralRen

e Einbau von larmmindernden Fahrbahnbeldgen

e Umgestaltung von HauptverkehrsstraBen innerhalb bebauter Gebiete

Eine bessere Larmminderung lasst sich mit gezielten BaumaRnahmen wie

e Larmschutzwanden,

e Larmschutzwallen,

e Tunnel oder

e Einhausungen und

e passivem Larmschutz an Gebduden

erreichen. Diese sind aber in der Regel mit hohen Kosten verbunden und nicht in allen Fallen
durchfiihrbar.

Kosten der Mobilitit

Der Bau und der Unterhalt von Verkehrsinfrastruktur verursachen fir die Kommunen hohe
Ausgaben. Es handelt sich jedoch um MalBnahmen der Daseinsvorsorge und der Standort-
entwicklung. Mit Blick auf den Stand des derzeitigen Qualitats- und Erhaltungsmanagements
sowie die steigenden Kosten (wie z.B. fir Umwelt- oder Qualitatsstandards) wird sich zu-
nehmend die Frage der Finanzierbarkeit und somit der Priorisierung stellen.

Nach derzeitigem Stand gibt es fir Kommunen unterschiedliche Méglichkeiten fir eine Be-
teiligung der Nutzer an den Mobilitatskosten:

e Preisgestaltung in 6ffentlichen Parkhausern

e Parkraumbewirtschaftung / -management im 6ffentlichen Raum

e Gestaltung des OPNV-Tarifs

e Gebihrenbeeinflussung bei offentlich mitfinanzierten Verleihsystemen (wie z.B. Leih-
fahrrader, Carsharing, Taxen, usw.)
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Qualitdts- und Erhaltungsmanagement

Die Landeshauptstadt Stuttgart ist im Besitz von 1.700 ha Verkehrsflachen, also StralRen,
Wege und Pldtze (ohne StralRenbegleitgriin und Grinflachen). Zurzeit liegen die fir die Erhal-
tung eingesetzten Mittel unter dem Werteverlust. Mehr als bisher muss dem Qualitats- und
Erhaltungsmanagement der Verkehrsinfrastruktur Rechnung getragen werden.

Zur Verbesserung des Qualitats- und Erhaltungsmanagements wird ein dauerhaftes Investi-
tionsprogramm ,Erhaltung 6ffentlicher Flachen” (gesamter StraBenraum inkl. Beleuchtung)
empfohlen. Dieses soll Mittel fir die Instandsetzung von Flachen im 6ffentlichen StraRen-
raum umfassen, unabhangig davon, ob sie dem MIV, dem Rad- oder FuBgangerverkehr zu-
zuordnen sind. Auch Haltestellen/Warteflachen oder Aufenthaltsflaichen und Platze sind da-
rin enthalten.

Elektromobilitit/ Neue Mobilititsformen

Unter E-Mobilitat werden in der Regel Elektrofahrzeuge zusammengefasst, wie Elektroautos,
Pedelecs, E-Bikes oder auch E-Scooter. Bei den Elektroautos gibt es verschiedene Varianten:
Hybridfahrzeug mit kombiniertem Antrieb, Brennstoffzellen und batteriebetriebene Fahr-
zeuge. Der OPNV bietet mit Stadt- und S-Bahnen seit Langem ein Angebot im Bereich der
Elektromobilitdt an und leistet damit einen erheblichen Beitrag zur Erreichung der Klima-
schutzziele. (Siehe auch Kapitel 7 OPNV)

Als Bausteine verschiedener Mobilitatslosungen und -angebote ist die E-Mobilitdt eine wich-
tige Komponente fir ein zukunftsfahiges Verkehrssystem. Mit Elektrofahrzeugen werden
sowohl die Larmbelastung als auch der CO,-AusstoB am Immissionsort deutlich reduziert.
Bund und Lander haben zahlreiche Férderprogramme ins Leben gerufen, um die Elektromo-
bilitdat voranzubringen. Als eine der vier Modellregionen Elektromobilitdt arbeiten in Stutt-
gart Wissenschaft, Industrie und Kommunen zusammen, um Elektrofahrzeuge in den Alltag
zu integrieren. Neben der Férderung technischer Entwicklungen werden auch Mobilitatskon-
zepte entwickelt und die Auswirkungen und Chancen fir die Stadtentwicklung Gberpruft.

Zahlreiche Unternehmen sind im Bereich der Elektromobilitdt seit geraumer Zeit mit Pilot-
projekten aktiv. Damit es zu wirklichen Fortschritten kommt, ist es von groRer Bedeutung,
dass die Wirtschaft sich dauerhaft und nachhaltig dieses Themas annimmt.

Eine Forderung der Elektromobilitdt darf allerdings nicht zu Lasten des Umweltverbundes
gehen. Eine Verlagerung von Fahrten des Umweltverbundes auf E-Autos wiirde keine Ande-
rung bei Problemen, wie Parkraumbedarf, Staus, Flachenverbrauch oder Unvertraglichkeit
mit schwdcheren Verkehrsteilnehmern ergeben. Die intelligente Verknupfung der Verkehrs-
arten und Einbindung in eine multimodale Mobilitat ist daher wichtig fiir ein zukunftsfahiges
Verkehrssystem.

Die Unterbringung erforderlicher Infrastruktur im 6ffentlichen Raum (z.B. Ladestationen) ist
konstruktiv, aber kritisch zu begleiten.
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Pedelecs oder E-Bikes" bieten gerade im Hinblick auf die Topografie Stuttgarts eine groRe
Chance, den Anteil der Fahrradfahrer zu erhéhen. Mit elektrisch unterstiitzten Fahrradern
kénnen neue Nutzergruppen erreicht werden, die sonst den Pkw nutzen (z.B. Altere oder
Berufstatige). Zusatzlich wird der Aktionsradius fiir die Nutzung von Fahrradern erhoht, da es
weniger anstrengend ist mit einem Pedelec zu radeln, was ebenfalls zur ErschlieBung neuer
Zielgruppen beitragt. Das Aufladen der Batterien findet in der Regel zu Hause statt, 6ffentli-
che Ladestationen kdnnen in Fahrradstationen integriert werden.

Carsharing ist die organisierte, gemeinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen. Das Auto-
teilen unter Nachbarn und Bekannten (privates Autoteilen) fillt in der Regel nicht unter den
Begriff Carsharing, wird aber in verschiedenen Internetplattformen angeboten. Beim Carsha-
ring sind die Fahrzeuge liber fest angemietete Parkpldtze Gber die Stadt verteilt, meist in der
Nihe von Haltestellen des OPNV, um eine gute Erreichbarkeit fiir alle Mitglieder zu gewihr-
leisten. Im Gegensatz zum Mietwagen ist die Benutzung eines Carsharing-Fahrzeuges auch
stundenweise fur Mitglieder moglich. Vor allem im Innenstadtbereich kann Carsharing von
Nutzen sein. Besonders grof} ist der Nutzen — zumal unter dem Gesichtspunkt des Schad-
stoffausstolles — wenn hierbei vollelektrische Fahrzeuge zum Einsatz kommen. Planerische
Vorteile sind:

e i.d.R. geringerer Parkplatzbedarf im 6ffentlichen Raum (jedes Carsharing-Fahrzeug
ersetzt vier bis acht private Pkw)

e neue Moglichkeiten fir autoarmes Wohnen*?

e Anzahl der Stellplatze bei Einzelprojekten kann evtl. reduziert werden

Fiir die Verkehrsentwicklungsplanung bedeutet das, dass Carsharing, privates Autoteilen und
auch Leihfahrrader geférdert, in der Planung berticksichtigt und in Mobilitatskonzepte oder
in ein Parkraummanagement integriert werden sollten.

Vernetzung der Fortbewegungsmittel: Die Nutzungsmoglichkeiten von Carsharing oder
Leihfahrradern werden besonders durch eine Vernetzung der Angebote fiir den Blirger inte-
ressant und attraktiv. Ziel sollte sein, ein System aufzubauen, das nahtlose Uberginge von
einem Fortbewegungsmittel zum anderen ermdoglicht. Dazu gehdren eine gemeinsame In-
formationsplattform, einheitlichen Zugangsvoraussetzungen, einheitliche Tarife, ein dichtes
Netz und der gemeinsame Vertrieb.

12 pedelecs sind elektrisch unterstiitzte Fahrrader, zugelassen bis 25 km/h. E-Bikes sind elektrisch betriebene
Rader im Sinne von Kraftradern bis 45 km/h und bendétigen ein Versicherungskennzeichen. Das gilt ebenso fir
E-Scooter, elektrisch betriebenen Rollern.

 Gemeint sind i.d.R. Konzepte, die ein autofreies Wohnumfeld anstreben, mit Parkmaéglichkeiten am Rand
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Demografischer Wandel und Barrierefreiheit

Mit der veranderten Altersstruktur der Bevolkerung andern sich auch die Anspriiche an die
Mobilitat. Kernelement sind attraktive StraRenrdume mit hoher Aufenthaltsqualitat, Sicher-
heit und wohnungsnahe Versorgungs- und Erholungsangebote. Durch den demografischen
Wandel werden auch die Erfordernisse fiir eine barrierefreie Gestaltung verstarkt. Fir die
zukiinftige Verkehrsplanung sind daher folgende Aspekte zu beriicksichtigen:

e Barrierefreie Verkehrsinfrastruktur (z.B. Bordsteinabsenkungen, Rampen, Tastfelder
und Leiteinrichtungen fir Sehbehinderte und Blinde)

e Ausreichend breite und sichere Geh- und Radwege

e Verkehrsberuhigung im Wohnumfeld

e Erhéhung der sozialen Sicherheit

e Gezielte Informationen und Aktionen zum Thema Verkehrssicherheit speziell fiir Se-
nioren
e Verbesserung der Orientierungsmaoglichkeiten im Raum

e Nutzerfreundlichkeit der technischen Infrastrukturen (z.B. Fahrkartenautomaten, An-
zeigetafeln, ein leicht erfassbares Wegeleitsystem, Hinweise auf Barrierefreiheit bei
der Fahrplanauskunft)

e Vermittlung von Informationen und Mobilitatsangeboten fiir mobilitatseingeschrank-
te Burger.

Der Grof3teil dieser Belange ist bereits in den Grundsatzen einer guten Fullwegeplanung in-
tegriert, die im Kapitel FuBgangerverkehr ausfiihrlich erlautert werden. Dies gilt ebenfalls fir
die kinderfreundliche Verkehrsplanung.

Kinderfreundliche Verkehrsplanung

Kinder und Jugendliche gehéren zu den
schutzbeddrftigsten Teilnehmern, deren
Belange bei der Verkehrsplanung beriick-
sichtigt werden miussen. Oberstes Ziel ist
daher die Sicherheit der Kinder und Jugend-
lichen im Verkehr. Die oben beschriebenen
Belange fur altere und mobilitatseinge-
schrankte Personen gelten auch fir Kinder.
Methodisch entspricht eine kinderfreundli-
Abbildung 13 Kinderfreizeit in der GroBstadt che Verkehrsplanung weitestgehend einer
guten FulBwegeplanung und Radverkehrsplanung, die den jlingeren Verkehrsteilnehmern
eine sichere und eigenstandige Mobilitdat ermdglichen soll. Im Folgenden sind bedeutende
Projekte kinderfreundlicher Verkehrsplanung aufgelistet. Fiir alle diese Projekte gilt, dass
ihre Weiterflihrung bzw. ihre stufenweise Umsetzung mit entsprechendem Personal und
finanzieller Ausstattung gesichert werden sollte.
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Schulwegepldne, in denen sichere Schulwege fiir alle Grundschulen empfohlen wer-
den.

»,Fahrrad und Schule” ist ein Arbeitsordner der Stadtverwaltung, der vielfaltige Pro-
jekte zur Fahrradférderung an Schulen vorschlagt.

Schulradwegpldne sollen in Zukunft analog zu den Schulwegpldnen die Radwege auf-
zeigen und so das Fahrradfahren und férdern.

Verkehrssicherheitsaktionen mit Kindern, um dem Bring- und Holverkehr der Eltern
mit dem Pkw entgegenzuwirken.

Kinderbeteiligung, um neue Losungsmoglichkeiten fiir Stadt- und Verkehrssituatio-
nen zu entwickeln.

Kinder(freizeit)wegeplan, der die wichtigen Kinderwegebeziehungen in der Freizeit
bertcksichtigt und der sicheren Erreichbarkeit von Freizeitflichen oder anderen
wichtigen Kinderzielen in den Bezirken dient.

Verkehrssicherheit

Die StraRenverkehrssicherheit, hat mit den Kompo-

nenten

technischer Stralenbau, StraBenverkehrs-

recht und Fahrzeugsicherheit einen engen Zu-

samme
setzt s

nhang. Die Verkehrssicherheitsarbeit
ich aus verschiedenen Elementen

zusammen (siehe Abb. 13):

In der

Verkehrsplanung spielt die Si-

cherheit eine bedeutende Rolle. Alle
InfrastrukturmaRnahmen wer-
den nach Sicherheitsaspekten
bewertet. Hierfir kommen
die technischen Regelwerke
zur Anwendung, die unter

Berucksichtigung von Sicher-
heitsaspekten entstanden sind

(z. B. RASt™, ERA™ oder EFA).

 Richtlinien zur Anlage von StraRen

Abbildung 14 Bausteine der Verkehrssicherheit

> Empfehlungen fir Radverkehrsanlagen bzw. FuRgéngeranlagen
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Auch die subjektive Sicherheit muss bei der Gestaltung des 6ffentlichen Raumes berticksich-
tig werden. Die Vermeidung von Angstraumen erfordert u.a.:

e Schaffung von Beleuchtung und Belichtung,
e Hilfestellung bei der Orientierung,

e Sicherstellung der Einsehbarkeit,

e Forderung der Belebung,

e Verbesserung vorhandener Unterfihrungen.

Werden die Anforderungen und Richtlinien fiir eine gute Verkehrsplanung und Stadtgestal-
tung beachtet, ist bereits ein hohes MalR an Sicherheit gewahrleistet. Die integrierte und
amterubergreifende Planung dient dazu, Defizite in der Verkehrssicherheit zu identifizieren
und gezielt MaBnahmen zu ergreifen. Voraussetzung ist hier auch die personelle und finan-
zielle Ausstattung, um den Standard zu halten bzw. zu verbessern. Die in den letzten Jahren
steigende Zahl der tédlichen Unfdlle in Stuttgart beweist, dass hier weiterhin alle Akteure
gefordert sind, an der Verkehrssicherheit zu arbeiten.

Beispiele fiir Projekte mit Leitbildfunktion

Der Ansatz der integrierten Planung wird bereits in vielfadltiger Weise in der Verkehrsplanung
umgesetzt. Neben regelmiRigem Austausch und Abstimmung mit anderen Amtern, Instituti-
onen und Verbanden gibt es besondere Mallnahmen, die eine Leitbildfunktion erfiillen.

Eberhardstrafie/ Torstraf3e:

Der Einmindungs-

bereich Steinstra-

Re, EberhardstralRe

und Torstralle er-

hielt 1929 seine

Pragung durch den

Tagblattturm. Die

Verkehrsflachen

wurden spater den

Zielen der »auto- Abbildung 15 Entwurf Behnisch Architekten und SchonfuB Verkehrsplanungsbiiro GbR
gerechten” Stadt

angepasst und sind flir heutige Verhaltnisse Uberdimensioniert. Nach der Umgestaltung der
KonigstraBe zwischen Marienstralle und Tibinger StraRRe soll nun dieser Bereich als Teil ei-
nes Sanierungsgebietes eine qualitatsvolle Gestaltung bekommen. Besonders das Hegel-
Haus soll dabei besser zur Geltung kommen. Als Besonderheit wurde im ausgeschriebenen
Ideen-Wettbewerb erstmals die Bewerber als Tandem aus Stadtplanung und Verkehrspla-
nung ausgewadhlt. Eine Methode, die sich fur zukiinftige Projekte ebenfalls empfiehlt. Die
Umsetzung der MaRnahme ist fiir die kommenden Jahre geplant.
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Umbau B14, Hauptstdtter Strafse zwischen Osterreichischer Platz und Wilhelms-

platz (City-Boulevard):

Die B 14, die im Zuge der Hauptstatter StraRe - Konrad-Adenauer-StralRe - Willy-Brandt-
StralSe verlauft, bildet eine trennende Schneise durch die Innenstadt. Die Dominanz der Ver-

Abbildung 16 Luftbild B 14

kehrsinfrastruktur ist ein
Erbe der ,autogerechten
Stadt” und widerspricht
heutigen Anspriichen an
den offentlichen Raum.
Die Landesgruppe Ba-den-
Wirttemberg der deut-
schen Akademie fir Stad-
tebau und Landesplanung
(DASL) hat 2011 ein Kon-
zept erstellt, das unter
Beibehaltung der Funktio-
nalitdit einen Mittelstrei-
fen schafft und die Seiten-

raume aufwertet. Ziel ist es, Unterfihrungen abzuschaffen, ebenerdige Wege fiir Fullganger
bereitzustellen und damit die Nutzbarkeit und die Qualitdt des 6ffentlichen Raumes zu ver-
bessern. Erganzend zu diesem Konzept hat die Verwaltung einen Vorschlag erarbeitet, die
Seitenrdume zu verbreitern, weitere Teillberdeckungen dhnlich dem am Charlottenplatz zu
schaffen und die Flachen fiir den StralRenverkehr zu konzentrieren. Die Umsetzung dieses
Konzepts ist zwar im Grundsatz bereits beschlossen, eine Finanzierung steht jedoch noch

aus.

Abbildung 17 Entwurf mit verbreiterten Seitenraumen
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3.4. Zusammenfassung

Die Verkehrsplanung befindet sich in einem Spannungsfeld, in dem konkurrierende oder gar
sich ausschlieende Bediirfnisse berilcksichtigt werden missen.

Das VEK baut auf verschiedenen Planwerken und gesetzlichen Vorgaben auf und fihrt diese
im Detail weiter aus. Dazu gehoéren der Flachennutzungsplan, der Regionalverkehrs- und
Nahverkehrsplan sowie Luftreinhalte- und Larmschutzpldane. Mit stadtebaulichen Konzepten
wie z.B. dem Stadtentwicklungskonzept STEK ist das VEK eng verkn(pft.

Daraus ergeben sich die Handlungsfelder der integrierten Planung, die von Siedlungsent-
wicklung und Stadtplanung iber Umweltaspekte und Klimaschutz bis hin zum Demografi-
schen Wandel und zur Barrierefreiheit, Kinderfreundlichkeit oder Verkehrssicherheit gehen.
Auch neue Mobilitdtsformen wie E-Mobilitdt oder Carsharing sind Aspekte der integrierten
Planung und flieen in die Verkehrsplanung ein.

Die Erhaltung und Schaffung offentlicher Flachen und die Aufwertung des 6ffentlichen Rau-
mes ist dabei eines der Hauptziele der integrierten Planung. Die MaBnahmen aus dem KIi-
maschutzkonzept, der Luftreinhalte-, Aktions- und Larmaktionsplan sind ebenso Vorgaben
(Grundlagen) fir die Verkehrsplanung und -entwicklung.

Neue Mobilitatsformen und die veranderte Gesellschaft sollen auch in der Verkehrsplanung
Berticksichtigung finden. Rahmenkonzepte (z.B. fir E-Mobilitdt) und Grundlagen missen
dafir geschaffen werden.

Beispielhafte Projekte fiir integrierte Planung sind die geplante Umgestaltung der
Hauptstétter StrakRe zwischen Wilhelmsplatz und Osterreichischen Platz, die geplante Umge-
staltung des Wilhelmplatzes selbst und die Umgestaltung der Eberhard-/ Torstrale.

Ein wichtiger Gesichtspunkt ist die Mobilitat in der Region und die engere Zusammenarbeit
mit den umliegenden Kommunen. Dieser wurde im Lenkungskreis ausfihrlich thematisiert.
Die daraus abgeleiteten MaBnahmen sind im Aktionsplan (Kap. 10) zu finden.

Als weitere Mafsnahmen werden fiir die integrierte Planung priorisiert:

e Umgestaltung Eberhard- / TorstraRe

e Umgestaltung der Hauptstatter StraBe zwischen Wilhelmsplatz und Osterreichischem
Platz

e Umbau des Wilhelmsplatzes in der Stadtmitte

e ErschlielBung Neckarpark mit Verlegung der Benzstral3e

e Umgestaltung des Bahnhofsvorfelds mit einer starkeren Vernetzung des offentlichen
Raumes (SchillerstraRe zwischen Schlossgarten und Kurt-Georg-Kiesinger-Platz)

e Umsetzung von Mallnahmen aus dem Klimaschutzkonzept, Luftreinhalte- und Aktions-
plan sowie Larmaktionsplan

e Erstellung einer Rahmenkonzeption E-Mobilitdt im 6ffentlichen Raum (rechtliche, ver-
kehrstechnische und infrastrukturelle Grundlagen, Ladeinfrastruktur, Parkplatze)
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4. Mobilititsmanagement und Verkehrsmanagement

Mobilitatsmanagement befasst sich mit der Frage, fir welchen Fahrzweck welches Ver-
kehrsmittel am besten genutzt werden kann. Je nachdem, welche Ziele und welche Ver-
kehrsmittel dabei gewdhlt werden, beansprucht der hierbei entstehende Verkehr mehr oder
weniger Zeit, Wegelange und Energie und hat somit unterschiedliche Auswirkungen auf die
Umwelt. Mit Mobilitaitsmanagement werden die Mdoglichkeiten der stadtvertraglichen Ver-
kehrsmittel besser ins Bewusstsein gerlickt. Dabei spielt deren Verknlipfung zu inter- bzw.
multimodalen Wegeketten eine wichtige Rolle.

Im Gegensatz zum Mobilitditsmanagement hat das Verkehrsmanagement die Aufgabe, durch
eine Verbesserung und Steuerung der Verkehrsabldufe bei einer bestehenden baulichen
Verkehrsinfrastruktur die storungsfreie Verkehrsabwicklung zu unterstiitzen. Das Verkehrs-
management versucht, mit technischen, organisatorischen oder betrieblichen MaRnahmen
den Verkehrsfluss zu verstetigen und zu steuern.

4.1. Mobilititsmanagement

Mit Mobilitatsmanagement wird das Ziel verfolgt, Giber die Bereitstellung verkehrsmittel-
ubergreifender Informationen und durch eine optimierte Koordination zwischen den Ver-
kehrstragern die Zahl der

Fahrten im motorisierten

Individualverkehr deutlich zu

reduzieren oder zeitlich anders

zu verteilen. Damit Mobilitats-

management funktioniert, ist es

notwendig, dass die Vertreter der

verschiedenen Verkehrstrager zusam-

men arbeiten und mit gemeinsamen Mar-

ketingkampagnen fir eine flexiblere Mobili-

tatskultur werben. Mobilitatsmana-

gement basiert also auf ,wei-

chen” MaRnahmen wie Infor-

mation, Kommunikation,

Organisation von Services

sowie Koordination der Akti-

vitaten verschiedener Part-

ner.lG

Abbildung 18 Verlagerung von (Allein-)
Fahrten mit dem Privat-Pkw auf
den Umweltverbund

1o Quelle: ILS — Institut fiir Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH; http://www.mobilitaetsmanagement.nrw.de/
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Neben der Zusammenarbeit der Verkehrstrager ist es ebenso notwendig, den gesamten Weg
von der Quelle bis zum Ziel zu betrachten: Beispielsweise ist Fahrradfahren dann attraktiv,
wenn fiir die Nutzer an der Quelle und an den Zielen (z.B. Wohnort, am Arbeitsplatz, an Le-
bensmittelmarkten usw.) erganzend zu der vorhandenen Fahrradinfrastruktur ausreichende
Fahrradabstellmoglichkeiten angeboten werden.

Die MaBnahmen zur Implementierung eines Mobilitditsmanagements sind mit personellem
Aufwand verbunden:

e Der Mobilitdtsmanager muss institutionalisiert sein und innerhalb der Verwaltung ei-
ne klar definierte Zustandigkeit haben.

e Projekte miissen von einem Mobilitditsmanager in die Wege geleitet, Informations-
netze hergestellt und die Partner in die Aufgabe eingebunden werden.

e Bestehende Mangel, die die Nutzung der Verkehrsarten des Umweltverbundes er-
schweren, miissen aufgezeigt und behoben werden.

Damit verbunden ist ein finanzieller Aufwand fiir Personal, Offentlichkeitsarbeit usw. Die
Landeshauptstadt hat lediglich eine Dienststelle fir Umwelt- und Mobilitdatsberatung im Amt
flir Umweltschutz.

Bisherige Erfahrungen zeigen, dass — je nach Projektumfang und Intensitdt der MaRnah-
men — der Anteil der Pkw-Alleinfahrten um 10-20 % gesenkt werden und auf umweltfreund-
lichere Verkehrsmittel verlagert werden kann.!” Der Nutzen wird in der Fachliteratur aller-
dings unterschiedlich beurteilt.

Es gibt mehrere Handlungsfelder fir das Mobilitditsmanagement, in denen MalBnahmen un-
terschiedlicher Auspragung umgesetzt werden kdnnen. Einige der MaBnahmen sind bereits
geplant oder umgesetzt, weitere waren sinnvoll und sollten gefordert werden.

Kommunales Mobilititsmanagement

Kommunales Mobilitatsmanagement nimmt Bezug auf das Mobilitatsverhalten innerhalb der
Blrgerschaft.

Im Bereich der Stadtplanung und Stadtentwicklung sollte Mobilitdtsmanagement und die
Forderung des Umweltverbundes in den Planungsprozess mit einbezogen werden. Bisher
sind dort umweltvertragliche Verkehrsmittel nicht umfanglich verankert. Die Schaffung eines
Mobilitatsbeauftragten oder Mobilitatsmanagers wirde dazu dienen, Mobilitatsmanage-
ment und Mobilitatskonzepte bereits in den Planungsprozess aufzunehmen und so den Fo-
kus auf den Umweltverbund zu setzen.

' Quelle: DENA (Deutsche Energieagentur); http://www.effizient-mobil.de/index.php?id=
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Mobilitéitszentralen konnen sowohl von Verkehrsanbietern als auch von Kommunen betrie-
ben werden. Sie bieten Informationen und Service fir alle Verkehrsmittel. Die Mobilitatsbe-
ratung der Stadt Stuttgart informiert unter anderem Uber:

e Routenplanung von Haus zu Haus

e Offentliche Verkehrsmittel und Fahrpline

e Carsharing

e Organisation von Fahrgemeinschaften

e Parkmoglichkeiten

e Umweltschonende Fortbewegung, Spritsparen
e Ausflugsmoglichkeiten und Wanderrouten

Die Mobilitdtszentrale sollte gestarkt werden und eine Erweiterung hin zu konzeptionellen
Aufgaben bekommen, das heift Informations- und Offentlichkeitsarbeit betreiben und aktiv
auf Blrger und Firmen zugehen. Ziel ist es, das Mobilitditsmanagement gleichberechtigt mit
anderen Instrumenten der Verkehrsplanung anzuwenden.

Neubiirgerberatung — Willkommenspaket mit Mobilitéitsinformationen
In der Stadt Stuttgart beziehen jahrlich etwa 80.000 Personen eine neue Wohnung. Die Half-
te davon zieht innerhalb der Stadt um, die andere Halfte sind Neuburger.

Diese Personengruppe im Rahmen eines Mobilitatsmanagements zu bewerben ist ein erfolg-
versprechender Ansatz. Mit der Wahl eines neuen Wohnorts wird in der Regel das Mobili-
tatsverhalten neu strukturiert.

Die SSB hat hierfiir ein Willkommenspaket entwickelt, mit dem sie bei der Anmeldung von
Neublrgern in Stuttgart flr die Nutzung von Bussen und Bahnen wirbt — u.a. mit einem
Schnupper-Monatsticket. Dieses Willkommenspaket der SSB kann zu einer umfassenderen,
verkehrsmittellbergreifenden Mobilitats-Informationsmappe fir Neublirger in Stuttgart
weiterentwickelt werden, in die weitere Mobilitatsdienstleistungen aufgenommen werden.

Die Mehreinnahmen durch neue OPNV-Kunden iibersteigen die Kosten fiir die Neubiirgerbe-
ratung deutlich (z.B. bei der Miinchner Neubirgerberatung als Dialogmarketing).
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Das Projekt ,Stuttgart Services”:

Seit einigen Jahren bieten der VVS und die SSB Tickets fiir die kombinierte Nutzung des 6f-
fentlichen Nahverkehrs mit Leihfahrradern und Carsharing-Fahrzeugen an. Damit soll der
Wechsel auf ein Verkehrsmittel des Umweltverbundes erleichtert und so eine dauerhafte
Verlagerung des Modal Split in Richtung Umweltverbund erreicht werden. Flr Inhaber eines
Jahrestickets gibt es das , Ticket Plus” mit zusatzlichen Moglichkeiten und seit 2012 auch den
»Mobilpass”, mit dem die Angebote von Car2Go, Flinkster, Call a bike und den Autonetzern
genutzt werden kdnnen.

Mit dem Projekt Stuttgart Services
soll die Verkniipfung des OPNV mit
umweltfreundlichen  Verkehrsmit-
teln und Elektromobilitdt ausgebaut
werden. Stuttgart Services wird von
Januar 2013 bis Dezember 2015
vom Bundesministerium fiar Wirt-
schaft und Technologie geférdert.
Es ist mit ca. 30 Mio. Euro Volumen
das bundesweit groRte aller Projek-
te im ,Schaufenster Elektromobili-
tat“. Beteiligt sind 22 Partner aus
der Wirtschaft und Industrie, For-
schung und offentlicher Verwal-
tung.

Ziel des Projekts ist die einfache
Nutzung von verschiedenen Ver-
kehrsangeboten mittels nur noch
Abbildung 19 Stuttgart Service Card — Zugriff auf eine Vielzahl einer einzigen Karte (der ,Stuttgart
elektromobiler, multimodaler sowie urbaner Angebote Service Card”). Diese Nutzung wird
verknupft mit der Moglichkeit, auch bestimmte stadtische Dienstleistungen in Anspruch zu
nehmen und sie wird ergdanzt um eine Bezahlfunktion sowie ein Bonussystem. Hierflr wird
der OPNV mit Car- und Bike-Sharing, den stidtischen Bidern und Bibliotheken sowie dem

Einzelhandel intelligent vernetzt.

Als Grundlage wird im Verkehrsverbund Stuttgart ein elektronischer Fahrschein fiir multi-
modale Mobilitat entwickelt, verbunden mit einem einheitlichen Zugang fiir den Nutzer zu
vielen weiteren Angeboten. Fir die Biurgerinnen und Birger in der Region Stuttgart entste-
hen dadurch zahlreiche Vorteile:
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e Nutzung aller Dienstleistungen durch medienbruchfreie Nutzerinteraktion

e Verbesserung der Informationen durch intermodale Auskunft mit Echtzeitinformati-

onen, erstmals fur Individualverkehr und 6ffentlichen Verkehr

e Vereinfachung des Zugangs zu Informationen und Angeboten in der Region Stuttgart

e Steigerung der Attraktivitat durch zusatzliche Anreize liber Zahlungsfunktion, Bonus-

system und Mehrwertdienste

e Vereinfachung der Nutzung von vernetzten Dienstleistungen Uber einheitliche Infor-

mations- und Nutzermedien wie die Stuttgart Service Card und eine Informations-

Abbildung 20 Anbindung der Partner an die integrierte Plattform (schematische Darstellung)

und Buchungsplattform
im Internet.

Die  Auskunftsplattform
wird ab Herbst 2014 in
Betrieb gehen, die Bu-
chungsplattform im
Sommer 2015. Bis Ende
2015 sollen rund 200.000
Stuttgart Service Cards
an die Inhaber von Jah-
resfahrkarten ausgege-
ben werden.

Mobilitdtsmanagement bei Veranstaltungen bietet eine effektive Chance der Beeinflussung

des Mobilitatsverhaltens. Die Kooperation mit Veranstaltern z.B. von Stadtfesten, Festivals,

»langen Nachten” sowie einzelnen GroRveranstaltungen in — auch hierfiir temporar genutz-

ten — Gebauden, Stadien, Hallen und Salen dient vor allem der Verlagerung des Freizeitver-

kehrs auf den Umweltverbund. Wichtige Veranstaltungsorte sind beispielsweise der Neckar-

Park, der Schlossplatz oder die Waldau. Die An- und Abreise der Besucher soll optimiert und

dabei die Belastungen fir das Umfeld und die Umwelt reduziert werden. Die Abwicklung der

Verkehre durch den OPNV steht dabei im Vordergrund.

Weitere Bausteine sind:

e Zeitliche Abstimmung mit anderen verkehrsintensiven Ereignissen,

e OPNV-Sonderlinien und Kombitickets,

e Ausreichende Fahrradabstellanlagen am Veranstaltungsort,

e Bewerbung von alternativen Mobilitdtsangeboten,

e Wegweisung und Routenempfehlung fiir Besucherverkehr und Anlieferung und

e dezentrale Parkplatze ggf. mit Shuttleverkehr.
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Die VVS hat mittlerweile zahlreiche Kooperationen mit namhaften Partnern (z.B. Landesmes-
se, Staatstheater, Kulturgemeinschaft, VfB Stuttgart) abgeschlossen. Damit gibt es z.B. fir
alle Veranstaltungen im NeckarPark oder allen Messen auf der Landesmesse obligatorisch
Kombitickets.

Verkehrsmitteliibergreifende Informationen

Die intermodale und flexible Nutzung der verschiedenen Verkehrsmittel setzt eine gute In-
formationslage voraus. Um flexibel reagieren zu kénnen, sind Informationswege tiber mobile
Endgerate auch wahrend der Fahrt Voraussetzung. Diese bieten dann die Mdglichkeit, sich
auch iiber Stérungsmeldungen und Fahrtverbindungen des OPNV - einschlieRlich Verspatun-
gen — ganz aktuell zu informieren. Die Zeiten der Fahrpldne von Bussen und Bahnen
(,,Echzeitinformationen®) werden beim VVS im Sinne einer Datendrehscheibe zentral ge-
sammelt, aufbereitet und Uber Internet, Mobilfunkgeradte und Anzeiger vor Ort angeboten.

Weitere Entwicklungen in diese Richtung werden fiir die Attraktivitdit des Umweltverbundes
zukilinftig immer wichtiger. Der VVS arbeitet bereits daran, zusatzliche verkehrsmittellber-
greifende Informationen verfligbar zu machen. Dabei wird die kiinftig verfiigbare Informati-
on nicht mehr nur intermodal (z.B. FuRginger + OPNV, Radfahrer + OPNV), sondern dariiber
hinaus multimodal sein. So werden alternative Fahrtangebote fir alle beliebigen Fortbewe-
gungsmittel und deren Kombination zu Verfligung stehen (FuRganger, Radfahrer, Carsharing,
Fahrradleihsystem, Taxi, aber auch Staumeldungen usw.).

Betriebliches Mobilititsmanagement

In Stuttgart sind etwa 470.000 Personen beschaftigt und ca. 404.000 Fahrzeuge Uberqueren
taglich den Kesselrand. Ca. 818.000 Kfz fahren taglich tber die Stuttgarter Markungsgrenze.
Bei der Wahl des Verkehrsmittels im Berufs- und Ausbildungsverkehr hat sich der Anteil der
Pkw in den letzten sechs Jahren von 56% auf 50% verringert, wahrend der Anteil der Befrag-
ten, die ihre Arbeit mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln erreichen, von 35% auf 44% gestie-
gen ist."® Andererseits haben sich die Pendlerstréme seit 15 Jahren stetig erhoht.™ Hinter
diesen Zahlen steckt ein groRes Potential, den Kfz-Verkehr auf den Umweltverbund zu verla-
gern — mit Hilfe des betrieblichen Mobilitaitsmanagements.

Durch betriebliches Mobilitatsmanagement, kurz BMM, kann die Mobilitat zu und innerhalb
eines Betriebes optimiert werden. Das Ziel ist die ,effiziente, umwelt- und sozialvertragliche
Abwicklung aller vom Unternehmen ausgehenden Verkehrsstrome.“*° Das BMM betrachtet
die Arbeitswege der Angestellten zum Arbeitsplatz und zuriick, die Dienstreisen bzw.
Dienstwege der Angestellten wahrend der Arbeitszeit und die Wege von Kunden oder Besu-
chern zum Unternehmen.

'® Gieck, Jochen; Mobil ohne eigenes Auto? — Ergebnisse der Biirgerumfrage 2011, Monatsheft 1/12 Statistik-
und Informationsmanagement, Statistisches Amt, Landeshauptstadt Stuttgart

19 Wittmann, Nadja; Pendlerstrome wachsen weiter an; Monatsheft 6/11 Statistik- und Informationsmanage-
ment, Statistisches Amt, Landeshauptstadt Stuttgart
20Rothinger,Robert;BetrieblichesMobilitétsmanagementmitbesonderemBezugzumRaumLinz,ZOOS,Grin—
Verlag, Norderstedt
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Dabei gibt es verschiedene Ansatzpunkte, deren zentrales Element die Beratung der Betriebe

und die Information der Mitarbeiter ist. Durch eine Beratung der Betriebe in allen Mobilitats-

fragen konnen Verkehrsab-
laufe optimiert, umwelt-
freundliche Verkehrsmittel
gefordert und die Nutzung
alternativer Fortbewe-
gungsarten unterstitzt
werden. Insbesondere den
Beschaftigten, aber auch
den Besuchern und Kunden
eines Unternehmens kon-
nen bisher vielfach unge-
nutzte  Mobilitatsmoglich-
keiten naher gebracht wer-
den.

Beim BMM wird - extern

oder intern — ein firmenspezi-

Abbildung 21 Elemente des betrieblichen Mobilitaitsmanagement

fisches Mobilitatskonzept erstellt. Die Handlungsansatze sind sehr vielseitig und kénnen be-

liebig kombiniert werden. Voraussetzung ist die Institutionalisierung der Aufgabe durch ei-

nen ,Kimmerer”, den sog. Mobilitditsmanager.

Betriebliche Mobilitatskonzepte missen allerdings dem Standort und der Problemlage vor

Ort angepasst werden. Das erfordert eine sorgfiltige Analyse und eine fundierte Beratung.

Die MaBnahmen selbst kdnnen dabei betriebsweit und umfassend (im Sinne eines Mobili-

tatskonzeptes) oder punktuell und kurzfristig sein (z.B. Verbesserung der Information fir

Mitarbeiter).

Am effektivsten ist betriebliches Mobilitatsmanagement, wenn bereits in der Planung, z.B.

bei Neuansiedlung von Unternehmen oder Umstrukturierungen und Erweiterungen von Be-

trieben, Mobilitatskonzepte erstellt werden. Daher sollte bereits tGber die Bauleitplanung —

also bei Bauantragen, Bauvoranfragen oder Investorengesprachen — auf die Mdoglichkeiten

und Chancen des BMM hingewiesen werden.
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Zur Erganzung der bestehenden Mobilitatsberatung sollten daher dauerhaft Kapazitaten
geschaffen werden, um es der Stadtverwaltung zu ermdglichen, Beratungen zum BMM an-
zubieten. Wesentliche Aufgabenfelder des Mobilitatsberaters waren dabei:

e Aktive Ansprache von Firmen, Behdrden und Verwaltungen
e Integration des BMM in die Stadt- und Bauleitplanung
e Information und Werbung flir eine professionelle Mobilitatsberatung (z.B. Druck von

Flyern und Broschiiren, Einrichtung einer separaten Telefonnummer , Hotline” und E-
Mail-Adresse)

Die Vorteile fir die Betriebe und Mitarbeiter sind vielfadltig und nicht auf Betriebe und ihre
Mitarbeiter beschrankt.

Abbildung 22 Vorteile des betrieblichen Mobilititsmanagements
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Schulisches Mobilititsmanagement

Durch Mobilitatsmanagement an Schulen soll der Schulweg sicherer gemacht und die Wahl
des Verkehrsmittels bei Schiilern beeinflusst werden.

War friiher das zu Full gehen oder das Radfahren selbstverstandlich, um zur Schule zu kom-
men, hat der Anstieg des ,,Bring- und Abholdienst” der Eltern in den letzten Jahren bei Schu-
len und Kindertagesstatten zu erheblichen Verkehrsbelastungen gefiihrt. Der Parksuchver-
kehr und die An- und Abfahrten belasten nicht nur die Anwohner ringsum, sondern gefahr-
den auch die Sicherheit der Kinder und jungen Menschen.

Schulisches Mobilitdtsmanagement zielt unter anderem darauf ab, den Bringverkehr der
Eltern zu minimieren und die eigenstdandige Mobilitat der Kinder zu férdern. Gleichzeitig sol-
len Kinder regelmalig und altersgerecht mit dem Thema Mobilitat, Nachhaltigkeit und Be-
wegung konfrontiert werden.

Durch schulisches Mobilitaitsmanagement werden auch die Weichen fir zuklnftiges Mobili-

tatsverhalten gestellt. Die Stadt Stuttgart hat zur Unterstitzung der weiterfiihrenden Schu-

len einen Arbeitsordner zur Forderung des Radverkehrs an Schulen entwickelt (,,FahrRad und
Schule”), der von Lehrern benutzt werden
kann und bundesweit Anerkennung gefun-
den hat.

Weiterhin werden im Rahmen des Investiti-
onsprojektes ,Rad + Schule” Zuwege siche-
rer gemacht und Fahrradabstellpldtze ein-
gerichtet.

Beim VVS existiert ein Leitfaden fir die
OPNV-Nutzung, der angefordert und im
Schulunterricht benutzt werden kann. Die-
ser soll Schiiler langfristig zur Nutzung des
OPNV motivieren.

Die Ausbildung und Aktionen der Verkehrs-

erziehung der Polizei und der Verkehrs-

wacht sind grundlegender Baustein der Ver-

kehrssicherheit von Kindern und Jugendli-
Abbildung 23 Arbeitsordner FahrRad und Schule chen.

Schulisches Mobilitatsmanagement kann auf verschiedene Art umgesetzt werden: In Form
von Informationsbroschiiren und -veranstaltungen, Lernmaterialien fiir den Unterricht, oder
die Erarbeitung von Mobilitatskonzepten mit Eltern, Lehrern und Schiilern zusammen, die
auch bauliche Verdanderungen beinhalten (z.B. Fahrradabstellplatze).
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Ebenso wie beim betrieblichen Mobilitditsmanagement ist auch hier die Wirkung am groR-
ten, wenn auf die Probleme und das Mobilitatsverhalten am jeweiligen Standort eingegan-
gen wird und mit allen Beteiligten gemeinsam Losungen erarbeitet werden. Eine Mobilitats-
beratung, die aktiv auf Schulen und Kindertagesstatten zugeht, sowie die Einbeziehung von
Mobilitatsaspekten bei der Planung und Sanierung von Schulen und anderen Einrichtungen
fur Kinder waren daher wiinschenswert.

4.2. Verkehrsmanagement

Das Verkehrsmanagement beschaftigt sich mit der Verbesserung der Verkehrsabldaufe im
Rahmen der bestehenden Verkehrsinfrastruktur und Verkehrsanlagen.21 Verkehrsmanage-
ment, das moderne Technik im Sinne von intelligenten Lésungen einsetzt, kann wesentlich
dazu beitragen, die Verkehrssicherheit zu erh6hen und unerwiinschte Effekte wie Staus oder
verkehrsbedingte Emissionen zu reduzieren. Die Daten aus dem Verkehrsmanagement kon-
nen mit Hilfe interaktiver Informationsdienste dem Nutzer eine wertvolle Entscheidungshilfe
bei der Verkehrstragerwahl, der Kombination verschiedener Transportmittel wie auch der
Orientierung der Verkehrswege geben.22 Mobilitatsmanagement und Verkehrsmanagement
greifen so ineinander und ergdnzen sich.

Der Ausbau der StralBenverkehrsinfrastruktur st6t aufgrund der hohen Kosten und der zu-
meist stadtebaulich und 6kologisch problematischen Integration an seine Grenzen. Der mo-
torisierte Verkehr muss daher in Stuttgart auf einem vergleichsweise grobmaschigen Stra-
Rennetz abgewickelt werden. Daraus ergibt sich zusammen mit der schwierigen Topografie
eine relativ hohe Storanfilligkeit. Um den Verkehrsablauf dennoch maglichst storungsfrei
abwickeln zu kénnen, kommt dem Verkehrsmanagement und den telematischen Einrichtun-
gen eine zunehmende Bedeutung zu. Wichtigstes Element ist hierzu die ,integrierte Ver-
kehrsleitzentrale Stuttgart” (IVLZ). Seit Anfang 2006 verfolgt die IVLZ ein in dieser Form bun-
desweit einzigartiges verkehrstrageriibergreifendes Verkehrsmanagement.

*! Quelle: Wikipedia, Verkehrsmanagement
*2 Quelle: http://www.bdi.eu/Verkehrstelematik.html

-44 -


http://www.bdi.eu/Verkehrstelematik.html�

VEK 2030 4 Mobilitatsmanagement und
Verkehrsmanagement

Ziele und Aufgaben der IVLZ

Die IVLZ ist im Gebaude der Leitstelle fur
Sicherheit und Mobilitat (SIMOS) in Bad
Cannstatt untergebracht. Hier finden
sich auBerdem die gemeinsame Leitstel-
le von Feuerwehr und Rettungsdienst
sowie der FlUhrungs- und Verwaltungs-
stab der Landeshauptstadt. Durch die
raumliche Nadhe ist ein schneller und
unkomplizierter Informationsaustausch
moglich. So kdnnen Probleme auf den Abbildung 24 Leftraum der IVLZ

StraRen und Schienen oftmals im Vorfeld erkannt und gelést werden.?
Vier Partner sammeln umfassend Informationen tiber die Verkehrslage in Stuttgart:

Das Amt fir 6ffentliche Ordnung der Stadt Stuttgart
Das Tiefbauamt der Stadt Stuttgart

Die Stuttgarter StraBenbahnen AG (SSB)

Das Polizeiprasidium Stuttgart

Durch eine abgestimmte
Kombination von Verkehrs-
lenkung, Kapazitatsmana-
gement und Verkehrsin-
formationen werden Ver-
kehre gesteuert und eine
optimale  Verkehrsmittel-
wahl ermdoglicht. Der of-
fentliche und der individu-
elle Verkehr werden so ge-
zielt verflUssigt und sicherer
gemacht.

Abbildung 25 organisatorischer Verbund der IVLZ

Da in der IVLZ alle Informationen Uber planbare Ereignisse wie Veranstaltungen und Baustel-
len zusammenlaufen, kann bereits im Vorfeld reagiert werden. Zudem werden alle verkehrs-
relevanten Ereignisse bewertet. Auf dieser Grundlage werden abgestimmte Strategien und
Malinahmenpakete entwickelt, um auch bei nicht planbaren Ereignissen, wie Notbaustellen
oder Unfdllen, schnell reagieren zu kénnen. Anschlieend kann durch Alternativroutensteue-

2 Quelle: Website der LHS www.stuttgart.de
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rung, dynamische Informationstafeln, Parkleitsysteme oder flexible Ampelschaltung aktiv
Einfluss sowohl auf den Individualverkehr, als auch den OPNV genommen werden.

Das integrierte Verkehrsmanagement umfasst derzeit folgende Aufgaben:

e Reibungsloser Ablauf des Gesamtverkehrs (bezogen auf alle Verkehrsarten),

e Reduzierung von Staus durch Verkehrslenkung und Verkehrssteuerung auf vorhan-
dener Infrastruktur (ohne Ausbau),

e Verlagerung der Fahrten vom motorisierten Individualverkehr auf den OPNV,

e Koordination und Management bei Veranstaltungen, Baustellen und Unfallen,

e Realisierung einer Verkehrsvorschau in den Medien,

e Ausweisung von Alternativrouten,

e Reduzierung des Parksuchverkehrs durch dynamische Parkleitinformationen,

e Schaffung besserer Dispositionsgrundlagen fiir den Wirtschaftsverkehr,

e Verbesserung der Qualitat der Verkehrsdurchsagen,

e Optimierung der Fahrgastinformationen (vor Fahrtantritt und unterwegs),

e Immissionsabhdngige Verkehrssteuerung,

e Beratungsfunktion bei der Planung von Baustellen, Veranstaltungen und in der Stadt-
und Umweltplanung.

Datenmanagement

Grundlage fur die Arbeit der IVLZ ist eine umfassende Ermittlung und Vorhersage der Ge-
samtverkehrslage, auf deren Basis Steuerungsstrategien praventiv ermittelt werden.

Die IVLZ erhebt rund um die Uhr Daten zur Verkehrslage in Stuttgart:

e Mit fest installierten Messtellen im
Stadtgebiet

e Durch mobile Sensoren der rund 700
Taxis im Stadtgebiet mittels GPS

e Durch das Betriebsleitsystem der SSB

e Mit Informationen durch die polizeili-
che Verkehrsiiberwachung

e Mit Hilfe von Informationen zu beste-
henden oder geplanten Baustellen, zu
Veranstaltungen und zur aktuellen Be-
legungssituation auf Parkplatzen und
in Parkhdusern (Verkehrsinformati-
onszentrale VIZ)

Abbildung 26 Verkehrslagebild
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e Uber Kamerabilder der SSB und des Tiefbauamtes, insbesondere auf Hauptverkehrsach-

sen und an wichtigen Knotenpunkten.

Abbildung 27 Kamerabild

Durch das dynamische Verkehrslagebild und die standi-
ge Auswertung der Informationen kénnen kritische Ver-
kehrssituationen und Engpdsse im Verkehrsnetz frihzei-
tig erkannt werden.

Um in Zukunft noch zielorientierter eingreifen zu kén-
nen, ist es zwingend erforderlich, dass die Stadt konti-
nuierlich in die Verkehrserfassung investiert, indem z.B.
auf weiteren Strecken Kameras und Messtellen instal-
liert werden. Der sukzessive Ausbau des Datenmana-
gements wird kiinftig neue Handlungsoptionen bei der
Verkehrssteuerung und der Beeinflussung bei der Wahl
des Verkehrsmittels ermdglichen.

Je mehr Daten zur Verfluigung stehen, moglichst in Echtzeit, desto feiner konnen die MaR-
nahmen zur Verbesserung des Verkehrsflusses bestimmt werden. Mehr Sensoren und Kame-
ras lassen ein noch genaueres Bild zu. Erste Grundlagen wurden bereits in der Innenstadt,
dem NeckarPark, in Feuerbach und zum Teil in Zuffenhausen geschaffen. Ein weiterer stadt-
weiter Ausbau ist fiir eine effektive Steuerung des Verkehrs erforderlich. Auch eine Erweite-
rung der Messtellen auf Radwegen ware sinnvoll. Auch neue Techniken in der LSA-Steuerung
(Ampeln) kénnen das Verkehrsmanagement effektiver machen.

Die neuen mobilen Kommunikationsmittel ermdéglichen eine andere Verstandigung mit den
Nutzern und Verkehrsteilnehmern. Um diese Verbindung zwischen Verkehrsmanagement
und Mobilitatsmanagement herzustellen, wird allerdings entsprechendes Personal bendétigt,
wie z.B. ein Kommunikator fir Mobilitatsinformationen innerhalb der IVLZ.
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Die niachsten Schritte zu einer umfassenden Mobilitatszentrale

Wie vom Gemeinderat der Stadt Stuttgart 2001 beschlossen, soll die IVLZ laufend weiter-
entwickelt werden. Fir die Haushaltsberatungen im Herbst/Winter 2013 haben die drei
Partner Stadtverwaltung, Polizei und Stuttgarter StraBenbahnen (SSB) eine Gemeinderats-
vorlage eingebracht (GRDrs 395/2013), die vor dem Hintergrund der Initiative von Oberbur-
germeister Fritz Kuhn die IVLZ als Zentrale fiir alle Formen der Mobilitdt in der Landeshaupt-
stadt definiert und folgende Aufgabenfelder festlegt:

e Umwelt - Umweltgerechte und immissionsabhadngige Verkehrssteuerung

e OPNV - Beobachtung und Einflussnahme auf den Betriebsablauf von Bussen und
Stadtbahnen

e Motorisierter Individualverkehr - Erkennen, Steuern und Informieren

e Fufigdnger - Optimale Bedienung des FulRgdangerverkehrs - Einsatz der bestehenden
Technik far FuRganger (Anpassung an veranderte FuRgangerstrome, Regelung an Hal-
testelle und Schulwegen, Griinzeitverlangerungen, Verkehrsversuche an FuRganger-
ampeln)

e Radverkehr managen, z.B. Reaktion auf erhohtes Radverkehrsaufkommen durch dy-
namische Anpassung von Ampelprogrammen, Verkiirzung der Wartezeit an Ampelan-
lagen - unter Bericksichtigung anderer Verkehrstrager

e Rettungsdienste - Effektive verkehrstechnische Unterstltzung von Rettungseinsatzen

Vor diesem Hintergrund werden folgende MafSnahmenpakete vorgeschlagen:

e Paket1 - Verkehrsmanagement Vaihingen/Mohringen
Aufbau eines Messstellen- und Kameranetzes zur Analyse des Verkehrsgeschehens in

| den verkehrlich hoch-

Planung Verkehrslageerfassung siidliche Stadtgebiete
; ‘ LR N e : belasteten Bereichen

Vaihingen und Moh-
ringen zur aktiven
Verkehrssteuerung an
Ampeln und durch
gezielte Verkehrsin-
formationen

e L LR
A}

Abbildung 28 Planung Verkehrslageerfassung siidliche Stadtgebiete
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e Paket 2 - Verkehrsmanagement Degerloch/Waldau
Aufbau eines Messstellen- und Kameranetzes zur Analyse des Verkehrsgeschehens
im Veranstaltungsbereich Degerloch/Waldau zur aktiven Verkehrssteuerung an Am-
peln insbesondere bei Veranstaltungen und durch gezielte Verkehrsinformationen

e Paket 3 - Verkehrsmanagement Umwelt

Aufbau von zwei Verkehrsinformationstafeln zur gezielten Lenkung und Information

des Verkehrs im Bereich Charlottenplatz zur Reduktion von Staus und Umweltbelas-

tungen
e Paket4 - Verkehrslenkung B10/B14

Bad Cannstatt/Stuttgart-Ost

Im Zuge des Baus des Rosensteintunnels
wird flur den Ausbau "B10/B14-Verbindung
Leuze" sowie fir den taglichen Verkehr und
den starken Veranstaltungsverkehr eine
Lenkungsmoglichkeit Gber vier Verkehrsin-
formationstafeln benétigt

Abbildung 29 Verkehrslenkung B10/B14

e Paket5 - Busbevorrechtigung
Fir eine weitere Erhhung der Plinkt-
lichkeit und Anschlusssicherheit des
Bus- und Stadtbahnverkehrs ist es er-
forderlich, die Busbevorrechtigung im
Stadtgebiet weiter auszubauen.

Abbildung 30 Busbevorrechtigung
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e Ausweitung der Dienstzeiten - zusatzliches Personal
Eine Verkehrsleitzentrale muss neben den planbaren Ereignissen (Baustellen, Veran-
staltungen) vor allem bei nicht planbaren Ereignissen (Unfallen) prasent sein, um die
negativen Auswirkungen auf den stadtischen Gesamtverkehr verhindern bzw. mini-
mieren zu kdnnen. Dazu haben sich im Vergleich zur IVLZ-Inbetriebnahme im Jahr
2006 die verkehrsrelevanten Zeiten deutlich erweitert, die mit dem heutigen Perso-
nal nicht abgedeckt werden kénnen. Daher ist eine Erweiterung der Besetzung auf
folgende Zeiten erforderlich:

Montag - Freitag 06:00 Uhr - 24:00 Uhr
Samstag 09:00 Uhr - 24:00 Uhr
Sonntag 11:00 Uhr - 24:00 Uhr

Hierfiir ist eine zusatzliche Stelle bei jedem der 4 IVLZ-Partner erforderlich.

e Einrichtung eines "Kommunikators fiir Mobilitatsinformationen"
Die IVLZ als intermodale Mobilitatszentrale muss sich auch dem Thema Kommunika-
tion starker annehmen. Der individuelle Informationsbedarf nimmt im privaten und
wirtschaftlichen Bereich standig zu. Ziel ist es, durch gezielte, nutzerselektive Infor-
mationsabgabe unter Verwendung aller Informationskandle Verhaltensanderungen
beim Verkehrsteilnehmer, wie die Anderung der Verkehrsmittelwahl, zu erreichen.

Um die Informationsflut sortieren und aufbereiten sowie die richtigen Informationen
bereitstellen zu kdnnen, ist es flr einen verbesserten Blirgerservice erforderlich, die
Stelle eines Kommunikators flir Mobilitatsinformationen neu zu schaffen.

Die erfolgreiche organisatorische und technische Zusammenarbeit der Partner in der
IVLZ ist ein langfristiges Projekt. Neben den o.g. Schritten des geplanten Ausbaus ist der
weitere sukzessive Infrastrukturausbau fir die Datenerfassung, Verkehrssteuerung und
die Verkehrsinformation im gesamten Stadtgebiet erforderlich. Das Aufgabenspektrum
der IVLZ ist beispielweise um folgende Aufgaben zu erweitern

e Uberwachung der Tunnelsteuerung, dadurch 24 Stunden Betrieb erforderlich

e Flachendeckende/llickenlose Verkehrslageerfassung mittels Induktionsschleifen und
zusatzlicher visueller Beobachtung durch Kameras,

e Dauerhafte Verkehrsinformationen tber ein Netz von dynamischen Informationsta-
feln,

e Flachendeckende Alternativroutensteuerung im Rahmen des Storfallnetzes im Stadt-
gebiet Stuttgart,

e Flachendeckende Alternativroutensteuerung auf den Zufahrtsrouten nach Stuttgart
(zusammen mit dem Land Baden-Wiirttemberg)

e Verlassliche Verkehrsprognosen im Stadtgebiet und auf den ZufahrtsstraRen,
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e Intermodale Routenplanung in Zusammenarbeit mit dem Land Baden-Wirttemberg,
der Region Stuttgart und dem VVS,

e Flachendeckende Busbevorrechtigung,

e Anschlusssicherung im OPNV,

e Immissionsabhdngige Verkehrssteuerung,

e Umfassendes Qualitatsmanagement in Bezug auf Daten- und Verkehrsqualitat.

4.3. Zusammenfassung

Mobilitatsmanagement ist ein wichtiger Baustein, um die Mobilitatskultur in einer Kommune
zu beeinflussen. Ziel ist die verstarkte Nutzung der Verkehrsarten des Umweltverbundes. Die
MaBnahmen des Mobilitatsmanagements werden als ,weiche MaBnahmen” bezeichnet, da
sie aus der Organisation, der Kommunikation und der Information einzelner Aktionen oder
Angebote bestehen. Mobilitatsmanagement kann projektbezogen die Pkw-Alleinfahrten in
unterschiedlicher GroBenordnung reduzieren. Malgeblich ist jedoch die Institutionalisierung
des Mobilitadtsmanagements mit personeller Ausstattung (,Mobilitatsmanager”) und klaren
Zustandigkeiten.

In Stuttgart gibt es einzelne Angebote von Seiten der SSB, des VVS und in Form verschiede-
ner Informationen. Am Hauptbahnhof gibt es die Mdglichkeit, sich Gber Verkehrsangebote,
vorrangig des OPNV, zu informieren. Es gibt aber keine ibergreifende Institution, die alle
Angebote zusammenbindet, erweitert und Mallnahmen des Mobilitatsmanagements konse-
quent vermarktet. Die Vernetzung der Angebote fiir alle Verkehrsarten (OPNV, Radverkehr,
FuBgangerverkehr, E-Mobilitat, Verleihsysteme Rad und MIV, usw.) findet also praktisch
nicht statt. Das Handlungsfeld Intermodalitat und Vernetzung des Lenkungskreises Mobilitat
nimmt Aspekte daraus auf und hat sie im Aktionsplan berticksichtigt.

Es wird daher als sinnvoll erachtet, das Aufgabengebiet des Mobilitatsmanagements in der
Stadtverwaltung zu etablieren. Dazu gehoért sowohl eine personelle und finanzielle Ausstat-
tung als auch die Zuordnung entsprechender Kompetenzen. Als Mallnahmen, die zundchst
den hochsten Nutzen versprechen, sind die Einflihrung einer Neublirgerberatung, die Erwei-
terung des schulischen Mobilitaitsmanagements und die kommunale Unterstiitzung von Un-
ternehmen bei der Einflihrung des Betrieblichen Mobilitditsmanagements zu nennen.
Neben Betrieblichem Mobilitatsmanagement bei Unternehmen ist die ,Stadteigene Mobili-
tat” ein Weg zu mehr nachhaltiger Mobilitat. Dieses Handlungsfeld wurde im Lenkungskreis
Mobilitat ausfuhrlich thematisiert. Die daraus abgeleiteten MalBnahmen sind im Aktionsplan
(Kap. 10) zu finden.

Verkehrsmanagement beinhaltet MalRnahmen, mit denen der Verkehrsablauf auf den Stra-
Ben, in der Regel auf dem Hauptstrallennetz, verbessert wird. In Stuttgart wurde seit dem
zweiten Weltkrieg ein relativ grobmaschiges Strallennetz realisiert. Es ist davon auszugehen,
dass aus stadtebaulichen, 6kologischen und 6konomischen Griinden bis auf wenige strategi-
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sche Ausnahmen keine StraBen mehr gebaut werden, die die Leistungsfahigkeit des Stuttgar-
ter Strallennetzes steigern werden.

Das Netz weist daher eine relativ hohe Storanfalligkeit auf. Anfang 2006 wurde folglich die
Integrierte Verkehrsleitzentrale (IVLZ) in Betrieb genommen, um einen moglichst reibungslo-
sen und daher auch umweltvertraglichen Verkehrsablauf zu gewahrleisten. Durch ein dyna-
misches Verkehrslagebild kdnnen kritische Verkehrssituationen und Engpasse frihzeitig er-
kannt werden. Darlber hinaus erbringt die IVLZ wesentliche Verkehrssteuerungsaufgaben
bei Veranstaltungen, z.B. auch in Bezug auf die Intermodalitdt (Umstieg vom MIV auf den
OPNV). Grundlage dafiir ist die Bereitstellung entsprechender Daten zur Feststellung der
Verkehrslage.

Nicht nur das Ziel, den Verkehr moglichst reibungslos abzuwickeln, macht die Weiterent-
wicklung der IVLZ notwendig. Vor allem die mit dem MIV verbundenen Umweltbelange er-
fordern die Bereitstellung einer den Erfordernissen entsprechenden Ausstattung der IVLZ.
Dazu gehoren zunéachst eine stadtweit flichendeckende Verkehrslageerfassung und ebenso
stadtweit dauerhafte Verkehrsinformationen. Dies ist die Grundlage, um mit der zugehori-
gen Infrastruktur flaichendeckende Alternativroutensteuerungen anbieten zu kdnnen. Fir
den OPNV bestehen zwei wichtige Ziele: Eine flichendeckende Busbevorrechtigung, sowie
die Anschlusssicherung im OPNV.

Die vom Lenkungskreis Mobilitdt erarbeiteten MaBnahmen der Handlungsfelder ,Intermo-
dalitat und Vernetzung” und , Offentlichkeitsarbeit” sind Bestandteil des VEK und werden
durch weitere Vorschlage erganzt:

e Einstellung von zwei Mobilitatsmanagern und Ausstattung mit ausreichend Budget
flr folgende Aufgabenfelder:
0 Konzept und Umsetzung ,Betriebliches Mobilitditsmanagement”
0 Umsetzung einer umfassenden Neuburgerberatung
0 Konzept und Umsetzung ,,Senioren und Familien mobil in Stuttgart”
0 Konzept Burgerbeteiligung in der Verkehrsplanung
e Schaffung eines Forums fir alle Mobilitatsarten
e Verkehrsmittellbergreifende und integrierte Verkehrslenkung

0 Ausbau der Verkehrslageerfassung und -steuerung, Sicherstellung der Leis-
tungsfahigkeit des Vorbehaltsstrallennetzes, der Betriebszeiten der Inte-
grierte Verkehrsleitzentrale (IVLZ) und damit der Verkehrsinformation fiir
die Offentlichkeit

0 Verkehrsliberwachung (Sichergestellte Nutzbarkeit 6ffentlicher Raume
zum Schutz und der Forderung der ,schwachen” Verkehrsteilnehmer)

0 Baustellen- und Stérungsmanagement (Koordination von Abldufen und In-
formationen tGber Wegeflihrungen, unter Berlicksichtigung aller Verkehrs-
mittel)
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5. Verkehr verfliissigen - Automobilitat umweltfreundlich gestalten

Der Motorisierte Individualverkehr (MIV) ist von hoher Bedeutung fir den Wirtschaftsstand-
ort Stuttgart und weite Teile der Bevélkerung. Er wird jedoch in der Offentlichkeit stets wi-
derspriichlich bewertet: In den regelmaRigen Birgerumfragen werden zu hohe Verkehrsbe-
lastungen und ein zu geringes Parkplatzangebot gleichermalien kritisiert. Die Auswirkungen
des Verkehrs durch Larm und Schadstoffe wie z.B. Feinstaub zu verringern, stellen eine stan-
dige Aufgabe dar. Damit sich Stuttgart weiterhin als lebenswerter Wohnstandort und inte-
ressanter Wirtschaftsstandort behaupten kann, missen fir den Kfz-Verkehr einerseits die
Erreichbarkeit gesichert und andererseits die verkehrsbedingten Belastungen reduziert wer-
den. Ein wichtiger Beitrag ist dabei das Ziel, den die Umwelt belastenden Pkw-Verkehr im
Talkessel um 20% zu reduzieren.

5.1. Auto-mobil in Stuttgart

Das Kfz-Aufkommen in der Landeshauptstadt ist in den vergangenen Jahrzehnten nahezu
permanent gestiegen. Erst in den letzten Jahren ist eine Stagnation festzustellen, wobei es
allerdings offen ist, ob sich dieser Trend fortsetzt. Auch der Fahrzeugbestand hat in den letz-
ten Jahren zugenommen. So hatte 2011 jeder 2. Stuttgarter ein Auto. Stuttgart liegt damit
im Vergleich deutscher GroRstddte auf dem zweiten Platz (hinter Miinchen).

Die Abwicklung des Kfz-Verkehrs ist eine anspruchsvolle Aufgabe, bei der die Anforderungen
anderer Verkehrsarten wie z.B. des OPNV oder des Radverkehrs und die Qualititsanspriiche
eines urbanen oOffentlichen Raumes bericksichtigt werden muissen. Fir den Kfz-Verkehr
steht ein ca. 1.400 km umfassendes Strallennetz in der Landeshauptstadt zur Verfligung.
Dieses Netz ist hierarchisch unterteilt in ein:

e Vorbehaltsstraflennetz mit ca. 500 km Lange und ein
e Tempo-30-Zonen-Straflennetz mit ca. 900 km Lange.

Das Vorbehaltsstrallennetz dient der Bindelung des MIV und dessen leistungsfahiger Ab-
wicklung. Auf den Straflen in den Tempo-30-Zonen wird in der Regel der gebietsbezogene
Kfz-Verkehr abgewickelt. Das VorbehaltsstraBennetz soll in regelmaRigen Abstanden einer
Uberpriifung unterzogen werden. Die Kriterien, ob eine StraRe zum Vorbehaltsnetz gehort
oder nicht, missen auch unter den Aspekten des Stadtebaus und der Umwelt diskutiert und
der Prifung zu Grunde gelegt werden. Das kann dazu fiihren, dass Straen aus dem Vorbe-
haltsstraflennetz herausgenommen oder neu einbezogen werden. Das Vorbehaltsstrallen-
netz wurde in vier Strallentypen klassifiziert:

e Uberregionale Verbindungen Typ 1

e Regionale Verbindungen Typ 2

e Gemeinde- und Stadtbezirksverbindungen Typ 3
e HaupterschlieBungsstralien Typ 4

e und sonstige Vorbehaltsstrallen
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Abbildung 31 StraBentypen
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In der zweiten Abbildung sind die im VorbehaltsstraBennetz auftretenden Verkehrsstarken
abgebildet:

Abbildung 32 Verkehrsstarkenkarte

Die Leistungsfahigkeit des Strallennetzes hangt im Wesentlichen von der Kapazitat der Kno-
tenpunkte ab. In Stuttgart sind derzeit rund 800 Lichtsignalanlagen (LSA/ Ampeln) installiert.
Hiervon sind ca. 420 LSA auf 72 Streckenabschnitten in Griine-Welle-Bander integriert. 415
LSA verfiigen iber eine OPNV-Priorisierung. 325 LSA sind als Querungshilfe fir FuRginger
installiert. Neben den Lichtsignalanlagen hat sich die Einrichtung von Kreisverkehren als er-
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ganzende Standardform an Knotenpunkten etabliert. In der Landeshauptstadt wurden bisher
ca. 60 Kreisverkehre realisiert.

5.2. Vorbehaltsstrafien

Stadtebauliche Integration

Die Landeshauptstadt hat in den letzten Jahrzehnten das Ziel verfolgt, moglichst viele Stra-
Ren mit Wohnnutzung in Tempo-30-Zonen bzw. verkehrsberuhigte Bereiche umzuwandeln.
Diese Entwicklung hat aber auch ergeben, dass auf einem vergleichsweise weitmaschigen
Hauptstrallennetz relativ viel Verkehr geblindelt wird.

Im Zuge des Wiederaufbaus nach dem 2. Weltkrieg entstanden vor allem in der Innenstadt
Strallenrdume, deren Qualitdt durch sehr hohe Verkehrsmengen und eine sehr groRe
Trennwirkung beeintrichtigt ist. Schon in den 80er Jahren wurden Uberlegungen angestellt,
diese stadtebaulichen Missstande zu beheben.

Es wird nach wie vor das Ziel verfolgt, stark befahrene Achsen in solchen sensiblen Bereichen
durch stadtebauliche Weiterentwicklung auch fiir schwache Verkehrsteilnehmer, also Ful3-
ganger und Radfahrer, attraktiv zu machen und damit die Aufenthaltsqualitat zu verbessern.
In Teilen konnen Seitenrdaume zu Lasten der Verkehrsflaichen des MIV erweitert werden, oh-
ne die Verbindungsfunktion zu beeintrachtigen (z.B. im Bereich des Cityrings). Das kann aber
nur erfolgen, wenn vorher eine belastbare Prifung durchgefiihrt wurde, die diese Moglich-
keit bestdtigt. Die Funktionalitdit muss bei einer stadtebaulichen Umgestaltung weiterhin
gewabhrleistet sein. Ein Beispiel dafir ist die geplante Umgestaltung der B 14 zwischen Wil-
helmsplatz und Osterreichischem Platz. Weitere Abschnitte, die entsprechend umgestaltet
werden konnten, sind:

e Willy-Brandt-Strale

e Konrad-Adenauer-Stral3e

e Hauptstatter StraRe zwischen Osterreichischem Platz und Charlottenplatz
e Friedrichstralle

e KriegsbergstraRe

Die Grundidee der stadtebaulichen Aufwertung von Straenrdumen kann gegebenenfalls
auch analog in den Bezirken zum Tragen kommen. Umgestaltungsmallnahmen werden
bspw. in folgenden Abschnitten empfohlen:

e Bad Cannstatt, Augsburger StraRe

e Bad Cannstatt, Gnesener StralSe

e Minster, Freibergstrale

e Zuffenhausen, Zabergaustrae
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Mit der Realisierung verschiedener StraBenneubaumaBnahmen wurde in den letzten Jahr-
zehnten eine weitgehende Verlagerung des Verkehrs auf die Hauptachsen und damit eine
Entlastung der Stadtbezirke erreicht. In der Innenstadt hat der leistungsfahige Ausbau des
City-Rings z.B. die Einrichtung einer der gréRten Fullgdangerzonen Deutschlands ermoglicht.
Dennoch gibt nach wie vor Bereiche in Stuttgart, in denen nur durch die Ergdanzung der Ver-
kehrsinfrastruktur im VorbehaltsstraRennetz in Kombination mit moderner Verkehrsleit-
technik und dem entsprechendem Riickbau in den Quartieren eine Reduzierung des Durch-
gangsverkehrs erzielt werden kann.

Infrastrukturmafdnahmen

Der Verkehrssteuerung sind durch eine eingeschrankte Flexibilitat in der Routenwahl und die
vorhandene Leistungsfahigkeit Grenzen gesetzt. Um hier die Moglichkeiten zu erweitern,
muss eine grolRere Flexibilitdat bei der Routenwahl zur Verfiigung gestellt werden. Diese ist
auch hinsichtlich der immissionsabhangigen Verkehrssteuerung bedeutsam. Um dieses In-
strument im Rahmen des Verkehrsmanagement verstarkt einsetzen zu kénnen, ist das Ge-
samtnetz zu betrachten. Nach Mdglichkeit sollte der Verkehr bereits an der Peripherie des
stadtischen Strallennetzes auf andere Fahrtrouten gelenkt werden, was beim derzeitigen
Netz nur bedingt moglich ist. Zusatzlich sind regionale Auswirkungen zu beachten und einzu-
beziehen.

Eine Erh6hung der Flexibilitat und Leistungsfahigkeit im Netz sowie eine Verkehrsentlastung
lasst sich durch folgende MaRnahmen erreichen, die bereits auf den Weg gebracht wurden:

e Rosensteintunnel
Ziel ist der leistungsfahige Ausbau der B10 zur besseren Erschliefung des Gewerbe-
und Dienstleistungskorridors Zuffenhausen/Feuerbach - Neckartal. Damit verbunden
ware die Moglichkeit zur Entlastung angrenzender Wohngebiete (gekoppelt mit un-
terstitzenden BegleitmalBnahmen). Der stadtebaulich bedeutende Bereich Pragstra-
Re - Wilhelma - Neckarufer wird aufgewertet.

e Ausbau/Verlegung des City-Rings im Bereich Neckartor-WolframstraRe-Heilbronner
StraRe.
Zundchst erfolgt der Ausbau der Heilbronner und Wolframstral3e. Dies ist die Grund-
lage fir die ErschlieBung des Europaviertels. Breite Seitenrdume fir FuBganger, Rad-
fahrer und Begriinung mit Baumstandorten ergeben innerstadtische Achsen mit Bou-
levardcharakter und entsprechen somit den Zielen des VEK beziglich der Integration
von Hauptverkehrsstrallen. Ziel ist es, mit dem nach der Baumalinahme Stuttgart 21
moglichen Liickenschluss zwischen der Nordbahnhofstralle und der Cannstatter Stra-
Be den City-Ring an die stadtebauliche Erweiterung anzupassen. Die SchillerstraRe
soll durch eine deutliche Reduzierung ihrer Verkehrsfunktion die Schaffung eines at-
traktiven Bahnhofvorplatzes ermdéglichen. Langfristiges Ziel ist die véllige Entlastung
des Bahnhofvorfeldes von Durchfahrtsverkehr und die Herstellung eines reprasenta-
tiven Platzes vor dem Bonatz-Bau.
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Teilweise Verlegung der B 295 in Feuerbach:

Ziel ist die Entlastung von Feuerbach-Ost. Durch die Biindelung der B295 auf den
Achsen Steiermarker Stralle, Siemensstralle und Borsigstralle kann ein ganzes Stadt-
quartier neu entwickelt werden. Diese MaRBnahme steht auch in Verbindung mit der
Entwicklung des Schoch-Areals.

Weitere MaRRnahmen sind:

Verlegung der L1204 ostlich Plieningen an die A8 bei gleichzeitiger Sperrung der
L 1192 zwischen dem Ortsrand und der Stadtgrenze zu Ostfildern. Ziel ist die Neuord-
nung des StraBennetzes im Bereich A 8-Anschlussstelle Plieningen im Zusammenhang
mit der Bahntrasse entlang der A 8.

Vollanschluss Neuwirtshaus

Ziel ist die Entlastung Stammheims und die Verbesserung der ErschlieBung des Ge-
werbegebiets Zuffenhausen. Der stadtebauliche Nutzen ist unter zwei Aspekten zu
betrachten: Aus Stammheim kénnen Verkehrsanteile herausgenommen werden, die
den Bezirk heute durchfahren, da sie keine Alternative haben. Die stidtebauliche
Entwicklung im Gewerbegebiet Zuffenhausen erfordert eine Anpassung des Netzes.
MEA-Bricke (Verbindung zwischen der B 10/27 und Feuerbach)

Ziel ist die Entlastung der Kreuzung Heilbronner-/BorsigstraRe, die bessere Anbin-
dung des Gewerbegebiets Feuerbach und die Reduzierung des Durchgangverkehrs in
Zuffenhausen.

Anschluss der JVA Stuttgart an die B 27A

Ziel ist die kurze Anbindung der JVA Stuttgart an das iberortliche Netz (gekoppelt mit
der Abhdngung der heutigen Anbindung) und die Entlastung Stammheims. Dafir ist
die Mitwirkung des Landes erforderlich.

Augsburger Platz, Umbau des Platzes mit der Ergdanzung fehlender Rampen

Ziel ist die bessere ErschlieBung von Bad Cannstatt-Ost und die Entlastung angren-
zender Wohngebiete sowie des Altstadtbereichs vom Durchgangsverkehr
Vollanschluss Tranke

Ziel ist die Verbesserung der Anbindung von Méhringen und Degerloch an die B 27.
Anschluss der Blisnauer Strale an die B 14 in Vaihingen

Ziel ist die Verbesserung der Anbindung der westlich gelegenen Gebiete von Vaihin-
gen und der Universitat an die B 14 und die Entlastung der HeerstraRe.

Vierstreifiger Ausbau der Nord/Stid-StraRRe

Ziel ist die Erhohung der Leistungsfahigkeit, um die Anbindung des Gewerbegebiets
Vaihingen/Mohringen zu verbessern. Die Zufahrtssituation aus Richtung Autobahn
und Bundesstrale stellt einen Engpass dar. Es ist offen, ob durch andere MaRnahmen
(vor allem eine Verbesserung der OPNV-ErschlieBung) eine Entlastung méglich ist. Fiir
die Umsetzung gibt es keine Mehrheit im Gemeinderat (Stand 2012)
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Andere bereits diskutierte Projekte werden im Zeitrahmen dieses Konzeptes wegen starker
okologischer Nachteile und zu hoher Investitionskosten nicht vorgeschlagen, wie z.B.:
e Filderauffahrt,
e Untertunnelung der B 10/B 27 in Zuffenhausen,
e Zweite Rohre Heslacher Tunnel,
e Nord-Ost-Ring, Abschnitt zwischen dem Neckartal und dem Anschluss an die B 27
sudlich von Kornwestheim.

Alle MaBnahmen werden im Baugenehmigungsverfahren oder erforderlichen Rechtsverfah-
ren auf ihre Umweltauswirkungen gepruft. Bei gréBeren InfrastrukturmaRBnahmen werden
verkehrslenkende und stadtebauliche BegleitmaBBnahmen umgesetzt, die die Verkehrsbezie-
hungen verbessern, Stadtteile und Quartiere vom Durchgangsverkehr entlasten, Larm ver-
mindern oder den 6ffentlichen Raum aufwerten.

5.3. Mischverkehrsflichen

Auf Mischverkehrsflaichen gibt es keine Trennung der Verkehrsflachen, sondern eine ge-
meinsame Nutzung durch verschiedene Verkehrsteilnehmer. Ziel der Mischverkehrsflachen
ist eine Harmonisierung des Geschwindigkeitsverhaltens durch eine entsprechende Gestal-
tung. Mischverkehrsflachen bedirfen eines entsprechenden stadtebaulichen Rahmens (z.B.
Wohnstralle, EinkaufstraRe, Platzbereiche an Schulen und Kindergarten), einer hohen Auf-
enthaltsfunktion und einer geringen Verkehrsbelastung und -bedeutung.

Verkehrsberuhigte Bereiche

Verkehrsberuhigte Bereiche (umgangssprachlich ,SpielstraBe”) werden grundsatzlich bei
um- oder neuzubauenden Strallen in Wohn- und AnliegerstraRen empfohlen. Voraussetzung
sind die entsprechenden Randbedingungen wie:

e Malgebliche Aufenthaltsfunktion,
e Sehr geringe Verkehrsmengen,

e Geringer Parkdruck und

e Eine begrenzte Streckenlange.

Kinderspiel ist im verkehrsberuhigten Bereich erlaubt und erwiinscht. Um dies zu ermogli-
chen, ist das Angebot an Parkflachen zu begrenzen. Dieser Gesichtspunkt ist gegenliber an-
deren Anforderungen an den Strallenraum abzuwagen. Verkehrsberuhigte Bereiche konnen
allerdings keine Spielflachen ersetzen.
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Shared Space

»,Shared Space” beinhaltet die Idee, Mischverkehrsflaichen auch auf hoher belasteten Stra-
Ben in zentralen Bereichen anzuwenden. Shared Space bedeutet, dass sich alle Verkehrsteil-
nehmer die Verkehrsflache ,teilen”. Dies setzt voraus, dass ein ausgewogenes Verhaltnis
zwischen FuBgangern, Radfahrern und

Kfz-Verkehr vorhanden ist. Das Ver-

kehrsverhalten soll durch die Gestal-

tung und nicht durch die Beschilderung

geregelt werden. Da dieses Prinzip auf

Kommunikation zwischen den Ver-

kehrsteilnehmern beruht, ist Sichtkon-

takt erforderlich. Dies schlielt parken-

de Fahrzeuge grundsatzlich aus. Erstes

Beispiel eines Shared Space ist die Tu-

binger StraRe.

Abbildung 33 Tubinger StraRRe

Erflllen die bereits umgesetzten Flachen die erwarteten Zielsetzungen, kann tber die Umge-
staltung weiterer 6ffentlicher Raume nachgedacht werden. Schwierig dabei ist, dass diese
Umgestaltung einen mit hohen Investitionen verbundenen Umbau des gesamten StraRen-
raumes erfordert. Es ist daher notwendig, einen Kriterienkatalog fiir die Umsetzung potenti-
ell geeigneter Bereiche zu formulieren. Zudem ist eine Verankerung in der StVO notwendig,
um eine rechtlich eindeutig fixierte Grundlage fiir derartige Mischverkehrsflachen zu erhal-
ten. Auf dieser Basis ware es moglich — analog zur Liste moglicher Kreisverkehrsplatze — ab-
hangig von finanziellen und personellen Ressourcen eine Auflistung denkbarer ,Shared Spa-
ce” Bereiche zu erarbeiten.
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5.4. Kreisverkehre

Der Umbau einer Kreuzung in einen Kreisverkehr wird grundsatzlich in Planungsiberlegun-
gen einbezogen, wenn entsprechender Handlungsbedarf besteht (z.B. stddtebauliche Ge-
sichtspunkte oder Verkehrssicherheit). Ein wichtiges Argument fiir den Kreisverkehr ist der
relativ gleichmafige Verkehrsfluss bei reduzierter Geschwindigkeit. Vorteile ergeben sich bei
der Verkehrssicherheit und bei der Luft- und Larmbelastung. Zudem kdnnen Kreisverkehre
oft stadtebaulich besser integriert werden, als signalisierte Kreuzungen.

Abbildung 35 Minikreisel, Adalbert-Stifter-Strale, Stgt-Freiberg Abbildung 34 Einstreifiger Kreisel, Seeblickweg

Es gibt verschiedene Kreisverkehrsformen:
e Minikreisel (Mittelinsel kann von groRen Lastwagen
oder Bussen Uberfahren werden),
e Einstreifige und
e mehrstreifige Kreisverkehre (werden in der Regel nur auBerhalb geschlossener Ort-
schaften verwendet).

Bei Umbauten von Kreuzungen ist die Realisierung eines Kreisverkehrs nur bei bestimmten
Randbedingungen empfehlenswert:

e Eignung aufgrund der Kapazitat (optimale Nutzung der vorhandenen Kapazitat bei
geringerem Verkehrsaufkommen)

e Stadtebauliche Einbindung
(z.B. keine Bypasse, ausreichende Gehwegbreiten)

e Lage im Netz (keine Regelungsmoglichkeit fir den Kfz-Verkehr erforderlich)

In den letzten Jahren wurden Kreisverkehre in Stuttgart nur im Zusammenhang mit anderen
Malnahmen (z.B. Stadtbahnneubau) umgesetzt. Ein Umbau weiterer Kreuzungen in Kreis-
verkehre ware sinnvoll. Eine Liste priorisierter Kreisverkehre ist am Ende des Abschnitts 5 zu
finden.
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5.5. Parken

In den meisten StralRen Stuttgarts sind Parkpldtze fester Bestandteil des 6ffentlichen Raums.
Der Umgang mit dem Parkplatzangebot ist abhdngig von den umgebenden stadtebaulichen
Strukturen, wie z.B. Wohnen, Arbeitsstattengebiete, Ortszentren usw. In Bereichen mit er-
hohter Parkplatznachfrage missen demnach andere Instrumentarien angewandt werden als
dies z.B. in Wohngebieten mit einem ausgewogenen Angebot an Stellpldtzen auf privatem

Abbildung 36 Private Pkw pro 1.000 Einwohner Dez. 2010

Grund und Parkplatzflaichen im Stralenraum der Fall ist. Grundsatzlich ist es wichtig, bei
Neuplanungen die Parkplatze mit einer hochwertigen Gestaltung, z.B. durch Gliederung mit
Baumstandorten, in den 6ffentlichen Raum zu integrieren.
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Parken in Stuttgart

Bei verfahrenspflichtigen Bauvorhaben werden private Stellplatze gemaR den Vorgaben der
Gesetzgebung in ausreichender Zahl zur Verfiigung gestellt. Die Anbindung zum OPNV wird
dabei in die Berechnungen einbezogen.

In der Stuttgarter Innenstadt gibt es ca. 12.000 6ffentliche und ca. 30.000 private Stellplatze.
Ein GroRteil davon befindet sich in den rund 40 Parkhdusern und Tiefgaragen®*. Weitere
Parkmoglichkeiten werden bei verschiedenen Bauprojekten (z.B. ,das Gerber”, Dorotheen-
quartier usw.) geschaffen. Bei der Analyse und Bewertung des Parkraums® ist die Erreich-
barkeit von und zum City-Ring flr alle Parkierungsanlagen gut bzw. zufriedenstellend. Bei
der Qualitat der FuBwegeverbindung von und zum Parkhaus wurde der Weg zur Konigstralle
als Haupteinkaufsstralle bewertet. Hier wurden zum Teil fehlende Informationen und Be-
schilderungen festgestellt. Stadtebaulich negativ wurden Parkhduser bewertet, die starke
Blockaden fir die oberirdische Nutzung darstellen, verkehrstechnisch schlecht angebunden
sind und im 6ffentlichen Raum stérend wirken. Daher werden bei Bauprojekten Tiefgaragen
beflirwortet, die in einzelnen Fallen Parkhduser ersetzen kénnen (z.B. Rathausgarage). Insge-
samt gibt es in der zentralen Innenstadt keine groRBen Parkplatzprobleme fiir den Einkaufs-,
Besuchs- und Freizeitverkehr.

In den Innenstadtgebieten stehen private Parkpldatze fiir Bewohner haufig nicht in ausrei-
chender Zahl zur Verfiigung. Eine gute OPNV-Anbindung und die vermehrte Nutzung von
Fahrrad oder Carsharing kdnnen aber diesem Mangel entgegenwirken. In diesen dicht besie-
delten Gebieten ist daher die Anzahl der Privat-Pkw oft geringer, wie in Abb. 36 zu sehen
ist?°.

In besonderen Problemgebieten (z.B. Stuttgarter Westen) wurde ein Parkraummanagement
eingefiihrt, um die Parksituation zu entspannen. Das Parkraummanagement soll innerhalb

des Talkessels in Gebieten mit vergleichbarer Problemlage ebenfalls umgesetzt werden.

Im Gebiet des Verkehrs- und Tarifverbunds Stuttgart (VVS) stehen auf rund 110 P+R-Anlagen
insgesamt 17.000 Stellplatze zur Verfiigung. Die meisten, rund 13.500 davon befinden sich
an S-Bahn und SSB-Haltestellen und aullerhalb Stuttgarts, um Besuchern und Pendlern die
Moglichkeit des Umsteigens zu bieten.

**1GV Ingenieur Gesellschaft Verkehr; Parkraumanalyse und Bewertung fiir die Stuttgarter Innenstadt; Februar
2011

|GV Ingenieur Gesellschaft Verkehr; Parkraumanalyse und Bewertung fiir die Stuttgarter Innenstadt; Februar
2011

?® Statistisches Amt Stuttgart, Das Automobil feiert seinen 125. Geburtstag - Die Entwicklung der Kraftfahrzeuge
in Stuttgart, Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 3/11
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Handlungsfelder fiir den ruhenden Verkehr

Regelungen

Regelungen sollen nur insoweit umgesetzt werden, als auch Regelungsbedarf besteht. Dies
bezieht sich z.B. auf Wohnquartiere, in denen die Realisierung eines Parkraummanagements
zur Verdrangung von Pendlern zielflihrend ist. Besteht dieser Sachverhalt nicht, ist es nicht
erforderlich, den Parkraum in irgendeiner Form zu bewirtschaften. Wird ein Regelungsbedarf
festgestellt, ist dessen Wirkung jedoch auch durch eine entsprechende Uberwachung sicher-
zustellen.

Stellplatzangebot

Das Angebot an privaten Stellpldatzen wird baurechtlich Gber den zu fihrenden Stellplatz-
nachweis in Abhingigkeit von Nutzung und OPNV-Gunst geregelt. Eine Beschriankung der
Stellplatze durch eine entsprechende Satzung gibt es in Stuttgart nur noch im Europaviertel.
Eine Ubertragung dieser Satzung pauschal auf andere Stadtgebiete wird nicht als zielfiihrend
betrachtet. Es ist aber sinnvoll, bei Einzelprojekten das Thema Stellplatzbeschrankung ggf. im
planungsrechtlichen Rahmen (Bebauungsplan bzw. Stadtebaulicher Vertrag) zu klaren.

Parkplatznachfrage

Ist die Nachfrage nach Parkplatzen héher als das bestehende Angebot, kann dies zu negati-
ven Effekten im Strallenraum fiihren. Beispiele sind zugeparkte Kreuzungen oder das Parken
auf Gehwegen, das zu Beeintrachtigungen der Verkehrssicherheit fihrt. Eine weitere Folge
in solchen Gebieten ist ein verstarkter Parksuchverkehr. Bei Wohn- oder Mischgebieten sind
in diesem Fall konzeptionelle Uberlegungen im Hinblick auf eine Bewirtschaftung erforder-
lich. Bei reinen Geschaftsstrallen ist dagegen — was in Stuttgart stadtweit umgesetzt ist — die
Begrenzung der Parkdauer in den Offnungszeiten der Geschifte notwendig.

Parkleitsysteme

In zentralen Bereichen ist die Umsetzung von Leitsystemen (in den Stadtteilen in der Regel
statisch) grundsatzlich sinnvoll. Das Parkleitsystem in der Innenstadt ist als dynamisches Sys-
tem entsprechend den stadtebaulichen Veranderungen anzupassen und auch hinsichtlich
des technischen Standards weiter zu entwickeln.

Parkgebiihren

Die Landeshauptstadt Stuttgart hat beziglich der Gebuhrenstruktur Handlungsmaoglichkeiten
bei stadtischen Parkierungsanlagen und bei der Festlegung von Gebihren im 6ffentlichen
Raum. Auf private, aber 6ffentlich zugangliche Einrichtungen hat die Stadt diesbeziglich kei-
nen Zugriff.

Bei der Gestaltung der Parkgebiihren ist zwischen der Innenstadt und den Stadtteilzentren
zu unterscheiden. Zur Starkung der Stadtteile ist es wichtig, dort Regelungen zu erhalten, die
das Kurzzeitparken, fur kurze Zeitrdume auch kostenlos (,,Brotchentaste”), beglinstigen. Fur
die zentrale Innenstadt ist es dagegen angebracht, im Hinblick auf eine Starkung des OPNV
Tarife anzubieten, die die Nutzung des OPNV zu einer bedenkenswerten Alternative zum Kfz
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machen. Dariiber hinaus sollten die Tarife im Offentlichen Raum grundsatzlich iiber denen in

Parkierungsanlagen liegen.

Parkraummanagement Stuttgart West

Parkraummanagement erweitert die reine Bewirtschaftung von Parkraum zu einem umfas-
senden Konzept fiir den ruhenden Verkehr. Dabei werden u.a. alternative Mobilitdtsformen
aufgezeigt und im Rahmen des Mobilitditsmanagement beworben. Desweiteren werden
stadtebauliche, planungs- und ordnungsrechtliche Mdglichkeiten integriert. Ziel ist, die ge-
samte Parksituation zu entspannen:

Abbildung 37 Ziele des Parkraummanagements

Der Nutzen eines Parkraummanagements ist:

Besserstellung der Bewohner gegenliber Pendlern
Verbesserung der Situation fir Handwerker und Pflegedienste
Rickgang des Parksuchverkehrs

(und damit Reduzierung von Larm und Emissionen)

Bessere Nutzung privater Stellplatze

Verlagerung der Berufspendler auf den OPNV

Hohere Verkehrssicherheit.
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Im Marz 2011 wurde in Stuttgart-West als Pilotprojekt ein Parkraummanagement einge-
fahrt. Hier waren die Belastungen durch

den Parksuchverkehr, Falschparker und

mangelnde Stellplatze fir Bewohner

besonders hoch.

Abbildung 38 Parksituation in Stuttgart-West
vor Einfiihrung des Parkraummanagements

Das Gebiet umfasst eine Flache von 3,2 km? mit 46.700 Einwohnern. Tagsuber stehen in die-
sem Gebiet ca. 9.500 Parkplatze zur Verfiigung?’.

Das Gebiet wurde in 8 Teilgebiete (W1-W8), die weniger als 1.000 m durchmessen, einge-
teilt. Die StralRenmit-
te bildet jeweils die
Grenze, aber beide
StralRenseiten  sind
fir die Bewohner
der direkt angren-
zenden Teilgebiete
freigegeben.

Es wurde das Misch-
prinzip angewendet.
Das heil3t, alle Park-
flichen stehen im
Rahmen der Rege-
lung fir alle Auto-
fahrer zur Verfi-

gung.

Abbildung 39 Rdumliche Ausdehnung der Teilgebiete

*7 Friedrich, Markus Prof. Dr. Ing.: Parkraumuntersuchung Stuttgart West; Universitat Stuttgart, Institut fur
StralRen- und Verkehrswesen; Lehrstuhl fir Verkehrsplanung und Verkehrsleittechnik

Zuletzt gedndert: 21.11.2013 -66 -
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Gebiihrenregelung:

Anwohner kénnen einen Parkausweis beantragen, der sie von den Parkgebiihren in ihrem
Teilgebiet freistellt (nur wenn kein privater Stellplatz oder Garage vorhanden sind, und nur
ein fahrzeuggebundener Ausweis pro Anwohner mit Hauptwohnsitz). Die Kosten fir diesen
Parkausweis belaufen sich auf 30,70€ /Jahr. Ein Anrecht auf einen Parkplatz ergibt sich da-
raus nicht.

Handwerker und Dienstleister kénnen unter bestimmten Umstanden eine stadtweite Son-
derregelung erhalten (z.B. Pflegedienste 0.4.).

Alle anderen Nutzer zahlen zu festgelegten Zeiten eine Parkgebdhr.

Kurzzeitparkplatze blieben erhalten, auch das regelkonforme Halten zum Be- und Entladen
sowie Ein- und Aussteigen (bis max. 3 min.) ist weiterhin geblihrenfrei.

Abbildung 40 Parksituation und Beschilderung nach Einfiihrung
des Parkraummanagements

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass der Park-
druck in diesem Gebiet um ca. 10% gesunken ist.
Damit haben sich fiir die Anwohner, Kunden und
Besucher die Chancen einen Parkplatz zu finden,
erhoht. Der Pendlerverkehr hat sich teilweise auf
andere Verkehrsmittel verlagert und zur Entlas-
tung beigetragen.

Um die volle Wirksamkeit eines Parkraummanagements auszuschopfen und negative Ver-
drangungseffekte (Parken in benachbarten Gebieten) zu verhindern, sollte es flachende-
ckend in allen verdichteten Innenstadtgebieten angewendet werden. RegelmaRige Kontrol-
len und die Ahndung von VerstolRen missen ebenfalls gewahrleistet sein.

Eine Umsetzung und Ausweitung des Parkraummanagements ist nur moglich, wenn zwi-
schen Politik, Burgerschaft und Verwaltung Einigkeit herrscht, der Einzelhandel und Hand-
werk mit einbezogen werden, und das Parkraummanagement regelmaRigen Erfolgskontrol-
len unterzogen wird, um ggf. Nachbesserungen und Anpassungen vornehmen zu kénnen.
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Dazu gehort auch, die Bereitstellung von Finanzmitteln fiir Parkscheinautomaten, Unterhal-
tung, Personal mit zugehoérigen Raumlichkeiten etc.

In die Gesamtstrategie eingebettet sein sollten auch ein Mobilitatsmanagement und eine
erweiterte Angebotsplanung, wie die Herstellung von Anwohnergaragen und die Schaffung
von zusatzlichen Stellplatzen in Zusammenhang mit Wohnbauprojekten.

5.6. Zusammenfassung

Der Kfz-Verkehr weist in Stuttgart mit ca. 45% einen vergleichsweise hohen Anteil am Ge-
samtverkehr auf. Der Fahrzeugbestand ist mit 555 Kfz/1.000 Einwohner hoch und muss auf
einem relativ grobmaschigen Stralennetz abgewickelt werden. Das VorbehaltsstraRennetz
hat eine Lange von ca. 500 km, das Tempo-30-Zonennetz von ca. 900 km. Es ist notwendig,
das VorbehaltsstralRennetz regelmalig zu Uberprifen, um ggf. Strallen aus dem Netz heraus-
zunehmen oder hinzuzufiigen.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden zum Teil Dimensionierungen im StralRennetz umge-
setzt, die den heutigen stadtebaulichen Zielen widersprechen. Um insbesondere die straRen-
raumlichen Qualitdten der Innenstadt zu verbessern, ist es mittel- langfristig notwendig,
komplette StraRenabschnitte im Zuge von BundesstralRen unter Beibehaltung ihrer Funktion
umzugestalten. Dazu gehort zunachst der Umbau der Hauptstatter StralRe zwischen dem
Wilhelmsplatz und dem Osterreichischem Platz sowie die Umgestaltung des Wilhelmsplat-
zes, aber auch weitere Gberdimensionierte Strallen im gesamten Stadtgebiet.

Das StraBennetz der Landeshauptstadt Stuttgart wird im Grundsatz keine groflen Erweite-
rungen mehr erfahren. Dort, wo z.B. durch MalRnahmen des Mobilitdtsmanagements, durch
OPNV-MaRnahmen oder durch ordnungsrechtliche MaRnahmen nicht die gewiinschten
verkehrlichen Veranderungen herbei geflihrt werden kénnen, kann es aber nach wie vor
notwendig sein, Erganzungen in der Verkehrsinfrastruktur vorzunehmen. Es gibt auch ein-
zelne Korridore, in denen es sinnvoll ist, die vorhandene Leistungsfahigkeit zu erhéhen bzw.
durch Anschlussergdanzungen das StraBennetz flexibler zu machen. Dadurch kénnen auch die
Steuerungsmoglichkeiten des Verkehrs, z.B. hinsichtlich einer immissionsabhdangen Steue-
rung erhoht werden. Es gibt nach wie vor Stadtteile, die durch InfrastrukturmaBnahmen
oder durch die Umsetzung von Verkehrskonzepten von Verkehr entlastet werden kdénnen.
Mallnahmen dieser allgemeinen Zielsetzung sind z.B. der Bau des Rosensteintunnels, die
Umsetzung des B 295-Konzepts in Feuerbach, der Vollanschluss Neuwirtshaus oder die MEA-
Briicke.

Im nachgeordneten StraBennetz ist es weiterhin wichtig, verstarkt Mischflaichen unter-
schiedlicher Art (FuBgdngerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche, verkehrsberuhigte Ge-
schaftsbereiche, Bereiche im Sinne eines ,shared space” usw.) in geeigneten Quartieren zu
realisieren, um die Aufenthaltsqualitat zu verbessern.
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Im VorbehaltsstraBennetz ist es inzwischen selbstverstandlich, bei Kreuzungsumbauten die
Eignung von Kreisverkehren zu prifen. Aus verkehrsplanerischer Sicht ware es sinnvoll,
Kreisverkehre wieder verstarkt auch als eigenstandige Projekte zu realisieren.

In der Stuttgarter Innenstadt gibt es ein auskémmliches Angebot an Parkplatzen. Fiir den
offentlichen Raum ist es notwendig, situationsaddaquat mit MaBnahmen des Parkraummana-
gements die Nachfrage zu steuern.

Es ist sinnvoll, in den zentralen Bereichen der Innenstadtbezirke, in klar definierten Teilen
der Bezirke ein flaichendeckendes Parkraummanagement einzufiihren. Dabei gilt der Grund-
satz, dass nur dort eine Regelung eingefiihrt wird, wo auch Regelungsbedarf besteht, also
z.B. bei sehr hoher Nachfrage und hohem Pendleranteil. Die Preisgestaltung fur das Parken
sollte so abgebildet werden, dass das Parken in Parkierungsanlagen generell glinstiger ist als
im offentlichen Raum.

In den Zentren der duBeren Stadtteile ist dagegen eine andere Strategie zielfihrend. Zur
Starkung der Zentren ist es dort notwendig, durch das Kurzzeitparken (fur kurze Zeitraume
auch kostenlos) das Dauerparken zu den Hauptgeschaftszeiten zu verhindern.

Der MIV ist ebenfalls ein wichtiges Handlungsfeld des Lenkungskreises Mobilitat. Die nach-
folgend aufgefiihrten Mallnahmen erganzen den Aktionsplan durch bauliche MaRnahmen.

e EinfUhrung des Parkraummanagements in Stuttgart-Ost, -Nord, -Mitte, -Siid und Bad
Cannstatt
e Konzept und Umsetzung von Tempo 40 in Teilen des Vorbehaltsstralennetzes
e Ausbau der Heilbronner/Wolframstrae (duRere ErschlieBung A1)
e Verldangerung Unterfahrung Gebhardt-Miiller-Platz
e Umsetzung des B 295-Konzepts in Feuerbach
e Bau des Rosensteintunnels und Begleitmallnahmen
e Umbau Friedrichswahl mit Abbruch Auffahrtsbauwerk
e Realisierung von Kreisverkehrsplatzen, z.B.
0 Weilimdorf, Solitude-/ EngelbergstraRe
0 Obertlrkheim, Otto-Hirsch-Briicken/ Goppinger StralRe
0 Obertlrkheim, Augsburger StraRe/ Imweg (Minikreisel)
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6. Wirtschaftsverkehr stadtvertraglich organisieren

Wirtschaftsverkehr umfasst den gewerblichen Verkehr von Giitern und Waren (Guterver-
kehr) und den gewerblichen Verkehr von Personen in Auslibung ihres Berufes, z.B. Hand-
werkern, Dienstleistern oder Berufstatigen auf Dienstreisen bzw. Dienstwegen. Etwa ein
Viertel des gesamten Verkehrsaufkommens auf der StraRe wird vom Wirtschaftsverkehr
verursacht. Dabei wird fiir etwa zwei Drittel der Fahrten der Pkw verwendet?®.

Besondere Bedeutung hat der Gliterverkehr, da die Fahrzeuge (LKW) Uberproportional zur
Larm- und Schadstoffbelastung beitragen und auch ihr Platzbedarf groRer ist. Die folgenden
Ausfuhrungen betreffen deshalb vorrangig den Glterverkehr. Der groRte Teil des Gliterver-
kehrs wird mit Lieferwagen tber die StralRe abgewickelt.

Dazu gehoéren neben dem Fern- und Transitverkehr auch der Transport im Nahbereich, also
Liefer- und Zulieferdienste, Baustellen- und Baustoffverkehr. Weiterhin wird der Giterver-
kehr Uber die Schiene und die Binnenschifffahrt abgewickelt. Der Flughafen zahlt sowohl mit
seinem Passagier- als auch mit seinem Frachtaufkommen ebenfalls zum Wirtschaftsverkehr.

6.1. Wirtschaftsverkehr in Stuttgart

Stuttgart ist einer der starksten Wirtschaftsstandorte in Deutschland mit einem hohen Anteil
an produzierendem Gewerbe. Eine Studie zum Wirtschaftsverkehr 2005°° hat ergeben, dass
der Wirtschaftsverkehr in der Landeshauptstadt insgesamt 26 % des gesamten Kfz-Verkehrs
aufweist. Innerhalb des Talkessels ist der Anteil mit knapp 22 % etwas geringer.

Der Lkw-Verkehr macht im Stadtgebiet rund 6 % des gesamten Kfz-Aufkommens aus. Im
Innenstadtbereich ist der Anteil des Lkw-Verkehrs sogar noch niedriger. Grundsatzlich
unterliegt der Glterverkehr starken Schwankungen in Abhangigkeit der Wirtschaftssituation.

Desweiteren lasst sich seit einigen Jahren feststellen, dass Teile des Giterverkehrs vom
Schwerverkehr (> 3,5 t) auf Transportdienste (mit Fahrzeugen < 3,5 t) sowie Kurier-, Express-
und Paketdienste (KEP) verlagert werden. Die Grinde dafir liegen sowohl in veranderten
Produktionsverfahren und Logistikkonzepten (z.B. just-in-time) bei Herstellern als auch im
gednderten Konsumverhalten der Verbraucher. Seit 2011 werden daher in den regelmaRigen
Verkehrszahlungen der Landeshauptstadt Transporter separat erfasst.

?® Quelle: Generalverkehrsplan Baden-Wiirttemberg 2010, Ministerium fiir Umwelt Naturschutz und Verkehr;
S. 136ff
*® Wirtschaftsverkehrsuntersuchung, PTV AG
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Abbildung 41 Verteilung der Fahrzeuggruppen im Tagesverlauf

Abbildung 42 Entwicklung des ein- und ausstrahlenden Schwerverkehrs

Zuletzt gedndert: 21.11.2013

6 Wirtschaftsverkehr
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Der Giterverkehr verteilt sich auf:

e Gewerbe- und Industriegebiete,
e Misch- und Kerngebiete mit kleineren und mittleren Betrieben und
e Handels- und Versorgungseinrichtungen in den Stadtteilen.

Uber das HauptverkehrsstraBennetz sind die Gewerbe- und Industriegebiete in der Regel
sehr gut zu erreichen, wie in der folgenden Abbildung zu sehen ist. In den Misch- und Kern-
gebieten, sowie in den Stadteilen wirft der Guterverkehr Probleme beim Be- und Entladen
sowie durch Luft- und Larmbelastung auf.

Abbildung 43 Erreichbarkeiten der Gewerbegebiete iliber das BundesfernstraBennetz
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6.2. Handlungsfelder im Giiterverkehr

Die Aufgabe der Stadt Stuttgart ist es, die Rahmenbedingungen fiir die Abwicklung des G-
terverkehrs festzulegen. Das kdnnen ordnungsrechtliche oder InfrastrukturmalRnahmen sein.
Ergdnzend dazu unterstiitzt die Stadt betriebliches Mobilitdtsmanagement fir Firmen und
Betriebe. Es ist jedoch nicht Aufgabe der Stadt, die logistischen Ablaufe der Privatwirtschaft
zu optimieren. Eine nachhaltige Wirtschaftsverkehrsentwicklung wirkt in zwei Richtungen:
Umwelt und Logistik.

Umwelt und Wirtschaftsverkehr

Der Giterverkehr verursacht Luftschadstoffe, Lirmemissionen und Feinstaub. Durch Ver-
scharfung der Abgasnormen (Euro-5-Norm bzw. ab 2014 Euro-6-Norm) und weitere techni-
schen Neuerungen werden die Schadstoffe zwar redu-

ziert, dies gilt aber nur fiir Neuzulassungen. Um die

Emissionen in der Landeshauptstadt zu verringern und

vor allem den Feinstaub zu reduzieren, bedarf es da-

her weiterer Schritte.

Als MaBnahme des Luftreinhalte-/Aktionsplans wurde
im Marz 2010 ein LKW-Durchfahrtsverbot einge-
flhrt. Dies gilt fiir alle Fahrzeuge Uber 3,5 t auch,
wenn sie den neuen Abgasnormen entsprechen, da
auch sie Feinstaub verursachen. Der Lieferverkehr ist
davon nicht betroffen, auch die B 10 ist bleibt zur
Durchfahrt durch Stuttgart in ganzer Lange offen, da
Stuttgart keine geeignete Nord-Ost-Route auf eigener

Abbildung 44 Anzeigetafel Umweltzone
Gemarkung hat.

Unabhangig von diesem stadtweiten Lkw-Verbot kann es erforderlich sein, ergdnzend stadt-
bezirksbezogene Lkw-Durchfahrtsverbote umzusetzen, um Gewerbegebiete gezielt anzubin-
den oder Lkw-Verkehr in schitzenswerten Bereichen zu vermeiden. Dadurch kann eine Lkw-
Lenkung fur den Stuttgarter Quell-/Zielverkehr und Binnen-Lkw-Verkehr auch im nachgeord-
neten Netz erreicht werden. Beispiele hierflr sind die Stadtbezirke Vaihingen, Zuffenhausen
und Stammheim.

Eine weitere Moglichkeit ist es, den kombinierten Verkehr zu férdern und eine starkere Nut-
zung der Schiene zu ermoglichen. Dazu gehort die Sicherung von Gleisanschliissen.
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Ein GroBteil des Wirtschaftsverkehrs wird mit dem Pkw durchgefiihrt und von der Bevdlke-

rung nicht als Wirtschaftsverkehr wahrgenommen. Dazu gehdéren vor allem Dienstleister wie
Pflegedienste, Vertreterbesuche, Handwerker, Gebau-
dereiniger 0.a. Um in diesem Bereich eine Verkehrsre-
duzierung bzw. -vermeidung zu erreichen, sollten Kon-
zepte diskutiert und entwickelt werden, wie dieser
Dienstleistungsverkehr  umweltvertraglich  gestaltet
werden kann. Alternative Nutzfahrzeugkonzepte mit
dem Einsatz neuer Antriebe und neue Mdglichkeiten im
Flottenmanagement (z.B. durch Carsharing) kdnnen An-
satzpunkte sein.

Die Belastungen des innerstadtischen Lieferverkehrs
konnte z.B. durch Elektro-Lastenrdader verringert wer-
Abbildung 45 Pflegedienst den. Auch die Biindelung von Lieferungen, die Vermei-
dung von Leerfahrten und eine verbesserte Auslastung von Lieferfahrzeugen kénnten die
Fahrten in die Innenstadt verringern. Die Stadt Stuttgart kann hier mittels betrieblichen

Mobilitatsmanagements aktiv auf Firmen zugehen und ansprechen.

Nicht zuletzt kann die gute Erreichbarkeit bestehender Arbeitsstatten und Gewerbegebiete
mit dem Umweltverbund ebenfalls zur Entlastung der Umwelt beitragen.

Logistik

Aufgabe der Stadt ist es, die Abwicklung des Guterverkehrs zu ermdéglichen. Neben der Er-
haltung intermodaler Verknlpfungspunkte spielen auch gute verkehrliche Rahmenbedin-
gungen fir Neuansiedlung und Erweiterungsflachen eine Rolle. Weitere Ansatze sind u.a. ein
Lkw-Netz, Regelungen zum Liefern und Parken, Logistikzentren und die City- Logistik.

Das Lkw-Empfehlungsnetz soll eine Bindelung des Lkw-Verkehrs auf moglichst unemp-
findlichen Routen im Hauptverkehrsstrallennetz und damit eine Schonung sensibler Gebiete
(Wohngebiete, Griin- und Erholungsgebiete) bewirken. Von definierten Routen aus sollen
die Ziele des Lkw-Verkehrs auf moéglichst wenig storenden, kurzen Strecken angefahren wer-
den. Dazu wird ein Lkw-Empfehlungsnetz festgelegt. Es ist Grundlage fiir das Verkehrsmana-
gement der IVLZ, den StraBenentwurf, die Lkw-Wegweisung und weitere
verkehrsplanerische Aufgaben. Fiir das nachgeordnete Netz werden die Einschrankungen fur
den Lkw-Verkehr dargestellt. Diese Informationen werden auch der Offentlichkeit zuganglich
gemacht.
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Die Veranderungen im Transportwesen und die Zunahme des Internethandels haben einen

Anstieg der Fahrten bei Zustellern und Lieferanten zur Folge. Der Lieferverkehr gestaltet

sich daher zunehmend problematisch. Besonders in bestehenden Misch- und Kerngebieten

stehen haufig keine ausreichenden Flachen fir die Anlieferung der Waren zur Verfligung. Die

Zulieferung erfolgt dann im

offentlichen Raum entweder

Uber die Fahrbahn oder (oft

regelwidrig) Uber den Sei-

tenraum, das heillt auf

Gehwegen oder Fahrradwe-

gen. Die Stérungen im Ver-

kehrsablauf und die Beein-

trachtigung der Nutzbarkeit

des Seitenraums fihren

vielfach zu gefdhrlichen Si-

tuationen fir andere Ver-

kehrsteilnehmer. In der In-

Abbildung 46 Lieferverkehr in der Innenstadt nenstadt wird durch den

frihen Lieferverkehr die Ruhe gestort. Umgekehrt werden Liefer- und Ladezonen nicht sel-
ten von anderen Verkehrsteilnehmern rechtswidrig als Parkraum genutzt.

Ansdtze fiir Verbesserungen sind z.B. die Einrichtung von Ladezonen oder wenn maglich ge-
eignete Parkspurbreiten fir LKW oder Transporter. Bei Neuplanungen werden diese Aspekte
in der Landeshauptstadt beriicksichtigt. In bestehenden Gebieten, Innenstadt und Altstadt-
gebieten gestaltete sich dies allerdings schwieriger. Hier ist durch ausreichende Kontrollen
oder Parkraumbewirtschaftung daflr zu sorgen, dass bestehende Lademdoglichkeiten gesi-
chert werden. Auch die Entzerrung von Ladezeiten oder die Einrichtung von Aktionsladezo-
nen *° bieten Ansatzpunkte.

Weitere Moglichkeiten kénnen der Einsatz anderer Verkehrsmittel, wie z.B. Elektro-
Lastenrdder sein. Elektrobetriebene Fahrzeuge haben dartber hinaus den Vorteil, die Larm-
beldstigung insgesamt zu verringern. Der Einsatz der Stadtbahn fur den Gitertransport oder
die Mitbenutzung von Busspuren fiir den Schwerlastverkehr (auBerhalb der Spitzenzeiten)
wird in diesem Zusammenhang immer wieder aufgegriffen. Aufgrund der Taktdichte im Bus-
und Stadtbahnnetz der SSB und der relativ geringen Anzahl von Busspuren sind allerdings
diese Uberlegungen fiir Stuttgart nicht realisierbar.

Bessere Moglichkeiten bieten Kooperationen und Zusammenarbeit innerhalb einer Ge-
schaftsstralle oder einer Branche. Die Entwicklung abgestimmter Konzepte verschaffen Un-

30 allgemeine Ladezone, die nicht auf die Bedirfnisse eines bestimmten Unternehmens abgestellt ist

Aus: Lieferverkehr in einem stadtischen Kerngebiet am Beispiel Wien - Daten, Probleme, Losungsansatze, Han-
delskammer Wien, Mai 2008
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ternehmern, den Bewohnern und Kunden Vorteile. Die Landeshauptstadt begriRt solche
Initiativen und kann unterstitzend tatig werden.

In Wohngebieten kann der Kurier-, Express- und Paketdienst durch die Einrichtung von Pack-
stationen oder anderen Sammelpunkten verringert werden. Solche Einrichtungen liegen
aber in der Hand der Transportdienstleister, die solche Stationen einrichten, sofern die
Nachfrage danach besteht. Standorte und Gestaltung der Stationen waren dann mit der
Stadt abzustimmen.

Unter City-Logistik werden Konzepte zur effizienteren Gestaltung des Giterverkehrs in
Stadten verstanden. Speditionskooperationen, die Bindelung der Anlieferung und die Ver-
besserung der Auslastung der Lieferfahrzeuge sollen die Zahl der Fahrten sowie die Larm-
und Luftbelastung verringern.

Die meisten Projekte zum Thema Stadtlogistik sind inzwischen eingestellt, wie z.B. das Pro-
jekt ,ISI“, eine Speditionskooperation unter Mitwirkung der IHK und weiteren Akteuren, die
zwischen 1996 und 2000 mithilfe der ,Initiative flr Stuttgarts Innenstadt (ISI)“ versuchten,
den innerstadtischen Guterverkehr zu entspannen. Die Realisierung von Stadtlogistik-
Konzepten scheiterte in der Regel, da die Logistikdienstleister Biindelungspotentiale bevor-
zugt im eigenen System suchen anstatt in offenen Netzwerken. Der erhéhte Konkurrenz-
druck der Dienstleister untereinander erschwert zusatzlich die Umsetzung solcher Konzepte.
Die Begeisterung fir solche Konzepte ist daher heute einer gewissen Ernlichterung gewi-
chen. Neuere Konzepte wirken hadufig kleinrdumig, z.B. innerhalb einer GeschaftsstraRe oder
eines Quartiers, oder speziell auf eine Branche zugeschnitten z.B. KEP-Dienstleister>".

Auf Initiative der IHK Region Stuttgart existiert seit Anfang des Jahres 2013 ein Arbeitskreis
Innenstadtlogistik. In diesem Arbeitskreis definieren verschiedene Akteure wie Unterneh-
men, Institutionen, Einrichtungen und Verbadnde (z.B. Universitadt Stuttgart, Verband Region
Stuttgart, City-Initiative Stuttgart, ...) sowie sechs Amter der Landeshauptstadt Stuttgart ge-
meinsame Zielsetzungen und erarbeiten Empfehlungen und Lésungsvorschlage fiir den Gu-
terverkehr in der Innenstadt.

Logistikzentren und Kombinierter Verkehr

Logistik- oder Guterverkehrszentren dienen als Umschlagplatz fiir eine optimierte Guterver-
teilung in die Region. Als Schnittstelle zwischen Nah- und Fernverkehr dienen Guterver-
kehrszentren dazu, Teilladungen zusammenzufassen, z.B. auch im Rahmen einer City-
Logistik. Als Umschlag-Terminals im kombinierten Verkehr, die zu Logistikunternehmen mit
einer breiten Leistungspalette ausgebaut wurden, bewirken Gilterverkehrszentren eine Star-
kung der Kooperation zwischen Schiene, WasserstraRe und StralSe.

*1 7 B. Die Initiative ,ich ersetze ein Auto” dem Piloteinsatz von Elektro-Lastenradern bei stadtischen Kurier-
und Expressdiensten im Rahmen der BMU-Klimaschutzinitiative.
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Neben dem Hafen als trimodaler Umschlagsplatz (siehe auch 6.4. Binnenschifffahrt und Ha-
fen) ist noch das Guterverkehrszentrum Kornwestheim auf dem Geldnde des Container-
bahnhofs immer wieder Thema fir die Ausweitung und Starkung des kombinierten Verkehrs.
Da dieses aber nicht auf Stuttgarter Gemarkung liegt, sind Uberlegungen fiir eine Erweite-
rung nur zusammen mit Land und Region anzustellen.

6.3. Schienengiiterverkehr

Wahrend es in den 60er-Jahren noch viele Bereiche gab, in denen das kommunale Netz an
vorhandenen Gultergleisen zur Anlieferung und Abtransport von Produkten genutzt wurde,
sind heute nur noch wenige Gewerbegebiete in Stuttgart durch Gleise erschlossen oder be-
ziglich ihrer Netzstruktur dazu geeignet, durch Gutergleise erschlossen zu werden.

Hintergrund fir diese Entwicklung ist die Tatsache, dass die kleinteilige Produktionslogistik
nicht effizient und 6konomisch mit dem Schienengiiterverkehr abgewickelt werden kann.
Deren Kapazitat kann wirtschaftlich nur dann ausgenutzt werden, wenn im groReren Umfang
oder unter speziellen Rahmenbedingungen Glter/Stlickgliter transportiert werden.

Trotz dieser Entwicklung ist es sinnvoll, auch kiinftig die Option fiir die Erschliefung der Ge-
werbeflachen mit Gleisanschlissen offenzuhalten. Bestehende und zu erhaltende bzw. vor-
handene und reaktivierbare Gleisanschlisse sind:

e Zuffenhausen, im unmittelbaren Bahnhofsbereich,

e Gewerbegebiet Weilimdorf,

e Feuerbach, Gewerbegebiet Bereich Fa. Bosch (teilweise),

e Gewerbegebiet Gaisburg,

e Hafen,

e Wangen, Gewerbegebiet.

Bei den genannten Gebieten ist darauf zu achten, dass bei weiteren verkehrlichen und stad-
tebaulichen Entwicklungen vorhandene, aber nicht genutzte Gleistrassen nicht durch weite-
re gewerbliche Nutzungen Uberbaut und damit eine kiinftige Andienung Uber Gutergleise
unmoglich gemacht wird.

Unternehmen, die die bestehenden Infrastrukturvorteile, wie Gleisanschliisse, Hafenndhe
usw. nutzen und davon profitieren wollen, sollten bei der Ansiedlung in die entsprechenden
Gewerbegebiete unterstitzt werden. Umgekehrt sollten Unternehmen, die diese vorhande-
ne Infrastruktur nicht nutzen, entsprechend in anderen Gewerbegebieten angesiedelt wer-
den, um eine Besetzung der Flachen zu vermeiden. Die Wirtschaftsforderung der Stadt
Stuttgart wird dies bei der Beratung von Firmen bei Neuansiedlungen und der Vergabe stad-
tischer Grundstuicke bericksichtigen.
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6.4. Binnenschifffahrt und Hafen

Der Hafen Stuttgart ist eine Beteiligungsgesellschaft der Landeshauptstadt Stuttgart. Hafen-

grundstiicke, Hafenbecken und Hafenbahnanlagen u. a. sind Eigentum der Hafen Stuttgart
GmbH (HSG). Die HSG verwaltet die Hafengrundstiicke, sorgt fiir Instandhaltung und Ver-

kehrssicherheit der Ha-
fenanlagen und regelt
deren Benutzung. Die
Hafengrundstiicke wur-
den unbebaut an priva-
te Unternehmen ver-
mietet. Diese errichte-
ten und betreiben die
far ihren Betrieb erfor-
derlichen Anlagen in
eigener Verantwortung.
Die im 100 Hektar gro-
Ben Hafengebiet ansds-
sigen (Uber 50 Unter-

nehmen wie Reedereien,

Abbildung 47 Hafen Stuttgart

Speditionen, Lagerhausgesellschaften und Handelsfirmen beschaftigen gemeinsam rund

3.000 Mitarbeiter.3?

Wie alle 6ffentlichen Binnenhafen ist der Hafen Stuttgart einem grundlegendem Wandel

unterworfen. Vom reinen Handels- und Umschlagsplatz entwickelt sich der Hafen zu einem

multifunktionalen Dienstleistungszentrum und zur
trimodalen Schnittstelle zwischen den Verkehrstra-
gern Schiene, Stralle und Binnenschiff. Wahrend der
Anteil der Massenguttransporte an der gesamten
Nachfrage ricklaufig ist, steigt diese fur Transporte
hochwertiger Verbrauchs- bzw. Investitionsgiter. Die-

Abbildung 48 Beispiele fiir kombinierten Verkehr

*% Quelle: HSG Website: www.hafenstuttgart.de
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se sind zwar hinsichtlich der Transportkosten relativ unempfindlich, haben jedoch hohe An-
forderungen an die Qualitat der Transportleistung. Von dieser Entwicklung profitiert der
kombinierte Ladungsverkehr und ist die Voraussetzung, dass weitere logistische Dienstleis-
tungen wie Lagerung, Kommissionierung oder Konfektionierung von Giitern angeboten wer-
den.

Obwohl fiir den Guterverkehr insgesamt Zuwdachse prognostiziert werden, wird das Trans-
portpotential der Binnenschifffahrt speziell auf dem Neckar nicht ausgeschépft. Um diese
Transportreserven zu nutzen und so Kapazitaten von der Stralle auf Schiff und Schiene zu
verlagern, missen die Bedingungen verbessert werden:

Erweiterungsmaoglichkeiten: Zusatzliche Umschlagsbereiche kdnnen mangels raumlicher
Erweiterungsmoglichkeiten und den langen Laufzeiten der Miet- und Pachtvertrage derzeit
nur durch Betriebsverlagerungen bewirkt werden. Neben der Restrukturierung bestehender
Flachen kdnnen Kooperationen mit anderen Hafen, Nutzung von Synergieeffekten oder auch
Effizienzsteigerungen im Hafenbetrieb zusatzliches Potential generieren??.

Erreichbarkeit: Um die umweltfreundlicheren Verkehrstrager Binnenschiff und Eisenbahn
verstarkt in die Transportketten einbinden zu kénnen, ist es notwendig, dass die Erreichbar-
keit des Hafens fiir den An- und Abtransport der Giter durch Lkw uneingeschrankt gewahr-
leistet ist. Hierflr ist eine verbesserte Anbindung Richtung A8 bzw. Richtung A81 erforder-
lich.

Ausbau der Schleusen: Damit auch Schiffe der neuen Generation (Rheinschiffe), mit einer
Lange von 135 m die Neckarhadfen anlaufen kdnnen, ist ein Ausbau der Schleusen erforder-
lich. Derzeit kénnen nur Schiffe bis 105 m den Neckar befahren, deren Zahl aber riicklaufig
ist. Ein Ausbau wirde mehr Schiffsbewegung und einen Innovationsschub fiir den Neckar
und alle Hafen bedeuten. Der Ausbau wird vom Land Baden-Wirttemberg gefordert, liegt
aber in der Zustandigkeit des Bundes. Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstitzt diese Be-
muhungen. Die Sanierung der Schleusen bis 2017 ist bereits beschlossen.

** Wie im Generalverkehrsplan des Landes Baden-Wiirttemberg empfohlen
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6.5. Luftverkehr und Flughafen

Der Flughafen Stuttgart ist der siebtgréRte in Deutschland. Im Einzugsbereich von 90 Auto-
minuten leben acht Millionen Einwohner. Der Landesflughafen hat somit eine hohe Bedeu-
tung fur die Mobilitatsbedurfnisse der Birger und der Wirtschaft in Baden-Wirttemberg.
Rund 55 Fluggesellschaften starten von hier zu (iber einhundert Zielen weltweit. 2011 fan-
den rund 400 Starts und Landungen pro Tag statt, bei denen liber 9 Mio. Fluggaste befordert
wurden. Der grofte Teil der Fliige (ca. zwei Drittel) flihrte dabei ins Ausland. Das Frachtauf-
kommen betrug 2011 etwa 21.000 Tonnen. Dazu kamen noch ca. 10.000 Tonnen Luftpost.

Fiir den Verkehr in Stuttgart ist entscheidend, mit welchen Verkehrsmitteln Menschen und
Fracht zu Flughafen kommen und gehen bzw. weitertransportiert werden. Die Fracht wird
heute zu praktisch 100 % per LKW angeliefert und abtransportiert. Von den Flugpassagieren
reisen rund 20 % mit dem OPNV an bzw. ab. Dies resultiert aus der guten verkehrlichen An-
bindung mit zwei S-Bahn-Linien im dichten Takt, sowie vier Bus-Linien, die an das Stadt-
bahnnetz der Stadt Stuttgart und die Region im Stiden der Landeshauptstadt anbinden. Die
Flige in den Tagesrandzeiten kénnen nun mit der S-Bahn am Wochenende und vor Feierta-
gen leichter erreicht werden®*. Hohere Anteile an OPNV-nutzenden Passagieren kénnte sich
ergeben, wenn der S-Bahn-Betrieb auch werktags bereits ab 4:00 Uhr beginnt und bis ca.
1:30 Uhr ausgeweitet wiirde und somit fiir die gesamte Flugbetriebszeit eine Anbindung an
die Stadt gewahrleistet ware. Auch die Erreichbarkeit fir die rund 1.000 Mitarbeiter des
Flughafens ware damit gewahrleistet. Die Stadt Stuttgart empfiehlt diese Ausweitung, die
aber in der Hand des VRS (Verband Region Stuttgart) liegt.

Laut einer Prognose des Flughafens kénnte der Anteil der OPNV An- und Abreisenden nach
der Realisierung des Bahnprojektes Stuttgart 21 von derzeit 20 % auf 40 % steigen.

Das Luftverkehrsaufkommen und die Flugbewegungen in Baden-Wirttemberg sollen sich bis
2025 steigern, wovon der groRte Teil auf den Landesflughafen Stuttgart entfallt*. Mit Zu-
stimmung der Politik verfolgt die Flughafen Stuttgart GmbH (FSG) die im Regionalplan veran-
kerte Westerweiterung. Dabei soll das jetzt 400 Hektar groRe Gelande um 19 Hektar in Rich-
tung Westen ausgebaut werden. Auf der neuen Flache werden Parkpositionen fiir Flugzeuge
sowie Gebdude entstehen, die beispielsweise Catering-Betriebe beherbergen. Zudem sollen
dort Vorfeldgerate oder die Winterdienstfahrzeuge des Flughafens abgestellt werden.

Desweiteren wird ab 2013 der Stuttgart Airport Busterminal als Ersatz fiir den Zentralen
Omnibusbahnhof am Mittleren Schlossgarten in Betrieb gehen. Dieser wird nicht nur von
Fernbuslinien angefahren werden, sondern auch von sogenannten Charterbussen sowie von
den Buszubringern zum Flughafen. Geplant sind 17 Busbuchten sowie 385m? fiir Servicefla-
chen.

** Seit Dez. 2012 neuer S-Bahn Fahrplan
*® Generalverkehrsplan Baden-Wiirttemberg 2010
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Die Flughafen Stuttgart GmbH hat sich zum Ziel gesetzt, die Auswirkungen des Flughafenbe-
triebs auf das unvermeidbare Mindestmald zu beschranken. Dies betrifft Larmentwicklung
und die Schadstoffemission genauso wie den Verbrauch von Flachen. Umweltqualitdtsziele
(larm- und schadstoffarme Flugzeuge) kénnen Uber die Gebihrenordnung des Flughafens
unterstiitzt werden. Uber entsprechende Landeentgelte werden Airlines motiviert, moderne
und leisere Maschinen einzusetzen. Die Landeshauptstadt Stuttgart begrif3t diese Initiative
und regt an, die Landeentgelte fir alte und laute Maschinen zu erhéhen, um den Umstieg
auf moderne Maschinen zu beschleunigen.

Weitere MaBnahmen aus dem Larmaktionsplan des Flughafens, wie Betriebsbeschrankun-
gen (z.B. zwischen 22:00 und 7:00 Uhr fiir zivile Jets, die bestimmte Grenzwerte nicht unter-
schreiten oder Larmreduktion durch optimierte Abflugverfahren) kénnen nach Ansicht der
Landeshauptstadt verscharft bzw. weiter optimiert werden, sofern keine Standortnachteile
fur Stuttgart daraus entstehen. Die Larmschutzzone des Flughafens liegt zum groRten Teil
auf den Gemarkungen der Fildergemeinden (Steinenbronn, Leinfelden-Echterdingen, Filders-
tadt und Ostfildern). Auf Stuttgarter Gemarkung gilt der Larmschutzbereich nur fir sechs
Gebdude mit insgesamt 16 Bewohnern in Plieningen. Weitere Bezirke, die vom Larm betrof-
fen sind und zumindest als belastet gelten, sind Vaihingen, Méhringen und Birkach.

6.6. Landwirtschaftlicher Verkehr

Fir die Land- und Forstwirtschaftwirtschaft gibt es ein eigenes Wegenetz, das der Erschlie-
Bung und Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflichen dient. Dieses Wegenetz un-
terteilt sich in Feldwege (Wirtschaftswege und Grinwege) und Waldwege (Fahrwege und
Rickewege). Neben der landwirtschaftlichen Nutzung dienen Wirtschafts- und Fahrwege
zunehmend der Erholung und werden von Joggern, Skatern oder Radfahrern genutzt.

In Stuttgart sind 22,9 % der Bodenfliche Landwirtschaftsflache®. Der groBte Teil davon be-
findet sich in den Stadtbezirken Plieningen und Md&hringen. Weilimdorf und Muhlhausen
haben ebenfalls nennenswerte Landwirtschaftsflachen.

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft hat unter anderem dazu gefiihrt, dass die Landwir-
te immer groRere Flachen bewirtschaften, fiir die sie langere Wege zurlicklegen missen,
haufig Gber die Gemeindegrenze hinaus. Auch die Technisierung der Landwirtschaft hat zu-
genommen, was groflere und schwerere Maschinen zur Folge hat. Oft reichen daher die We-
gebreiten und die Tragfdhigkeit der Wirtschaftswege nicht aus. Ortsdurchfahrten (z.T. ver-
engt, zur Geschwindigkeitsreduzierung) sind ebenfalls haufig nicht ausreichend dimensio-
niert. Aus diesem Grund ist ein ,Mahdreschernetz” mit besonderen Anforderungen an die
Strallenquerschnitte definiert. Auf diesen StraBen darf landwirtschaftlicher Verkehr auch mit
Fahrzeugen stattfinden, der die normalen MaRe fir Kfz nach Stvzo?’ uiberschreitet. Bei der
Planung ist in Bereichen, in denen verstarkt mit landwirtschaftlichem Verkehr zu rechnen ist,
dies zu bericksichtigen.

% Statistisches Amt Stuttgart, Datenkompass Stadtbezirke Stuttgart 2012/2013
%" straRenverkehrszulassungsordnung
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Gleichzeitig nimmt die Nutzung der
Wirtschaftswege zur Naherholung
zu. Besonders die Zulassung zur
radverkehrlichen Nutzung fihrt zu
Konflikten und erhoht die Anforde-
rungen an die Verkehrssicherheit
auf diesen Wegen.

Zwar durfen Radfahrer erwarten,

einen gut zu befahrenen Weg vor-

zufinden, missen aber mit Ver-

schmutzung und breiten landwirt-

schaftlichen Fahrzeugen rechnen.

Auch bei Tragern und Vereinen, die
Abbildung 49 Bsp. Landwirtschaftlicher Verkehr Fahrrad- und Freizeitbroschiren
herausgeben, sollte der Hinweis zu finden sein, dass es sich um einen landwirtschaftlichen
Weg handelt. Radfahrer unterschatzen bisweilen die Mandvrierfahigkeit landwirtschaftlicher
Arbeitsmaschinen und Fahrzeuge. Besonders an unubersichtlichen Stellen ist daher eine ge-
genseitige Riicksichtnahme erforderlich, um Unfalle zu vermeiden.*®

Eine friihzeitige Berlicksichtigung landwirtschaftlicher Interessen und Erfordernisse bei der
Planung und Ausweisung von Wirtschaftswegen fir Radfahrer findet im Rahmen der Fahr-
radférderung statt. Hilfreich ist auch der Dialog zwischen Kommune, Freizeitnutzern und
Landwirten.

8 Quelle: Adams, Andrea; Nutzung landwirtschaftlicher Wirtschaftswege durch Radfahrer; Fachaufsatz in ,,Wege in die
Zukunft?! — Neue Anforderungen an landliche Infrastrukturen”
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6.7. Zusammenfassung

Wirtschaftsverkehr und insbesondere Strallengiiterverkehr ist fir die Lebensfahigkeit einer
Stadt unverzichtbar. Andererseits sind die durch den Lkw-Verkehr verursachten Belastungen
aber gegeniiber sonstigem Kfz-Verkehr weit iberdurchschnittlich. Er tragt zu ca. 50 % am
verkehrsbedingten NOx-Aussto und zu Uber einem Drittel zur verkehrsbedingten PM10-
Belastung bei. Die Belastungen des Lkw-Verkehrs betreffen aber nicht nur den rollenden
Verkehr. Gerade die Lade- und Entladevorgdnge sind sowohl fir den Lieferverkehr selbst,
fur den Ubrigen Kfz-Verkehr und oft auch fiir Fuganger und Radverkehr mit groBen Behin-
derungen verbunden.

Der Anteil der Lkw Uber 3,5t sinkt seit Jahren kontinuierlich auf zuletzt 5,6 % an der Mar-
kungsgrenze und 2,9 % am Kesselrand. Ursache ist vermutlich der verstarkte Einsatz kleine-
rer Lieferfahrzeuge, die bis vor kurzem nicht als Lkw gezahlt wurden. Die Probleme speziell
bei den Lade- und Entladevorgangen bleiben aber erhalten.

Die Landeshauptstadt Stuttgart setzt Rahmenbedingungen hinsichtlich Verkehrsbeschran-
kungen (Gesamtmasse, Fahrzeug-Abmessungen, ...) auf bestimmten StraBenabschnitten,
Zeitfenstern fiir Liefervorgange, Durchfahrverboten fiir bestimmte Gebiete etc. Dabei wer-
den Aspekte der Luftreinhaltung und des Larmschutzes besonders bericksichtigt.

Derzeit wird ein definiertes Empfehlungsnetz fur den Lkw-Verkehr erarbeitet, unter Berick-
sichtigung von Sonderverkehren wie z.B. Schwertransporten, Gefahrguttransporten, land-
wirtschaftlichem Verkehr. Daraus ergeben sich konkrete Folgen fiir den StraBenentwurf, die
Beschilderung oder Routenempfehlungen fiir Lkw-Fahrten.

Bei Neubauvorhaben werden konsequent Lieferzonen auf der privaten Grundstiicksflache
gefordert, die ohne Rangieren auf Geh- und Radwegen erreichbar sein miissen.

Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstitzt die Wirtschaft bei der Entwicklung von Logistik-
Konzepten, soweit es z.B. um Standortsuche fiir eventuell erforderliche Umschlagterminals
oder unter bestimmten Voraussetzungen um stralRenverkehrsrechtliche Ausnahmegenehmi-
gungen geht. Die Entwicklung solcher Konzepte kann dagegen nicht von der Stadtverwaltung
Ubernommen werden.

Durch die Einfihrung des Parkraummanagements werden die Bedingungen fir den Wirt-
schaftsverkehr verbessert, indem die Wahrscheinlichkeit, einen Parkplatz zu finden, steigt.

Prioritare MaBnahmen zum Wirtschaftsverkehr werden im Aktionsplan benannt (Kap. 10).
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7. Offentlichen Nahverkehr ausbauen - Attraktivitit steigern

Der OPNV ist einer der Leistungstrager bei der Sicherstellung der nachhaltigen Mobilitét in
der Landeshauptstadt Stuttgart. Das Offentliche Nahverkehrssystem hat die Aufgabe, eine
Alternative zur Autofahrt anzubieten, was ihm, ggf. in Kooperation mit anderen Verkehrstra-
gern im Umweltverbund, auch gelingt. Der OPNV erfiillt mit der Mobilititsdienstleistung
eine wichtige Grundfunktion und eine soziale Aufgabe der Stadt, denn viele Menschen sind
aus unterschiedlichen Griinden nicht in der Lage, ein anderes Fortbewegungsmittel fir ihre
Mobilitatsbediirfnisse zu benutzen. Der OPNV ist damit Teil der Daseinsvorsorge.

Der OPNV wirkt identitatsstiftend fiir die Einwohner sowie imagepragend fiir Besucher, Tou-
risten und Auswiértige. Das Erscheinungsbild des OPNV als Ganzes pragt wesentlich das
Image des offentlichen Verkehrs.

Grundlage fiir die Weiterentwicklung des OPNV-Angebotes in Stuttgart und Teil des VEK ist
der Nahverkehrsplan 2010. Er stellt unter anderem auch die MaRnahmen zur weiteren Ent-
wicklung im Einzelnen inklusive einer Wirkungs- und Kostenabschatzung dar. Im Folgenden
werden die Grundziige der Planung des OPNV dargestellt.

7.1. Der OPNV in Stuttgart

Das OPNV-Netz gliedert sich hierarchisch in die Systeme Regionalbahn, S-Bahn, Stadtbahn
und Bus, die sich aufgrund der Reichweiten und betriebli-
chen Spezifika sehr gut erganzen.

Die Landeshauptstadt Stuttgart verfligt Uber ein eigenes
kommunales Verkehrsunternehmen, die Stuttgarter Stra-
Benbahnen AG (SSB). Die SSB gewahrleisten im Auftrag der
Stadt die ErschlieRung der Siedlungsgebiete sowie die Abde-
ckung zahlreicher innerértlicher Verkehrsbeziehungen mit
einem umfangreichen Angebot an Bus- und Stadtbahnlinien.
Teilweise werden von ihr

auch verkehrliche Verflech-

tungen in die unmittelbar

benachbarten Stadte und

Gemeinden abgedeckt.

Vereinzelt verkehren er-

ganzend hierzu Linien pri-

vater  Verkehrsunterneh-

men. Unverzichtbar fir die

OPNV-Bedienung der Lan-

deshauptstadt ist das von Abbildung 50 OPNV in Stuttgart
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der Deutschen Bahn AG betriebene S-Bahn- und Regionalzugnetz, das vorrangig Verbindun-
gen in die benachbarten Landkreise schafft. In der Region Stuttgart existiert seit 1978 der
Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart (VVS), so dass mit einem Ticket alle regelmaRig verkeh-
renden Nahverkehrslinien in Stuttgart und den angrenzenden Landkreisen genutzt werden
kénnen und fir eine regional koordinierte Angebotsgestaltung gesorgt ist.

In Stuttgart verkehren insgesamt 33 Bahnlinien (9 Regionalbahn-, 7 S-Bahn-und
15 Stadtbahnlinien, eine Zahnrad- und eine Seilbahn) sowie 55 Buslinien (inkl. Nachtbusse).
Momentan gibt es im gesamten Stadtgebiet 208 Schienenhaltestellen (davon 22 S-und Regi-
onalbahnhaltestellen und 186 Stadtbahnhaltestellen) und 504 Bushaltestellen. Die Linien-
lange der Stadtbahn umfasst derzeit 228 km, die der Busse 682 km.

An Normalwerktagen werden in der Landeshauptstadt etwa 745.000 Fahrten in 6ffentlichen
Verkehrsmitteln durchgefiihrt. Davon fallen rund 457.000 auf den Binnenverkehr und etwa
250.000 auf den ein- und ausstrémenden Verkehr. Der Durchgangsverkehr belduft sich im
OPNV auf ca. 38.000 Fahrten. Insgesamt finden in Stuttgart damit pro Jahr ca. 210 Mio.
OPNV-Fahrten statt™.

Der weitgehend separate Fahrweg der Stadt-
bahnen sowie der stufenfreie Zugang liber die
Hochbahnsteige haben betrieblich groBe Vor-
teile, fur die gestalterische Schwierigkeiten und
die Trennwirkung zwischen den beiden Seiten-
raumen von StralRenziigen hingenommen wer-
den.
Alle Fahrzeuge (Bahnen und Busse) haben einen
hohen technischen Standard und unterliegen
hohen Anforderungen an Sauberkeit. Die Takte
fast aller Linien der verschiedenen Systeme
Abbildung 51 Hochbahnsteige der Stadtbahn sind sehr dicht, jedoch endet der Betrieb aller
normalen Linien an Werktagen zwischen Mitternacht und 1.00 Uhr. Von Donnerstag- bis
Samstagnacht wird das Angebot durch ein separates Nachtbusangebot erganzt. Seit Dezem-
ber 2012 gibt es darlber hinaus am Wochenende ein Nacht-S-Bahnnetz.

Bei allen bisherigen Stuttgarter Birgerumfragen zeigen sich anndahernd 80% der Befragten
zufrieden oder sehr zufrieden mit dem 6ffentlichen Nahverkehr.

In der letzten Erfassung der Verkehrsstrome der Region Stuttgart wurde fiir den OPNV ein
Wegeanteil von 22 % ermittelt. Dieser soll in den nachsten Jahren und Jahrzehnten weiter
und deutlich ansteigen. An der im Flachennutzungsplan enthaltenen Zielsetzung, etwa 1/3
des Gesamtverkehrs mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu bewaltigen, wird dabei festgehal-
ten.

39 5SB Stand 2008
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Bedeutung des OPNV und Grundsitze der Weiterentwicklung

Der OPNV liefert einen wesentlichen Beitrag zur Bewiltigung der Umweltprobleme in den

Bereichen Klima, Larm und Luft. Seine Rolle als Verkehrstrager soll deshalb gestarkt und sei-

ne Attraktivitat als Alternative zum motorisierten Individualverkehr (MIV) weiter gesteigert

werden. Ziel dabei ist, neu entstehende Verkehre Uberwiegend durch das 6ffentliche Ver-

kehrsangebot abzudecken und vorhandene verkehrliche Verflechtungen noch starker als

bisher vom MIV auf den OPNV zu verlagern.

Um die zugedachte Rolle ausfiillen zu kénnen, ist das 6ffentliche Nahverkehrsangebot in der

Landeshauptstadt Stuttgart kontinuierlich weiterzuentwickeln. Dazu gehdéren folgende

grundsatzliche Aufgaben und Prinzipien:

Im gesamten Stadtgebiet stellt der OPNV fiir die Beférderung von Personen eine
vollwertige alternative zum MIV dar. Der entsprechende Umfang und die Qualitat des
Nahverkehrsangebots werden im Nahverkehrsplan der LHS definiert.

Es sind ausreichend Kapazitaten zur Verfliigung zu stellen. Die Auslastung in der Spit-
zenstunde soll deshalb 65 % gemaR Empfehlung des VDV*°nicht iibersteigen.

Die Attraktivitat des Angebotes ist zu erhalten und zu steigern. Zielsetzung fir die
Angebotsplanung sind deshalb klare Linienfihrungen, hohe Taktdichten und gut
merkbare Taktfahrpldne. Wo immer maoglich, sorgen Beschleunigungs-mallnahmen
fur einen storungsarmen Betrieb und ein zlgiges Vorankommen. Komfortable Fahr-
zeuge und eine Ubersichtliche, durchgangige Fahrgastinformation laden auch Gele-
genheitskunden zur OPNV Nutzung ein.

Stérungen im Betriebsablauf sind leider nicht gidnzlich vermeidbar. Den OPNV-
Kunden soll aber in diesen Fallen durch ein zielgerichtetes Stérungsmanagement eine
Verhaltensempfehlung Gibermittelt werden, die eine geringstmogliche Fahrzeitverzo-
gerung zum Ziel hat. Dies ist unter anderem die Aufgabe der IVLZ, die hier eine wich-
tige Funktion im Storungsmanagement tbernimmt.

Der Zugang zum OPNV soll barrierefrei méglich sein. Der inzwischen nahezu abge-
schlossene barrierefreie Ausbau von Stadtbahn-Haltestellen (vereinzelt sind noch
barrierefreie Zugange zu Stadtbahnhaltestellen herzustellen) ist deshalb mit dem
Umbau von Bushaltestellen fortzufuihren. Die fahrzeugtechnischen Voraussetzungen
im Busverkehr (ausschlieBlicher Einsatz von Niederflurbussen) sind bereits erfiillt.

Die Verknupfung mit anderen Verkehrsmitteln des Umweltverbundes (intermodale/
multimodale Verknilpfung) ist zu verbessern (z.B. P+R, B+R, Carsharing, Fahrradmit-
nahme und Radverleihsysteme).

Der OPNV soll mit anderen Verkehrsmitteln des Umweltverbundes (Leihrdder, Car-
sharing) auch tariflich zu einem flexiblen und umfassenden Mobilitatsangebot zu-
sammengefasst werden. Wegen der zunehmenden Zahl dlterer Mitbirger und wegen
der topografischen Gegebenheiten in Stuttgart muss auch tGber neue Mobilitatsange-

*Verband deutscher Verkehrsunternehmen e.V.
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bote nachgedacht werden. Fir alle Beférderungsaufgaben soll eine Lésung ohne
Rackgriff auf den Privat-Pkw ermdoglicht werden. Einen wichtigen Baustein dazu stellt
die Weiterentwicklung der Tarifangebote fiir Studenten und Senioren dar.

Die Benutzung des OPNV soll bezahlbar bleiben. Die LHS wird sich deshalb fiir eine
malvolle Weiterentwicklung des VVS-Tarifs einsetzen, wobei jedoch erforderliche In-
vestitionen in den Ausbau des OPNV weiterhin méglich sein miissen.

Neue Vertriebs- und Bezahlverfahren wie z.B. elektronisches Ticketing unterstitzen
mittelfristig den Abbau von Zugangsschwellen tariflicher Art.

Das OPNV-Angebot soll méglichst wirtschaftlich gestaltet werden. Eine Anpassung
von Betriebszeiten und Bedienungshaufigkeiten in Verkehrszeiten mit geringem Ver-
kehrsaufkommen im Rahmen der NVP-Vorgaben ist zuldssig. Fiir weniger nachgefrag-
te Relationen sind auch Verbindungen mit ggf. mehrfacher Umsteigenotwendigkeit
akzeptabel. In Siedlungsrandbereichen kommen zur Verbesserung der ErschlieRung
auch differenzierte Bedienungsformen (z.B. Ortsbusse oder Anrufverkehre) in Be-
tracht.

Das OPNV-Angebot soll méglichst umweltfreundlich produziert werden. Der Oko-
Anteil des Strombedarfs fir Schienenfahrzeuge (Stadtbahn, Seilbahn, Zahnradbahn)
soll ausgebaut werden. Die Umristung der Fahrzeugflotten auf sparsame und emis-
sionsarme Antriebe ist fortzufiihren.

Die Landeshauptstadt Stuttgart als Kerngebiet des Verkehrs- und Tarifverbundes Stuttgart
(VVS) wird sich dafiir einsetzen, dass der Verbundtarif als einheitliches Gefilige erhalten
bleibt und dass im Sinne einer zusammenwachsenden Metropolregion Stuttgart auch tarif-
lich attraktive Losungen fiir Fahrten in die benachbarten Verbundraume gefunden werden
(Metropoltarif). Damit konnen noch mehr Fahrten lber gréBere Distanzen auf offentliche
Verkehrsmittel verlagert werden und zu einer Entlastung der Landeshauptstadt vom Indivi-

dualverkehr beitragen.
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7.3. Handlungsoptionen der Landeshauptstadt Stuttgart

Fir den offentlichen Nahverkehr in Stuttgart ist
die Bedienung mit Linienbussen und Stadtbah-
nen ebenso von Bedeutung wie das Angebot im
S-Bahn- und Regionalzugverkehr. Flr das Stutt-
garter Nahverkehrsangebot zeichnen deshalb
neben der Landeshauptstadt Stuttgart als Auf-
gabentrager fir den Stadtbahn- und Busverkehr
der Verband Region Stuttgart als Aufgabentra-
ger fir die S-Bahn und das Land Baden-
Wiirttemberg als Aufgabentrager fir den Regi-
onalzugverkehr verantwortlich. Die Landes-
hauptstadt Stuttgart kann daher lediglich den
Abbildung 52 5-Bahn ihr zugeordneten Bereich unmittelbar beein-
flussen, wobei Stadtbahn- und Buslinien, die die
Stadtgrenze Uiberschreiten, zusatzlich eine Abstimmung mit den benachbarten Landkreisen,
die dort fiir diese Verkehrsmittel als Aufgabentrager fungieren, erfordern.

Fiir den ein- und ausstromenden Verkehr der Landeshauptstadt Stuttgart ist das regionale S-
Bahn-System und der Regionalzugverkehr von entscheidender Bedeutung, zudem Uber-
nimmt die S-Bahn teilweise auch innerstadtische ErschlieBungsaufgaben. Angebotsverdande-
rungen bei diesen Verkehrsmitteln kénnen das Verkehrsaufkommen und die Verkehrsmit-
telwahl in der Landeshauptstadt daher splirbar beeinflussen. Auch die Sicherstellung der
Plnktlichkeit ist eine wesentliche Voraussetzung, dass die S-Bahn von den OPNV-Kunden
dauerhaft als Verkehrsmittel genutzt und anerkannt wird. Die Zuverldssigkeit eines Ver-
kehrsmittels ist mitentscheidend fiir die Verkehrsmittelwahl. Von stadtischer Seite ange-
strebte verkehrliche Verbesserungen bei diesen Verkehrstragern bediirfen der Unterstiit-
zung der Region oder des Landes.

MaBnahmen bezliglich des Verbundtarifs werden im Aufsichtsrat des VVS beschlossen, in
dem auch die Landeshauptstadt und die Stuttgarter Stralenbahnen AG (SSB) vertreten sind.
Aufgrund der Mehrheitsverhaltnisse setzen tarifliche Beschlisse aber die Mitwirkung ande-
rer Verbundgesellschafter voraus. Auch hier ist die Landeshauptstadt auf eine intensive Ab-
stimmung mit anderen Aufgabentragern und Verkehrsunternehmen im VVS angewiesen.
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7.4. Der Nahverkehrsplan

Grundlage fiir die Weiterentwicklung des OPNV-Angebots in der Landeshauptstadt Stuttgart
ist der Nahverkehrsplan (NVP), der als wesentliches Element des VEK angesehen wird. Auf-
grund der gesetzlich definierten Einflussmoglichkeiten kann er lediglich die in der stadti-
schen Aufgabentragerschaft liegenden Verkehrsmittel Stadtbahn und Bus direkt beeinflus-
sen. Hier wirkt der Nahverkehrsplan allerdings betreiberunabhangig, d.h. also auch auf Ver-
kehrslinien, die nicht von der Stuttgarter StraRenbahnen AG (SSB) betrieben werden.

Der Nahverkehrsplan setzt gemaR dem OPNV-Gesetz des Landes Baden-Wiirttemberg den
Rahmen fir die weitere Entwicklung des Nahverkehrsangebotes. Der Planungshorizont er-
streckt sich dabei Gber etwa finf Jahre, danach soll der Plan (iberprift und ggf. fortgeschrie-
ben werden. Zielsetzungen ibergeordneter Planwerke wie die des Generalverkehrsplans des
Landes Baden-Wiirttemberg oder des Regionalverkehrsplans der Region Stuttgart sind dabei
zu berucksichtigen.

Der NVP der Stadt Stuttgart definiert einen Mindest-Erschliefungsstandard, der im gesam-
ten Stadtgebiet eingehalten werden soll. Soweit dieser Standard signifikant verfehlt wird,
schlagt der Nahverkehrsplan Angebotsverbesserungen vor. Darlber hinaus enthalt der Nah-
verkehrsplan MaRnahmen, die aus bereits beschlossenen Ausbauplanungen oder aus der
Siedlungsentwicklung resultieren. Erganzend zu derartigen Aussagen zur Bedienungsqualitat
werden auch Anforderungen an die Beforderungsqualitdt und an den Kundenservice defi-
niert. Auch Empfehlungen zur Gestaltung und Ausstattung von Haltestellen sind darin ent-
halten. Hier werden insbesondere auch zeitlich konkretisierte MalRnahmen zur Herstellung
der Barrierefreiheit gefordert.

7.5. Entwicklungsmafdnahmen

Im Hinblick auf die Zielsetzung, dass der 6ffentliche Nahverkehr kiinftig einen grofSeren Bei-
trag zur Bewaltigung des motorisierten Verkehrs in der Landeshauptstadt Stuttgart leisten
soll, ist sein weiterer Ausbau unverzichtbar. Zur Bewaltigung zusatzlicher Verkehrsnachfrage
in den Hauptverkehrszeiten ist eine Ausweitung der Beférderungskapazitaten erforderlich. In
der Regel bedeutet dies einen Ausbau der vorhandenen Infrastruktur z. B. durch eine Erwei-
terung des Liniennetzes. Daneben werden aber auch MaBBnahmen fiir sinnvoll erachtet, die
weniger einer Erhéhung der Beforderungskapazitat, sondern primar der Steigerung der At-
traktivitat des Angebots dienen und damit Veranderungen bei Verkehrsmittelwahl unter-
stutzen.
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Mafdnahmen zur Steigerung der Beféorderungskapazitit

Stuttgart 21

Mit der Neuordnung des Bahnknotens Stuttgart im Zuge des Projektes , Stuttgart 21“ eroff-
nen sich neue Mdoglichkeiten fir die Ausgestaltung des Fern- und Regionalzugverkehrs. Ins-
besondere der Regionalzugverkehr kann aufgrund der Durchbindungsmaglichkeiten im
Stuttgarter Hauptbahnhof kiinftig noch mehr als derzeit die Funktion eines erweiterten S-
Bahn-Angebotes libernehmen, das der gestiegenen und voraussichtlich weiter steigenden
Ausdehnung der verkehrlichen Verflechtungen in der Metropolregion Stuttgart Rechnung
tragt. Zudem erhalten die stdlich von Stuttgart gelegenen Gebiete bis Tubingen/Reutlingen
eine duRerst attraktive Anbindung tiber den neuen Flughafenbahnhof nach Stuttgart*'.

Mit der neuen S-Bahn-Station ,MittnachtstraRe” entsteht fir das zu erweiternde Rosen-
steinviertel eine hervorragende Anbindung an das 6ffentliche Verkehrsnetz. Darliber hinaus
entlastet die neue Haltestelle die S-Bahn-Station am Hauptbahnhof von Umsteigern.

In der Summe wird das Projekt , Stuttgart 21“ zu einem Zugewinn an Marktanteilen fiir den
OPNV fiihren. Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstiitzt deshalb den von der Deutschen
Bahn AG betriebenen Umbau des Bahnknotens Stuttgart mit der Schnellbahntrasse Stutt-
gart-Ulm.

Im Zuge der weiteren Projektrealisierung sind noch folgende Details auszuarbeiten:

e Anbindung des neuen Hauptbahnhofs an das lokale und regionale Radverkehrsnetz,

e Integration eines Fahrradparkhauses in den Entwurf des Bahnknotens entsprechend
der Bedeutung des Hauptbahnhofes der Landeshauptstadt,

e ebenerdiger Zugang des neuen Hauptbahnhofes von allen Seiten, insbesondere von
der KonigsstraRe,

e attraktive Bahnhofsvorplatzgestaltungen mit hoher Aufenthaltsqualitat an allen Zu-
gangen.

*! Diese Auffassung wird im Gemeinderat von einer Mehrheit geteilt, von einer Minderheit nicht.
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S-Bahn-Ausbau

Der Verband Region Stuttgart als Aufgabentrager der S-Bahn in der Region Stuttgart entwi-
ckelt das S-Bahn Angebot in der Region Stuttgart kontinuierlich weiter. Mit dem Fahrplan-
wechsel im Dezember 2012 wurden zwei maligebliche Ausbauprojekte in Betrieb genom-
men. Die S 60 Boblingen-Renningen und die Verlangerung der S 4 von Marbach nach Back-
nang stellen zwei wichtige Ringschliisse her. Zusammen mit der Einflihrung des S-Bahn-
Nachtverkehrs an den Wochenenden konnte hier eine deutliche Verbesserung des
verkehrlichen Angebots erreicht werden. Darlber hinaus hat der Verband Region Stuttgart
weitere Ausbaumaoglichkeiten fiir das S-Bahn-Netz untersuchen lassen. Die Verlangerung der
S-Bahn von Filderstadt nach Neuhausen a.d.F. ist gemeinsam mit der Verlangerung der
Stadtbahn zur Messe Bestandteil eines mit GVFG Mitteln geforderten Gesamtprojekts zur
Verbesserung der Anbindung des Filderraums an den Schienenpersonennahverkehr, das
durch die SSB AG realisiert werden soll. Weiterhin werden derzeit besonders intensiv die

Abbildung 53 S-Bahn Ausbau

Ausdehnung der S-Bahn in den Landkreis Géppingen sowie eine Weiterflihrung der S-Bahn
von Bietigheim-Bissingen nach Vaihingen an der Enz diskutiert. Aber auch eine weitere Ver-
dichtung des Fahrtenangebotes ist in Prifung. Aus Stuttgarter Sicht ware hierfiir eine Aus-
dehnung des 15-Minuten-Takts im Anschluss an die heutigen Hauptverkehrszeiten von Inte-
resse. Zur Abrundung der Einbindung Stuttgarts in das Luftverkehrsnetz halt die Landes-
hauptstadt auch eine zeitgerechte und regelmaRige Friihandienung des Flughafens Stuttgart
fur notwendig.

Grundsatzlich fuhren Ausweitungen des S-Bahn-Angebots in den Landkreisen der Region
auch zu positiven verkehrlichen Wirkungen in der Landeshauptstadt selbst, da sie die Wahr-
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scheinlichkeit erhdhen, dass motorisierte Fahrten des Stuttgarter Quell- und Zielverkehrs auf
die S-Bahn tibergehen.

In Rahmen der Untersuchung der Moglichkeiten fir einen Ausbau des S-Bahn Netzes wurden
auch perspektivische Uberlegungen zur Einrichtung einer Tangentiallinie S7 von Ludwigsburg
nach Donzdorf bzw. Kirchheim/Teck angestellt, die teilweise auf den Gleisen der ehemaligen
Schusterbahn verlauft. Langerfristige Erweiterungsmaoglichkeiten auf Stuttgarter Gemarkung
bestehen auch in der Nachriistung der sogenannten "T-Spange" als Direktverbindung zwi-
schen Bad Cannstatt und Feuerbach sowie der Anbindung der Gaubahntrasse an das S-Bahn-
Netz (Nordkreuz). Diese Optionen werden im Rahmen des Projektes Stuttgart 21 offengehal-
ten.

Stadtbahn-Ausbau
Das Stadtbahnnetz wird seit Jahren kontinuierlich ausgebaut. Schon lange geht der Ausbau
auch uUber die Gemarkungsgrenzen hinaus. Die Umstellung der letzten StraBenbahnlinie auf
Stadtbahnbetrieb ist abgeschlossen, so dass nunmehr die neue Anbindung von Siedlungsbe-
reichen an das Schienennetz ansteht. In den letzten Jahren wurde eine Reihe MaBnahmen
aus dem Nahverkehrsplan realisiert:
e Neubau des Streckenabschnitts Moéhringen Freibad - Schelmenwasen (U6) Inbetrieb-
nahme 2010,
e Umstellung des friheren Stadtbahn-Streckenabschnitts Zuffenhausen-Kelterplatz -
Stammheim auf Stadtbahnbetrieb (U15), Inbetriebnahme 2011,
e Neubau des Streckenabschnitts Lowentor-Hallschlag (U12) Inbetriebnahme 2013.

Dariiber hinaus sind weitere Netzerweiterungen in der Planung bzw. im Bau:
e Neubau des Streckenabschnitts Wallgraben - Diirrlewang (U12)
e Neubau des Streckenabschnitts Hauptbahnhof — Milchhof (U12)
e Neubau des Streckenabschnitts Hallschlag — Wagrainacker (Minster)(U12)
e Neubau des Streckenabschnitts Schelmenwasen - Messe Flughafen
e Neubau des Streckenabschnitts Leinfelden Bahnhof - Markomannenstrale

oder befinden sich in der Diskussion, die teilweise noch vertieft untersucht werden missen:

e Neubau des Streckenabschnitts Leinfelden Markomannenstralle — Echterdingen Hin-
terhof

e Umsteigefreie Anbindung von Birkach/Plieningen/Hohenheim (iber Degerloch -
Hoffeld - Asemwald bzw. {iber die Ubereckverbindung Méhringen

e Anbindung Vaihingen-Blisnau

e Stadtbahn Ludwigsburg

e Stadtbahnverlangerung Ostfildern-Esslingen

e Anbindung von Stuttgart-Hausen.
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Mit dem Ausbau des Stadtbahnnetzes gehen in den jeweiligen Korridoren deutliche Steige-
rungen der Qualitat des Nahverkehrsangebots und Reisezeitverkirzungen einher, die auch
zu signifikanten Zunahmen der Nachfrage im 6ffentlichen Nahverkehr fiihren. Die Landes-
hauptstadt Stuttgart wird deshalb gemeinsam mit der SSB den weiteren Ausbau vorantrei-
ben, sofern der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer MaRnahme nachgewiesen ist.

Ergdnzungen des Busnetzes

Der Ausbau des Schienenverkehrs stellt aus wirtschaftlichen und 6kologischen Griinden le-
diglich fir sehr nachfragestarke Relationen einen LOsungsansatz zur Verbesserung des
OPNV-Angebots dar. Fiir weite Bereiche des Stadtgebiets wird aufgrund der Siedlungsstruk-
tur, der Topografie und der dispersen verkehrlichen Verflechtungen auch kinftig eine Er-
schlieBung mit Linienbussen der Standard sein.

Das Verkehrssystem Bus soll durch zusatzliche Verbindungen erganzt werden, die vor allem
der Verkiirzung von Reisezeiten und der Minimierung von Umsteigenotwendigkeiten dienen
sollen. Dabei kommen sowohl neue innerstadtische Verbindungen als auch Busverkehre
Uber die Stadtgrenze hinaus in Betracht. Seit Dezember 2012 gibt es die neue Busverbindung
Line 79 von Plieningen/Garbe - Flughafen/Messe. Mit dem Ausbau des Verkehrsknotens
Flughafen/Messe im Zuge des Projektes ,Stuttgart 21“ sind zudem weitere Buslinien im mitt-
leren Filderraum auf diesen Verkehrsknoten auszurichten. Im Hinblick auf die Bedeutung des
flaichenhaften und zubringenden Busverkehrs fiir das Gesamtnetz des VVS ist auf eine hohe
Taktdichte auf allen Linien Wert zu legen. An Wochenenden ist eine Mindestbedienung si-
cherzustellen, die fiir Anwohner wie Besucher ein ausreichendes verkehrliches Angebot
schafft.

Im Zuge einer Novelle des Personenbeférderungsgesetzes (PBefG) wurden die Fernbusver-
kehre ab 01.01.2013 liberalisiert. Seither wird es ermdglicht, innerhalb Deutschlands Perso-
nenfernverkehr mit Kraftfahrzeugen zu betreiben. Auch die Landeshauptstadt Stuttgart ist
ein wichtiges Ziel fur die Anbieter solcher Fernbusverbindungen. Die Anspriiche der Busli-
nienbetreiber zielen auf einerseits verkehrlich glinstig gelegene, andererseits aber auch
zentrumsnahe Haltestellen mit Anschluss an den oértlichen 6ffentlichen Personennahverkehr.

Mafdnahmen zur Steigerung der Attraktivitit

Beschleunigung des Linienverkehrs

Ein entscheidendes Kriterium bei der Verkehrsmittelwahl sind die Reisezeiten. Eine Verkiir-
zung von Reisezeiten im 6ffentlichen Nahverkehr ist daher ein wichtiger Ansatzpunkt, um
eine Verlagerung auf den OPNV anzustoRen. Reisezeitverkiirzungen lassen sich sowohl! durch
eine Beschleunigung der Betriebsabldaufe als auch durch den Wegfall von Umsteigenotwen-
digkeiten erzielen. Aus wirtschaftlichen Grinden ist die Einfliihrung zusatzlicher Direktver-
bindungen aber nur in wenigen Fallen zu vertreten. In der Regel wird deshalb die Verkiirzung
von Fahrzeiten bestehender Linien durch Busbevorrechtigungen an LSA bevorzugt umzuset-
zen sein. Hierbei entsteht kein betrieblicher Mehraufwand, sondern fallweise kénnen sogar
Einsparungen erzielt werden.
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Die gelegentlich geforderte Minimierung von Ubergangszeiten bei notwendigen Umstiegen
kann zwar punktuell ebenfalls zu einer Verklrzung der Reisezeit beitragen, in dem vielfach
verknupften Verkehrsnetz der Landeshauptstadt fiihren jedoch Anschluss-optimierungen an
einer Stelle schnell zu verschlechterten Ubergidngen an anderen Umsteigepunkten. Solche
Malnahmen sind daher im Einzelfall zu prifen.

Fir die Verringerung der gesamten Reisezeit im OPNV-Netz ist die Anschlusssicherung ein
wichtiger Baustein. Die Sicherung der Anschlisse vor allem in weniger dicht befahrenen Be-
reichen und Zeiten soll daher vorangetrieben werden.

Fir die Beschleunigung bestehender Linienverkehre stehen folgende MaRRnahmen zur Verfu-
gung:

e Vorrang an Lichtsignalanlagen und
e separate Fahrspuren fiir den OPNV.

Die Bevorrechtigung des Linienverkehrs durch Vorrangschaltung sowie Grinanforderung an
Knotenpunkten wird bei der Erneuerung von Lichtsignalanlagen realisiert. Aullerdem werden
BusbeschleunigungsmaBBnahmen im Rahmen des Ausbaus der IVLZ finanziert und umgesetzt.

Weitere Moglichkeiten flir die Busbeschleunigung sind neben Busspuren auch Buskaps mit
Mittelinsel oder die Trennung der Streckenfiihrung von MIV und Busverkehr. Jedoch sind die
Moglichkeiten fur weitere separate Fahrspuren begrenzt. Dieses Handlungsfeld ldsst sich nur
erweitern, indem Einschrankungen im MIV hingenommen werden. Eine systematische
Uberpriifung von MaRnahmen zur Busbeschleunigung durch die SSB wird als sinnvoll erach-
tet.

Nicht nur die S-Bahnen und Regionalzlige, die die Region anbinden, sondern Gberwiegend
auch die Stadtbahnen haben ihre eigenen Trassen, die zudem in Teilen unterirdisch verlau-
fen. Dort wo die Stadtbahnen oberirdisch fahren, sind sie an Knotenpunkten bevorrechtigt.

Harmonisierung der Bedienungszeitrdume und Fahrplantakte

Um den 6ffentlichen Nahverkehr noch besser als verlassliche Alternative zum Individualver-
kehr zu positionieren, strebt die Landeshauptstadt Stuttgart die Realisierung eines stadtweit
garantierten Bedienungszeitraumes fiir alle Linien gemaR den Vorgaben des Nahverkehrs-
plans an. Das bedeutet, dass fiir einzelne Buslinien der Bedienungszeitraum insbesondere im
Spatverkehr und am Wochenende ausgeweitet werden soll.

Gut merkbare Fahrplantakte und ein sparsamer Umgang mit Taktwechseln kénnen den
Nachteil geringerer Flexibilitdt des OPNV gegeniiber dem Einsatz privater Kfz abmildern. Die
Landeshauptstadt strebt deshalb analog zum S-Bahn-System eine Vereinfachung der Fahr-
planstrukturen an. Mittelfristig soll es fiir jede Linie lediglich nur noch zwei Taktraster - eines
fur Haupt-/Normalverkehrszeit und eines flr den Spatverkehr - geben. Soweit in den Haupt-
verkehrszeiten aus Kapazitatsgriinden dennoch Verdichtungen notwendig sind, sollen diese
als Verstarkerfahrten deklariert werden.

-94-



VEK 2030 7 OPNV

Barrierefreiheit

Die Verkehrsinfrastruktur, die Fahrzeuge und die Verkehrsangebote im 6ffentlichen Perso-
nennahverkehr sollen entsprechend der Vorgaben Behindertengleichstellungsgesetz des
Bundes (BGG) so geplant und gestaltet werden, dass eine moglichst weitreichende
Barrierefreiheit erreicht wird. Dies betrifft sowohl die Zuganglichkeit der Fahrzeuge als auch
die Bereitstellung von Informationen zur Nutzung der Angebote. Dariiber hinaus enthalt das
2013 gednderte Personenbefoérderungsgesetz (PbefG) enthalt die Festlegung, dass die
Barrierefreiheit im OPNV bis 2022 herzustellen ist. Ein barrierefreier OPNV kommt nicht nur
behinderten Menschen, sondern auch alteren oder gebrechlichen Personen, werdenden
Muttern, Kindern und Fahrgasten mit kleinen Kindern, Kinderwagen, Fahrradern oder Trag-
lasten zugute.

Neue Schienenhaltepunkte werden grundsatzlich behindertengerecht errichtet. Vorhandene
Situationen sollen, soweit die Zugangsanlagen noch Defizite aufweisen, mit entsprechenden
Einrichtungen nachgeristet werden. Auf Stuttgarter Gemarkung sind in den kommenden
Jahren an den S-Bahn-Stationen Feuerbach, Nordbahnhof und Nirnberger Strafle Aufziige
bzw. Rampen zur Gewahrleistung oder Verbesserung des barrierefreien Bahnsteigzugangs
nachzuristen. Auch fir die S-Bahn-Haltestelle Sommerrain wird eine barrierefreie
Querungsmoglichkeit der Bahnanlagen am westlichen Bahnsteigende angestrebt.

Niederflurfahrzeuge kdénnen im Busverkehr das Ein- und Aussteigen erleichtern und be-

schleunigen. In Stuttgart ist seit 2012 der 100 %-Niederfluranteil bei Linienbussen erreicht.

Neue Fahrzeuge werden nur noch mit Niederflurtechnik beschafft.
Die Niederflurtechnik entfaltet
ihre volle Wirkung aber erst in
Kombination mit entsprechend
angepassten Bushaltestellen. Ins-
besondere beim Neu- bzw. Um-
bau von Haltestellen sind des-
halb erhohte Bordsteinkanten
und stufenlose Zugdnge vorzuse-
hen.

Abbildung 54 behindertengerechter Einstieg in den Bus

Ausbau des Nachtverkehrs

Die Tagesablaufe von Beschaftigten, Besuchern und Einwohnern der Landeshauptstadt
Stuttgart sind inzwischen weit weniger synchron als noch vor wenigen Jahrzehnten. Die in-
zwischen erfolgte Liberalisierung des Ladenschlusses, aber auch das veranderte Freizeitver-
halten ist Ausdruck dieser Entwicklung. In Zukunft ist zu erwarten, dass die Flexibilisierung
der Arbeitszeit sowie vor allem die Individualisierung von Lebensstilen weiter fortschreiten.
Mehr Freizeitaktivitdten fliihren zu einer starkeren Nachfrage im Freizeitverkehr. Dies zeigt
sich schon in der seit Jahren steigenden Inanspruchnahme des Nachtbusverkehrs am Wo-
chenende.
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Deshalb sollen Konzepte entwickelt werden, die fiir den Binnenverkehr in Stuttgart ebenso
wie flr den ein- und ausstromenden Verkehr mittelfristig ein Angebot rund um die Uhr er-
moglichen. Fur den S-Bahn-Verkehr z.B. gibt es seit Dezember 2012 ein Nachtangebot an
Wochenenden und vor Feiertagen, wie bereits erwahnt.

Angebote im Freizeitverkehr
Die Verkehrsleistungen im Freizeitverkehr werden voraussichtlich aufgrund des demografi-
schen Wandels und des sich verandernden Freizeitverhaltens weiter ansteigen.

Wochentags dienen knapp 30% der Wege der Freizeit. Uber die gesamte Woche gesehen
sind es 37%.* Die Freizeitziele werden in einem hohen MaRe aufgrund der Flexibilitit und
der dispersen Ziele mit dem Kfz angesteuert. Jedoch ergeben sich gerade in einer Metropol-
region durch die hohe Siedlungsdichte und das hohe OPNV-Niveau durchaus weitere Markt-
chancen fiir den OPNV auch im Freizeitverkehr.

Der VVS hat bereits verschiedene Marketingaktionen (z.B. Klassenfahrtziele, Spezial-Tickets
fir das ganze Wochenende und fir Gruppen) sowie Kombitickets fiir Events im Angebot.

Einige beliebte Freizeitziele in Stuttgart liegen auRerhalb des Siedlungsbereichs und damit
auRerhalb des dichten OPNV-Taktes. Die Erreichbarkeit dieser Freizeitziele insbesondere an
Wochenenden sowie am Abend soll Giberprift und ggf. verbessert werden.

Ergdnzungsangebote fiir schlecht erschlossene Wohngebiete (Ortsbusse, Ruf-Taxen)
An den Randern der Siedlungsgebiete kdnnen gelegentlich die angestrebten Zielwerte des
Nahverkehrsplans fiir die OPNV-ErschlieBung nicht eingehalten werden. Zudem beklagen
Bewohner von Siedlungsgebieten in topografisch bewegten Lagen haufig beschwerliche Zu-
gangswege zu den Haltestellen des 6ffentlichen Nahverkehrs - auch in solchen Fallen, in de-
nen die Grenzwerte des Nahverkehrsplans noch eingehalten werden. Die bisher im Nahver-
kehrsplan eingesetzten maximalen Einzugsbereiche (Luftlinie) betragen 500 m zur Bushalte-
stelle, 600 m zur Stadtbahn und 1000 m zur S-Bahn-Haltestelle.

Im Hinblick auf die demografische Entwicklung mit dem kontinuierlichen Anstieg des Durch-
schnittsalters der Wohnbevdlkerung erscheint es jedoch gerechtfertigt, langfristig die Zu-
gangswege zum OPNV kiirzer zu halten. Soweit fiir einen Linienverkehr nicht ausreichende
Fahrgastzahlen prognostiziert werden, konnen fiir solche Siedlungsrandbereiche bedarfsori-
entierte Ergdnzungsangebote vorgehalten werden, um Barrieren beim Zugang zum OPNV
abzubauen. Fir den Erganzungsverkehr oder die sogenannte ,differenzierte Bedienungs-
form“ gibt es verschiedene Einsatzformen und Anwendungsfalle:

Als ehrenamtlich bzw. privat betriebene Orts- bzw. Bilirgerbusse oder im VVS-Linienverkehr
eingesetzte Rufbusse oder Ruf-Taxen kénnen diese Erginzungsverkehre den OPNV bei spe-
ziellen Zielen (Altersheime, Kliniken, Freizeitziele usw.) und speziellem Bedarf ergdanzen und
das OPNV-Netz feinmaschiger gestalten.

*2 vgl. Mobilitat und Verkehr in der Region Stuttgart 2009/2010; Begleituntersuchung zur Fortschreibung des
Regionalverkehrsplans — Band 1
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In einzelnen Stadtbezirken existieren bereits Ortsbus-Linien (Botnang, Feuerbach und Wei-
limdorf). Vorhandene Ansatze sollten weiter bearbeitet werden. Es wird empfohlen, ein
neues, stadtweites Konzept zu Erganzungslinien aufzustellen. Im aktuellen Nahverkehrsplan
wird die Prifung solcher Angebote bzw. Integration bestehender Angebote in den Berei-
chen:

e Degerloch

e Botnang

e Weilimdorf und

e Feuerbach
vorgeschlagen. Darliber hinaus waren jedoch solche Angebote auch in anderen Stadtbezir-
ken denkbar.

Taxen als Bestandteil des Nahverkehrsangebotes

Taxen ermoglichen eine flexible, vom Privat-Pkw unabhdngige Mobilitdat. Vorrangig in den
Siedlungsrandbereichen und in Schwachlastzeiten kénnen sie eine sinnvolle Erganzung zum
Nahverkehr sein. So wird heute bereits in SSB-Bussen ein Taxiruf/Frauennachttaxi angebo-
ten.

Es wird daher angeregt, die weitergehende Integration von Taxen in das Nahverkehrsange-
bot zu prifen. Dazu muss auch das Taxigewerbe seinen Beitrag leisten. Eine Einbindung in
den VVS-Tarif ist ebenfalls wichtig. Eine Rabattierung fiur VVS-Karten fiir VVS-Zeitkarten-
Inhaber bei Ruf-Taxen/-Bussen ist anzustreben. Die Moglichkeit einer zeitlichen und raumli-
chen Staffelung der Preise bzw. der Rabatte kann hierbei gepruft werden.

Verbesserung des Service

Ungeachtet aller MaRnahmen zur Beeinflussung der Verkehrsmittelwahl steht der 6ffentli-
che Nahverkehr im Wettbewerb mit dem Individualverkehr. In dieser Wettbewerbssituation
sind fur die Nutzungsentscheidung vorrangig Reisezeit, das Fahrplanangebot und die Zugang-
lichkeit ausschlaggebend. Die Bereitschaft zum Umstieg auf den OPNV, wie auch die Treue
zu diesem Verkehrssystem, wird aber auch von dessen Image beeinflusst. Das Bild des OPNV
wird in der Offentlichkeit durch den Auftritt gegeniiber dem Kunden geprigt. Insoweit gilt
es, diese Qualitat auf einem hohen Niveau zu sichern und nach Méglichkeit zu steigern.

Der Nahverkehrsplan der Landeshauptstadt Stuttgart enthdlt zahlreiche Vorgaben zur Befor-
derungsqualitat, die sich auf die Aspekte

e Fahrzeugausstattung,

e Haltestellenqualitat,

e Betriebsqualitat (Plinktlichkeit, Zuverlassigkeit),
e Tarif und Verkauf,

e Auftritt gegenliber dem Kunden und

e unternehmensiibergreifende Zusammenarbeit
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beziehen. Bei der Fahrzeugausstattung und Haltestellenausstattung ist die Barriere-freiheit
zwingend zu beachten. Uber die im Nahverkehrsplan definierten Vorgaben hinaus hilt die
Landeshauptstadt die nachfolgend genannten MaRnahmen fiir notwendig:

e Fahrradmitnahme in dem Umfang, in dem sich fiir die (ibrigen Nutzer keine groReren
Nachteile ergeben (empfohlen wird ein Pilotprojekt),

e Fahrradabstellanlagen an allen Haltestellen des Schienenverkehrs,

e Ausstattung wichtiger Haltestellen mit Call-a-Bike-Stationen und Carsha-
ring-Stellplatzen,

e Kooperation mit anderen Mobilitatsdienstleistern (z.B. Willkommenspaket fir Neu-
burger inkl. Schnupperticket)

e Innovative Fahrpreisabrechnung — siehe auch Stuttgart Service Card

e Mobilitatsinformationsdienste und Fahrgastinformationen einschlielich Fahrplan-
auskunfte und Stérungsmeldungen in Echtzeit auf mobilen Endgeraten.

Vereinfachung des Ticket-Kaufs - Stuttgart Service Card

Innerhalb des Verkehrs- und Tarifverbunds Stuttgart werden Fahrausweise weit Uberwie-
gend noch Uber Verkaufsstellen, Fahrkartenautomaten oder das Fahrpersonal (im Busver-
kehr) vertrieben. Insbesondere im Schienenverkehr stehen dem gelegentlichen OPNV-
Fahrgast fast ausschliefllich Fahrkartenautomaten zum Ticketerwerb zur Verfligung. Trotz
aller Fortschritte in der Benutzerfiihrung dieser Verkaufsgerate stellen dieser weiterhin eine
Zugangshiirde fiir ungeiibte OPNV-Nutzer dar. Diese Problematik kénnte sich vor dem Hin-
tergrund der demografischen Entwicklung noch verscharfen, weil die Zahl der Gelegenheits-
kunden unter den alteren Bevolkerungsgruppen deutlich zunehmen diirfte. Mit einem elekt-
ronischen Ticket lieRe sich diese Zugangshirde deutlich absenken.

»Elektronisches Ticketing” bezeichnet die Méglichkeit eines papierlosen Kaufs einer Fahrbe-
rechtigung (z.B. im OPNV) oder einer Eintrittsberechtigung (z.B. fiir Sport- und Kulturveran-
staltungen). Immer ofter werden diese Systeme auch mit Funktionen fiir das elektronische
Bezahlen (Mobile Payment, M-Payment) kombiniert.

Ein solches System befindet sich derzeit unter dem Arbeitstitel ,Stuttgart Services” im Auf-
bau. Das Projekt gehort zu den Leitprojekten des ,LivingLab BWe mobi
Dachprojekt des Handlungsfeldes ,Intermodalitdt ein einheitliches Zugangsmedium zum
OPNV und zu elektromobilen Leistungen. Die genaue Beschreibung des dieses Projektes fin-
det sich im Kap. 4 Mobilitatsmanagement.

Ill

und schafft als

-08 -



VEK 2030 7 OPNV

7.6. Zusammenfassung

Der OPNV ist wichtiger Bestandteil der Daseinsvorsorge. Allgemein zugingliche Mobilitéts-
angebote sichern die Teilhabe der Menschen, die kein individuelles Fahrzeug haben kdénnen
oder haben wollen, am gesellschaftlichen Leben. Der OPNV ist auRerdem Voraussetzung zur
Bewiltigung des tiglichen Personenverkehrsaufkommens, weil das StraRennetz die im OPNV
erbrachte Transportleistung nicht (ibernehmen kénnte. Als umweltschonendste Art des mo-
torisierten Verkehrs ist er auch das zentrale Element zum Larm- und Klimaschutz in der
Stadt. Die Férderung des OPNV und die Verlagerung von Verkehrsleistung von der StraRe auf
die Schiene, aber auch auf Busse, ist deshalb ein sozial- und umweltpolitisches Ziel.

Diese Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrsmittel ist umso leichter zu errei-
chen, je weniger die Menschen auf ein privates Kfz angewiesen sind. Deshalb ist die Forde-
rung des OPNV im Verbund mit weiteren Mobilitdtsangeboten — insbesondere Car-Sharing —
besonders erfolgversprechend. Dabei ist es entscheidend, den Zugang zu den verschiedenen
Angeboten moglichst leicht und einheitlich zu gestalten. Die Einfihrung einer Mobilitatskar-
te ist deshalb das bedeutendste Projekt der nachsten Jahre.

Aber auch der Ausbau der bestehenden Angebote bei Bus und Bahnen sowie Qualitatsver-
besserungen bleiben eine wichtige Aufgabe. Das Handlungsfeld ,,OPNV“ des Aktionsplans
(Kap. 10) enthélt hierzu eine ausfihrliche Darstellung der Manahmen.

Wichtige und erganzende Handlungsfelder sind:

e \Weiterer Ausbau der IVLZ als Voraussetzung, um die aktuelle Verkehrslage erfassen und
bei Bedarf reagieren zu kénnen.
e Weiterer Ausbau des Stadtbahnnetzes
e Ergianzung des OPNV-Liniennetzes durch Ortsbusse oder Taxiruf
e Erleichterung der Uberginge zwischen OPNV und anderen Mobilititsangeboten, z.B.
durch Fahrradmitnahme, Fahrradabstellanlagen und Car-Sharing-Platzen an Haltestellen.
e Weiterfihrung der Daueraufgaben Fahrplanoptimierung, Verbesserung der Kundenin-
formation, Herstellung der Barrierefreiheit.
e Stadtbahnverlangerungen
0 Wallgraben — Dirrlewang U12 (bereits im Bau)
0 Hauptbahnhof — Milchhof (U12)
0 Hallschlag — Wagrainacker (Miinster) U12
0 Fasanenhof/ Schelmenwasen — Messe/ Flughafen
0 Leinfelden Bahnhof - Markomannenstral3e
e Umstellung Busflotte Hybrid
e Stuttgart Service Card
e Konzept zur Einfihrung ,,Fahrradmitnahme in Bussen”
e Laufende Programme mit hoher Prioritat
0 Programm ,dynamische Anzeigetafeln an Bushaltestellen”
0 Angebotserweiterungen Buslinienverkehr
0 Busbeschleunigung
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8. Radverkehr stirken - Anteil erhohen

Stuttgart hat im Radverkehr noch viele Aufgaben zu erledigen. Bei vergleichenden Tests zur
Bewertung der Situation des Radverkehrs (ADAC 2004, ADFC 2005) lag Stuttgart jeweils im
unteren Drittel unter den groRen Stadten. Der Radverkehrsanteil von deutlich unter 10 % ist
ein Indiz fir die vergleichsweise unginstigen Ausgangsbedingungen, die zum Einen an der
Topografie, zum Anderen an der fehlenden Tradition liegen.

Fiir eine Radverkehrsforderung in Stuttgart gibt es gute Griinde, denn das Fahrrad ist fiir
viele Fahrtzwecke und Wege ein ideales Stadtverkehrsmittel:

e Das Fahrrad er6ffnet allen Bevolkerungsgruppen fast jeden Alters eine eigenstandige
Mobilitat. Es ermoglicht seinen Nutzern eine hohe Flexibilitdt bei glinstigen Reisezei-
ten.

e RegelmaRiges Radfahren ist gesund.

e Radfahren macht SpaR.

e Eine hohere Fahrradnutzung tragt zur Verbesserung der 6kologischen Bilanz einer
Stadt bei und dient damit dem Erreichen der Umwelt- und Klimaschutzziele.

e Radfahren starkt die Nahmobilitat und ist damit ein Beitrag zur Starkung der Innen-
stadte und der Stadtteilzentren.

8.1. Radverkehrsforderung in Stuttgart

Die Landeshauptstadt Stuttgart fordert den Fahrradverkehr im Stadtgebiet, um eine Steige-
rung des Radverkehrsanteils von etwa 5 % auf mittelfristig 12 % und langfristig 20 % zu errei-
chen. Grundlage hierfir ist ein im Jahr 2003 vom Gemeinderat verabschiedetes Grundsatz-
papier, dessen Leitlinien lauten:

e Umsetzung des Nationalen Radverkehrsplanes in Stuttgart.

e Das Fahrrad ist selbstverstandlicher Bestandteil einer integrierten Verkehrs-politik.

e Das Fahrrad wird bei allen Konzepten fiir Verkehr, Stadtentwicklung und Raumord-
nung angemessen berilcksichtigt.

Zur Erreichung dieser Ziele wurde ein 10-Punkte-MaRnahmenkatalog aufgestellt, der die
wesentlichen Handlungsfelder der Radverkehrsforderung umfasst. Seitdem hat die Landes-
hauptstadt bereits zahlreiche bauliche und begleitende MaRnahmen durchgefiihrt. Seit 2005
unterstitzt das aus Verwaltung, Politik und Initiativen zusammengesetzte Stuttgarter
Radforum deren Umsetzung. Die Stadt Stuttgart ist seit 2010 eines der Griindungsmitglieder
der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kommunen in Baden-Wirttemberg (AGFKBW)
und aktiv an der systematischen Férderung des Radverkehrs im Land beteiligt.

Die Landeshauptstadt hat in den vergangenen Jahren erhebliche Anstrengungen zur Verbes-
serung des Radverkehrs unternommen:
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e Der Bestand an Radanlagen hat kontinuierlich zugenommen und sich auf etwa 160 km
erhoht.
e Verstarkt kommen Fihrungsformen des
Radverkehrs, wie Radfahrstreifen oder
Schutzstreifen zum Einsatz.
e Rund 150 EinbahnstraBen sind mittler-
weile fir den Radverkehr in Gegenrich-
tung gedffnet.
e Das Angebot an 6ffentlichen Fahrradab-
stellanlagen wurde von 500 (1990) auf
weit Uber 7.000 erweitert. Insbesondere
an den OPNV-Stationen stehen qualita-
tiv gute Anlagen zur Verflugung, da-
runter auch Fahrradboxen und Fahr-
rad-Service Stationen in Vaihingen,
Mohringen, Feuerbach und Bad
Cannstatt.
e Fahrrader kénnen in allen S-Bahnen,
Zigen des Nahverkehrs und den
Stadtbahnen mit Ausnahme von Ta-
gesspitzenzeiten kostenlos mitge-
nommen werden.
e Auf dem Gebiet der Offentlichkeits-
arbeit und des Service werden zahl-
reiche Aktivitditen angeboten. Zu er-
wahnen sind hier beispielhaft der Rad-
routenplaner, das 2007 eingefiihrte 6f-
fentliche Leihradsystem , Call-a-Bike”
sowie die jahrlichen Stuttgarter ,Fahr-
Rad Aktionstage”, das ,Sattelfest”.
e Im Bereich der Kommunikation hat sich
insbesondere das Radforum seit 2005
als dauerhafte Einrichtung zur Beteili-
gung verschiedener Handlungstrager
der Radverkehrsférderung bewahrt. Da-
riber hinaus wurde im Amt fur Stadtpla- Abbild.l.mg 55 Beispiele vorbildhafter Aktivitdten zur Radver-
kehrsférderung
nung und Stadterneuerung bereits im
Jahr 2002 die Stelle eines Fahrradbeauftragten als amteribergreifender Ansprechpartner
fur alle Radverkehrsbelange eingerichtet.
e Fir die Aktion ,Rad und Schule” wurden im Rahmen von Schiilerbefragungen Schwach-
stellen erfasst und seitdem durch gezielte MaBnahmen beseitigt. Dieses Projekt wurde als
internationales Best-Practice-Projekt 2007 mit dem Fahrradpreis ,best-for-bike” bedacht.
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Mit dem Ratgeber ,FahrRad und Schule!” wurden Informationen und Projektideen zur
Forderung der Radnutzung an Schulen erarbeitet.

8.2. Das Radverkehrskonzept Stuttgart

Insgesamt hat Stuttgart zahlreiche Anstrengungen zur Radverkehrsférderung unternommen.
Diese wird u.a. durch die zunehmende Sichtbarkeit des Fahrrades im Alltag kenntlich. 2009
wurde schlieRlich ein Radverkehrskonzept* entwickelt, das alle Aktivititen der Radverkehrs-
forderung unter einem Dach vereint.

Strategie des Radverkehrskonzept - Radverkehr als System

Damit die Potenziale fur eine Starkung des Radverkehrs in Stuttgart bestmdoglich aktiviert
werden kdnnen, bedarf es eines umfassenden Ansatzes der Radverkehrsférderung, der deut-
lich Gber die Verbesserungen der verkehrstechnischen Infrastruktur hinausgeht. Die Radver-
kehrsfoérderung der Landeshauptstadt Stuttgart orientiert sich deshalb an dem Leitbild ,,Rad-
verkehr als System*, das folgende Elemente umfasst:

e Eine gute und sichere Infrastruktur zum Fahren und Parken ist eine wesentliche Vo-
raussetzung fir ein fahrradfreundliches Gesamtverkehrssystem.

e Offentlichkeitsarbeit wirbt fiir die Fahrradnutzung und wirkt auf Verhaltensénderun-
gen bezuglich der Verkehrsmittelwahl ein.

e Serviceangebote sollen das Radfahren attraktiv und angenehm machen.

Auf dieser Grundlage greift das Radverkehrskonzept 2009 die bisherigen Aktivitaten der
Stadt auf und bindet sie in eine Gesamtstrategie zur Radverkehrsforderung ein. Aufgabe des
Radverkehrskonzepts ist es:

e die derzeitige Situation zu bewerten,

e das Radverkehrsnetz insbesondere im Hinblick auf den Alltagsradverkehr weiter zu
entwickeln,

e unter Bericksichtigung der aktuellen Vorschriften und Regelwerke die erforderlichen
MaBnahmen abzuleiten, die der sukzessiven Komplettierung des Radverkehrssystems
dienen,

e fiir die Offentlichkeitsarbeit auf den bisherigen Aktivititen aufbauend weitere Hand-
lungsempfehlungen zur Verbesserung des Fahrradklimas aufzuzeigen und

e im Rahmen eines integrierten Gesamtkonzeptes Szenarien und Umsetzungsstufen als
inhaltliche Leitlinien der zukiinftigen Radverkehrsforderung in Stuttgart herauszuar-
beiten.

Das Konzept bildet damit das Dach Uber die zahlreichen Einzelaktivitaten der Radverkehrs-
forderung und dient als Entscheidungsgrundlage fiir Politik und Verwaltung hinsichtlich der
vorzuhaltenden finanziellen und personellen Ressourcen. Als Bestandteil des Verkehrsent-

** Erstellt durch die PGV Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover
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wicklungskonzeptes ermoglicht es ferner die friihzeitige Einordnung der geplanten MaR-
nahmen in den Gesamtrahmen der verkehrsplanerischen und stadtebaulichen Aktivitaten
der Stadt.

Abbildung 56 Gesamtstrategie als Dach iiber die Einzelaktivitaten zur Radverkehrsffirderung44

Die wesentlichen Ergebnisse des Radverkehrskonzeptes wurden in einem projektbegleiten-
den Arbeitskreis, dem unter Federfihrung des Amtes fur Stadtplanung und Stadterneuerung
auch die StraRenverkehrsbehorde, das Tiefbauamt, die Polizei und SSB angehdren, einge-
hend erdrtert und abgestimmt. Wichtige Anregungen wurden auch im Rahmen der Beteili-
gung des Arbeitskreises ,Radverkehrskonzept und Radinfrastruktur” des Stuttgarter Radfo-
rums in das Projekt eingebracht.

Szenarien zur Steigerung des Radverkehrs in Stuttgart

Zielsetzung der Landeshauptstadt Stuttgart ist es, den Radverkehrsanteil an allen Wegen im
Stadtgebiet von etwa 5 % auf 12 % und langfristig auf 20 % zu steigern.

Im Hinblick auf die politische Entscheidungsfindung werden diese ZielgrofRen im Rahmen des
Radverkehrskonzeptes mit Zeithorizonten unterlegt. Es werden drei Szenarien mit einem
noch tberschaubaren Zeitrahmen bis 2020 definiert (siehe Abb.). Fiir das Jahr 2015 werden
Zwischenziele benannt, die damit auch einer Uberpriifung des Gesamtziels und ggf. einer
Neujustierung des Handlungsprogramms dienen.

e Szenario 1 geht von einem erhdhten Mitteleinsatz aus, um die ambitionierte Zielset-
zung von 20 % am Modalsplit bis 2020 zu erreichen.

e Szenario 2 sieht die Steigerung des Radverkehrs bis 2020 auf 16 % vor, die nur durch
eine Aufstockung der zur Zeit vorhandenen Mittel zu realisieren ware.

e Szenario 3 schlieBlich geht von einem moderaten Anstieg des Radverkehrs auf 12 %
in 2020 aus, unter Beibehaltung der eingesetzten Mittel. Die Hauptradrouten wiirden
in diesem Fall erst 2030 fertiggestellt sein. Neue Servicestationen oder Instandhal-
tung und Erneuerung von Wegen waren kaum finanzierbar.

** Quelle: Radverkehrskonzept fiir die Landeshauptstadt Stuttgart, PGV Planungsgemeinschaft Verkehr, Hanno-
ver
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Abbildung 57 Szenarien zur Steigerung des Radverkehrsanteils an allen Wegen Stuttgarts45

Den Szenarien werden in einem weiteren Schritt die wichtigsten Bausteine des Handlungs-
konzeptes zugeordnet. Der Ansatz geht von der Erfahrung aus, dass sich bessere Angebote
fur den Radverkehr auch in einer starkeren Nutzung des Fahrrades im Alltags- und Freizeit-
verkehr niederschlagen.

Dabei ist von Bedeutung, dass bei allen Szenarien der Ansatz ,Radverkehr als System” zum
Tragen kommt, d.h. dass das Spektrum der Handlungsfelder, insbesondere auch der Offent-
lichkeitarbeit und des Services — wenn auch in eingeschranktem Umfang — umgesetzt wird.
Einbezogen werden diesbeziiglich auch Handlungsfelder, die im Rahmen des Radverkehrs-
konzeptes inhaltlich nicht naher bearbeitet werden, wie z.B. Stadtteilnetze oder touristische
Infrastruktur.

** Quelle: Radverkehrskonzept fiir die Landeshauptstadt Stuttgart; PGV, Hannover. Fiir eine Fortschreibung der
Szenarien bis zum Jahr 2030 miisste eine weitere wissenschaftliche Untersuchung erstellt werden, um verl&ssli-
che Prognose-Daten zu erhalten.
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8.3. Handlungsfelder des Radverkehrskonzept
Das Hauptradroutennetz Stuttgart

Erheblicher Handlungsbedarf besteht noch auf der Ebene der Wegeinfrastruktur und seiner
Vernetzung. Neben der Weiterentwicklung des Radverkehrsnetzes inklusive einer durchgan-
gigen Wegweisung sind besondere Anstrengungen bei der Flihrung des Radverkehrs an
HauptverkehrsstraBen und Knotenpunkten erforderlich.

Das Hauptradroutennetz fiir Stuttgart bildet das Grundgerist eines gesamtstadtischen Rad-
verkehrsnetzes, das den Radfahrern fiir alle relevanten Fahrbeziehungen moglichst direkte,
sichere und angenehm zu befahrende Verbindungen anbieten soll. Zusammengefasst lauten
die Planungsgrundsatze der Hauptradroute:

e Hauptradrouten sind vorrangig auf den Alltagsverkehr ausgerichtet.

e Sie binden die radverkehrsrelevanten Quellen und Ziele auf gesamtstadtischer und
stadtbezirkslibergreifender Ebene ein.

e Es werden alle Stadtteile mit zentralen Versorgungsfunktionen sowie die meisten der
insgesamt 149 Stuttgarter Stadtteile angebunden, soweit bestimmte Einwohnerdich-
ten erreicht werden.

Damit ist der Grof3teil der Stuttgarter Bevolkerung an das Hauptradroutennetz angeschlos-
sen. Berlcksichtigt wird auch die Verflechtung mit dem Stuttgarter Umland durch Anbindung
der an das Stadtgebiet grenzenden Stadte und Gemeinden.

Das Hauptradroutennetz zeigt neben kurzfristigen Handlungserfordernissen auch eine mit-
tel- bis langerfristige Planungsperspektive auf. Es kann und soll damit bei zukilnftigen
verkehrlichen und stadtebaulichen Vorhaben berticksichtigt werden und insgesamt der Si-
cherung der Radverkehrsbelange im Abwadgungs- und Abstimmungsprozess von Planungen
dienen. Das Netz ermdglicht eine systematische Prioritatsbildung fir die erforderlichen
Mallnahmen und dient damit auch einer zielgerichteten Einplanung der Haushaltsmittel.
Weitere Aspekte, die die Bedeutung des Hauptradroutennetzes im Gesamtsystem der Rad-
verkehrsférderung unterstreichen sind:

e Das Hauptradroutennetz dient der Verkehrssicherheit durch die Blindelung des Rad-
verkehrs auf sicher nutzbaren Routen.

e Es fordert die Fahrradnutzung durch die Verknipfung der wichtigen Stadteile und
Wohnanlagen auf gut ausgebauten Verbindungen.

e Es ist offentlichkeitswirksam vermarktbar und gewinnt dadurch Aufmerksamkeit,
auch fur (Noch-) Nichtradfahrer.
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Die Hauptradrouten werden entsprechend ihrer Funktion auf gesamtstadtischer Ebene und
der Bedeutung der angebundenen Ziele in zwei Hierarchiestufen gegliedert:
e Hauptradrouten 1. Ordnung binden die einwohnerstarken Stadtteile und Versor-
gungszentren in das Netz ein. |hre Lange betragt 141 km.
e Hauptradrouten 2. Ordnung beziehen weitere Stadtteile ein und verdichten das Netz
auf stadtbezirkstbergreifender Ebene. Ihre Ldnge betragt 100 km.

Abbildung 58 Hauptradroutennetz

Das Hauptradroutennetz weist damit eine Lange von etwa 240 km auf und deckt grol3e Teile
des bebauten Siedlungsraumes ab. Im Sinne eines flachenhaften, gesamtstadtischen Radver-
kehrsnetzes sollte es weiter vervollstandigt werden:

e Erganzungsrouten verdichten das Netz und beziehen einwohnerschwachere Stadttei-
le, sowie Routen mit vorrangiger Funktion fiir den Freizeitverkehr ein.

e Stadtteilnetze sollen aufbauend auf der gesamtstadtischen Netzstruktur den Binnen-
verkehr in den Stadtteilen aufgreifen und damit zu einer flaichenhaften Verdichtung
des Gesamtnetzes beitragen.

Ergdanzungsrouten und Stadtteilnetze sind nicht Bestandteil des bisherigen Radverkehrskon-
zepts. Ausgewadhlte Ergdanzungsrouten sind informell in der Plandarstellung ibernommen.

Im Interesse einer angenehmen und sicheren Nutzbarkeit durch die Radfahrer sowie zur Er-
leichterung der Umsetzbarkeit werden Routenfiihrung Gber verkehrsarme Strafen und We-
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ge gegenliber Hauptverkehrsstrallen bevorzugt, soweit dies den Anforderungen des Radver-
kehrs entspricht (z.B. Umwegempfindlichkeit). Diese Routen weisen in der in der Regel weni-
ger Realisierungshemmnisse auf und sind vergleichsweise kostenglinstig realisierbar.

Neue Handlungsoptionen, z.B. im Zusammenhang mit dem Projekt , Stuttgart 21“ oder mit
zuklinftigen Veranderungen im Vorbehaltsnetz, sollten aufgegriffen und in das Netz
eingepflegt werden. Eine Uberpriifung und Fortschreibung des Netzes etwa alle fiinf Jahre
sollte deshalb vorgesehen werden.

Eine Zusammenstellung der anzustrebenden Standards im Verlauf der Hauptrouten ist der
Tabelle zu entnehmen:

Hauptverkehrsstraf3en Radverkehrsanlagen mit Regelmafen nach RASt 06 / ERA (Min-
destmaRe nach StVO); bei Flachenreserven auf der Fahrbahn
Bevorzugung markierungstechnischer Maf3nahmen (Schutz- oder

Radfahrstreifen)
Fihrung an Knoten geradlinige, moglichst fahrbahnnahe Fihrung
Lichtsignalanlagen kein Zwischenhalt auf Insel; ggf. eigene Radfahrer-Signale

Uberquerung von Haupt- Uberquerungshilfen erforderlich (LSA, Mittelinsel)
verkehrsstralRen zwischen

Knotenpunkten

ErschlieBungsstralRen Tempo 30, ggof. Fahrradstraien; Offnung von EinbahnstraRen
Selbststandige Wege zugige Trassierung fir Entwurfsgeschwindigkeit von ca. 30 km/h
Bauliche Details Bordabsenkungen stof3frei, Einfahrtsteine bei Grundstiickszufahr-

ten; Teilaufpflasterungen an Anschlussknoten

Belag von Radverkehrs- gut befahrbar befestigt (Asphalt, Pflaster ohne Fase); wasserge-

anlagen bundene Decke in Ausnahmeféallen in Griinanlagen
Beleuchtung moglichst durchgangig
Reinigung/Winterdienst Beriicksichtigung in Tourenplanen mit Prioritaten fiir Hauptradrou-

ten 1. Ordnung

Tabelle 1 Anforderungen an Hauptradrouten
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Flr Stuttgart haufige Probleme und Standardunterschreitungen liegen vor allem im Zuge der
HauptverkehrsstraBen und an den groReren Knotenpunkten vor. Fehlende oder zu schmale
Radverkehrsanlagen, oft auch gemeinsame Flihrungen mit Fullgangern, sowie ungiinstige
Flihrungen an den Knotenpunkten, zum Teil auch verbunden mit langen Wartezeiten an
Lichtsignalanlagen (LSA), stellen sowohl ein gewichtiges Sicherheits- als auch Akzeptanzprob-
lem dar.

Abbildung 59 Beispiele fiir zu schmale bzw. fehlende Radverkehrsanlagen

Bei Radrouten im Verlauf des untergeordneten
StraRennetzes sind fehlende sichere Uberque-
rungsmoglichkeiten verkehrsreicher Stral3en,
punktuelle Fihrungsverbesserungen sowie feh-
lende Beleuchtung bei StraRen und Wegen au-
Berhalb bebauter Gebiete zu nennen.

Der MaRnahmenkatalog des Radverkehrskonzep-
tes basiert zum einen auf in Stuttgart bereits be-
wahrte MaRnahmen (siehe Abb. rechts), zum an-
deren werden aber auch Losungsansatze aufge-
griffen, zu denen in der Landeshauptstadt erst
geringe Erfahrungen vorliegen.

Abbildung 60 Beispiele guter Radverkehrsfiihrungen
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Schutzstreifen fiir den Radverkehr

Schutzstreifen sind mittlerweile ein bewdhrtes Fiuhrungselement fiir enge StralRenrdume
Entsprechend wurden die Einsatzmdoglichkeiten in der StVO-Novelle 2009 deutlich erweitert.
In Stuttgart kdnnen auf diese Weise vergleichsweise kostenglnstig zahlreiche Liicken im
Netz geschlossen werden (z.B. Waldburgstr. oder Daimlerstr.)

Abbildung 61 Beispiele fiir Schutzstreifen in Stuttgart

Uberbreite Fahrstreifen

In einigen starker belasteten Hauptverkehrs-

strallen mit zweistreifigen Richtungsfahrbah-

nen, insbesondere mit Stadtbahnen auf eige-

nem Bahnkorper in Mittellage, bestehen nur

geringe Flachenreserven. Hier kann bis zu

bestimmten Kfz-Belastungen die Einrichtung

Uberbreiter Fahrstreifen in Betracht kommen,

die von Pkw nach wie vor zweistreifig befah-

ren werden konnen. Die KapazitatseinbulRen

sind nach RASt 06" relativ gering, sofern abbildung 62 Beispiel fiir iiberbreite Fahrstreifen
Abbiegestreifen an Knotenpunkten beibehal- 2us <@rlsruhe

ten werden kdnnen. Durch die Anlage derartiger 5,00-5,25 m breiter Fahrstreifen kann der
Platz fur Radfahrstreifen oder Schutzstreifen geschaffen werden (z.B. Ludwigsburger Str.,
Waiblinger Str.).

*® Richtlinie zur Anlage von StadtstraRen 2006

- 109 -



VEK 2030 8 Fahrradverkehr

Signalisierte Knotenpunkte

An signalisierten Knotenpunkten kénnen die Wartezeiten fiir den Radverkehr oft durch eige-
ne Signale fiir den Radverkehr anstelle einer Signalisierung des Radverkehrs mit dem allge-
meinen Fahrverkehr bzw. mit speziellen Signalen fiir den Radverkehr als Regelfall heraus
reduziert werden. Um den Konflikt mit rechtsabbiegenden Kfz zu vermindern, werden die
Radfahrer fahrbahnnah und direkt geflihrt. Bei Rechtsabbiegestreifen werden sie dann auf
einem deutlich markierten eigenen Fahrstreifen eindeutig geradeaus gefiihrt (Abb. 54 links
Stuttgart Rotweg). Aufgeweitete Radaufstellstreifen (Abb. rechts Waldburgstr.) gewahrleis-
ten zusammen mit so genannten Vorbeifahrstreifen in

den geringer belasteten signalisierten Knotenpunktzu-

fahrten den Sichtkontakt zum Kfz-Verkehr und das War-

ten vor den Autos.

Abbildung 63 Beispiele Signalisierter Knotenpunkte

Fahrradstrafden

FahrradstralRen sind ein wichtiges Element der Radver-
kehrsfihrung mit Tempo-30-Regelung. In FahrradstraBen
dirfen Radfahrer nebeneinander fahren. Der ggf. dort
zugelassene Kfz-Verkehr muss sich der Geschwindigkeit
des Radverkehrs anpassen. Sie sind deshalb ein geeigne-
tes Instrument, um den besonderen Charakter einer Er-
schlieBungsstralle als Hauptroute fir den Radverkehr zu
betonen und fir alle Verkehrsteilnehmer den Verlauf der
Route nachvollziehbar zu machen. Fahrradstrallen haben
den Erfahrungen nach eine hohe Signalwirkung und die-
nen deshalb auch als offentlichkeitswirksames Element
der Radverkehrsfihrung. Als Pilotprojekt fiir Stuttgart
wurde unter anderem die Eberhardstralle in der Stadtmit-
te zur FahrradstralRe umgebaut. Abbildung 64 Die Eberhardstr. als FahrradstraRe
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Radverkehrswegweisung

Im Rahmen des Hauptradroutennetzes besitzt eine Wegweisung flir den Radverkehr eine
hohe Bedeutung:

e Auch Radfahrer bendtigen Orientie-
rungshilfe. Selbst Ortsansdssige ken-
nen nicht immer die sicherste und
komfortabelste Streckenverbindung.
e Die Hauptradrouten in Stuttgart ver-
laufen oft abseits der Hauptverkehrs-
strallen. Durch die Wegweisung kon-
nen der Routenverlauf sowie die
Netzzusammenhadnge transparent
gemacht werden. Dies steigert die Ak-
zeptanz. Abbildung 65 Wegweiser neuen Standards (Neckartalrad-
e Vielen Menschen ist das Kartenlesen “eg)
nicht vertraut bzw. es ist wahrend der Radfahrt oft mithsam. Ein gutes Wegweisungssys-
tem muss deshalb selbsterklarend und ohne zusatzliches Karten- oder Informationsma-
terial nachvollziehbar sein.
e Durch die Wegweisung werden auch die Nichtradfahrer auf ein gutes Angebot fir den
Radverkehr hingewiesen. Damit ist eine Radverkehrswegweisung auch ein vergleichswei-
se preisgiinstiges Mittel der Offentlichkeitsarbeit und Werbung fiir die Fahrradnutzung.

Fiir die Radverkehrswegweiser gibt es mittlerweile einen bundesweiten Standard, dessen
Anwendung auch in Baden-Wirttemberg empfohlen wird. In Stuttgart ist dieser Standard
bisher nur lickenhaft zur Anwendung gekommen (siehe Abb.). Im Zuge der Umsetzung soll
deshalb dieser Standard entsprechend dem jeweiligen Realisierungsstand des Hauptradrou-
tennetzes systematisch eingesetzt werden. Um in den Zielangaben Kontinuitat sicherzustel-
len ist dazu auf gesamtstadtischer Ebene ein Zielkatalog notwendig, der auch wichtige lbe-
rortliche Ziele beinhaltet.

Handlungsbedarf fiir die Fahrradwegweisung

Von entscheidender Bedeutung fiir ein Funktionieren der Wegweisung fir die nachsten Jah-
re ist eine kontinuierliche Kontrolle und Unterhaltung. Um den Austausch fehlender oder
beschadigter Schilder effizient vornehmen zu kdnnen, ist eine Dokumentation der Wegwei-
ser und der Standorte in einem EDV-gestltzten Kataster unerldsslich (Verkehrszeichenplan
Tiefbauamt). Dies dient auch der Ausschreibung der Wegweisung, der Herstellung und der
erstmaligen Aufstellung, sowie der kontinuierlichen Weiterentwicklung und Pflege im Sinne
einer ,wachsenden” Wegweisung. Flr die Kontrolle und Pflege der Wegweisung sollten klare
Zustandigkeiten festgelegt werden.
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Fahrradparken

Fiir die Attraktivitdt des Systems Fahrrad spielen die Abstellmoéglichkeiten an Quelle und Ziel
einer Fahrt eine wichtige Rolle. Das Vorhan-
densein ausreichender und anspruchsgerech-
ter Fahrradabstellanlagen entscheidet mit Gber
ein fahrradfreundliches Klima in einer Stadt
und damit Gber das MaR der Benutzung dieses
Verkehrsmittels. Auch bzgl. der Verkehrssi-
cherheit hat das Thema Bedeutung, da bei
unzuldnglichen Abstellmoglichkeiten von vie-
len Radfahrern nur die weniger hochwertigen
»Zweitrdder” genutzt werden, denen es aber Abbildung 67 Uberdachte Abstellanlage (Haltestelle
oft an einer ausreichenden sicherheitstechni- BockelstraRe)

Abbildung 66 Fahrrad-Service-Station in Stuttgart

schen Ausstattung mangelt. Vaihingen

Abbildung 68 Fahrradboxen am Hauptbahnhof

Die Landeshauptstadt Stuttgart hat die Zahl der 6ffentlichen Abstellanalagen in den letzten
Jahren kontinuierlich erhoht. Insgesamt sind derzeit rund 7.000 6ffentliche Fahrradabstell-
platze erfasst, der weitaus grofSte Teil davon an Haltestellen des 6ffentlichen Nahverkehrs.
Zum Einsatz kommen bei den neueren Anlagen gut nutzbare Anlehnbligel, die - besonders
an OPNV-Haltestellen — auch oft iberdacht sind (siehe Abb. 67).

Besonders zu erwahnen sind auch die Fahrrad-Service-Stationen, die neben der Parkmog-
lichkeit auch kleine Dienstleistungen rund um das Fahrrad anbieten, in Vaihingen, Mohrin-
gen, Feuerbach und Bad Cannstatt mit je 100 Abstellplatzen sowie 35 Fahrradboxen z.B. am
Hauptbahnhof.
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Handlungsschwerpunkte im Bereich des Fahrradparkens fiir die ndchsten Jahre

Die Verbesserung des Angebotes in der Innenstadt und den Stadteilzentren auflerhalb von
Bike & Ride-Anlagen bildet einen Schwerpunkt. Hier ist erheblicher Handlungsbedarf, um
eine zielgerichtete Bedarfsdeckung zu gewahrleisten. Als erster Schritt wird die Durchfiih-
rung einer Bestands- und Nachfrageanalyse empfohlen. In Geschaftsbereichen kénnen oft
kleinere, dezentrale Anlagen ein Losungsansatz sein. Dabei kénnen auch einzelne Kfz-
Stellplatze in 8-10 Fahrradstellplatze umgewandelt werden. Zu prifen ist auch, ob in Kfz-
Parkhausern Flachen fir Fahrrader reserviert werden kdnnen (in der 0-Ebene).

Das Bike & Ride-Angebot sollte kontinuierlich auf der Grundlage regelmaRiger Auslastungs-
priifungen (z.B. alle 2 Jahre) erweitert werden. Die derzeitige Quote von rund 50% Uber-
dachung sollte dabei nicht unterschritten werden. Ausgeweitet werden sollten aber auch
qualitativ hochwertige Angebote wie Service-Stationen und Sammelgaragen. Langerfristig ist
auch am Hauptbahnhof eine Service-Station vorzusehen.

Fir neue Wohnbereiche und —anlagen ist die Landesbauordnung Baden-Wirttemberg (LBO)
eine rechtliche Grundlage. Danach sollen fir Gebdaude mit mehr als zwei Wohnungen leicht
erreichbare und gut zugdngliche Flachen zum Abstellen von Fahrradern zur Verfligung ste-
hen. Neben der konsequenten Anwendung und bauordnungsrechtlichen Priifung dieser Re-
gelung kann die Landeshauptstadt eine Fahrrad-Stellplatz-Satzung erlassen. Hiermit wurde
die Verwaltung beauftragt. Darin sollen in Anhdngigkeit von der Art der Grundstlicks- oder
Gebdudenutzung genauere Festlegungen zur erforderlichen Anzahl (Richttabelle) und den
qualitativen Anforderungen an Fahrradstellpldtze getroffen werden.

Ein weiterer Handlungsschwerpunkt liegt in der Schaffung von Abstellméglichkeiten in be-
stehenden verdichteten Wohngebieten. Fehlende oder schlechte Abstellméglichkeiten an
der Wohnung sind Umfragen zufolge eine erheblicher Reisewiderstand. Da die baurechtli-
chen Moglichkeiten fiir eine Nachristung im Bestand nur sehr begrenzt sind, kann die Lan-
deshauptstadt die Moglichkeit bieten, dass Anlieger die Kosten fiir Fahrradstander vorgege-
bener Bauart tragen und die Stadtverwaltung die Anlage auf offentlicher Flache installiert.
Hiermit haben bereits andere Stadte gute Erfahrungen gemacht.
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Offentlichkeitsarbeit und Service

Die Offentlichkeitsarbeit ist ein unverzichtbarer Bestandteil eines Gesamtkonzeptes zur Rad-
verkehrsférderung. Im Vordergrund stehen dabei die Werbung fiir eine verstarkte Nutzung
des Fahrrades sowie die Verbreitung von Informationen Uber Aktivitaiten und Angebotsver-
besserungen ,rund ums Rad“. Neben der Offentlichkeitsarbeit leisten auch attraktive Ser-
viceangebote flir den Radverkehr einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung eines fahrrad-
freundlichen Klimas.

Die Landeshauptstadt Stuttgart hat sich
diesem Aufgabenfeld
in den letzten Jahren
verstarkt und auf viel-
faltige Weise gewid-
met. Neben der , klas-
sischen” Information
mittels  Printmedien
wie Flyer, Broschiren
und Kartenwerken
(siehe Abb.) wurden
dabei auch Wege be-
schritten, die bun-
desweit Beachtung
gefunden haben.

Abbildung 69 Beispiele der Offentlichkeitsarbeit

Mit der Aktion , Rad und Schule” gewann Stuttgart 2007 den nationalen Fahrradpreis , best
for bike” und fungiert in diesem Bereich als internationales Best-Practice-Projekt. Bisher
wurden zahlreiche Schulen ausgewadhlt, um die im Rahmen der Schiilerbefragung erfassten
Schwachstellen durch gezielte Mallnahmen zu beseitigen. Mit dem Ratgeber ,,FahrRad und
Schule!” wurden Informationen und Projektideen zur Forderung der Radnutzung an Schulen
erarbeitet. Dieser Ratgeber wurde allen weiterflihrenden Schulen in Stuttgart zur Verfiigung
gestellt.
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Das 2007 eingefiihrte offentliche Leihfahr-
radsystem stellte das erste stationsgebunde-
ne System in Deutschland dar und war damit
Wegbereiter einer inzwischen bundesweiten
Entwicklung (Abb.). Mit Call-a-Bike fix in
Stuttgart werden an 45 Stationen in der In-
nenstadt und einigen Vororten ca. 400 Fahr-
rader zur Verflgung gestellt. Im Rahmen des
Modellvorhabens des BMVBS*’ wurde durch
die Einbindung 100 elektrobetriebener
,Pedelecs” in das System ein weiterer Meij- Abbildung70 Call-a-Bike Stationen
stein gesetzt.

Aus der Teilnahme an dem Pilotprojekt ,Runder Tisch zur Férderung des Radverkehrs” im
Jahre 2005 hat sich in Folge das Radforum Stuttgart als dauerhafte Einrichtung entwickelt. In
verschiedenen Projektgruppen wirken derzeit rund 50 Teilnehmer aus verschiedenen Institu-
tionen, der Politik und der Stadtverwaltung mit und geben wertvolle Impulse und Anregun-
gen fur die weitere Fahrradférderung in Stuttgart.

Nicht zuletzt sind wichtige Informationen rund um den Radverkehr in einem professionell
gestalteten Internetportal verfligbar. Ein Radroutenplaner ermdéglicht das komfortable Pla-
nen einer Route nach individuellen Bedurfnissen. Mit der Entwicklung des Logos ,,Fahr Rad in
Stuttgart” im Jahr 2006 sowie dem seitdem jahrlich stattfindenden FahrRad-Aktionstagen,
dem ,Sattelfest”, wurden 6ffentlichkeitwirksame Signale gesetzt.

Handlungsbedarf im Bereich Offentlichkeitsarbeit

Stuttgart hat die Bedeutung dieser sog. , weichen Faktoren” der Fahrradférderung erkannt
und befindet sich auch hier im Vergleich mit anderen groRBen Stadten auf einem guten Weg.
Diesen Weg gilt es langerfristig zu stabilisieren, denn Offentlichkeitsarbeit im Sinne von
»Werben fir das Radfahren” braucht Kontinuitdt. Die bisherigen Ansatze sollten deshalb
konsequent fortgesetzt und zum Teil ergdanzt werden. Viele dieser Aktivitdten lassen sich
unter dem Motto , Tue Gutes und rede dariiber” zusammenfassen und dienen damit auch
der Begleitung und Unterstlitzung der investiven Handlungsschwerpunkte der nachsten Jah-
re, insbesondere der Umsetzung des Hauptradroutennetzes.

*” Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
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Beispiele solcher Aktivitaten sind u.a.:

e Fahrradstadtplan mit dem Hauptradroutennetz und Herausgabe von Routenflyern fir
realisierte, d.h. mit neuer Wegweisung versehenen Hauptradrouten.

e Herausgabe eines jahrlichen Fahrradkalenders mit allen Terminen rund ums Rad.

e Infopaket ,Radfahren in Stuttgart” fir alle neu nach Stuttgart ziehenden Birgerinnen
und Birger.

Auch im Servicebereich sind weitere Aktivitditen anzustreben, die dabei u.a. das flr Stuttgart
wichtige Thema ,, Topografie” aufgreifen:

e Erweiterung und Vereinheitlichung der Regelung zur Fahrradmitnahme im Schie-
nenpersonennahverkehr.

e Neben der Fahrradmitnahme auf der ,Zacke” sollte eine Mitnahme gezielt auch
auf den Tunnel- und Bergstrecken ausgewahlter Buslinien ermdglicht werden.

Die Vielzahl der Einzelaktivitdten im Bereich der Offentlichkeitsarbeit und des Service sollten
in einer professionellen Imagekampagne ,Pro Rad” zusammengefiihrt und inhaltlich sowie
zeitlich aufeinander abgestimmt werden. Sie sollte als dauerhafte Strategie angelegt sein, in
deren Rahmen auch einzelne ,Highlights” mit hoher Offentlichkeitswirksamkeit platziert
werden konnen, z.B. die Einrichtung eines ,Fahrradbarometers”, einer automatischen Zahl-
stelle mit gut sichtbarer Anzeige der Fahrradmengen an einer zentralen Stelle.

Um die bisherigen Aktivitaten fortzusetzen und auszuweiten, ist neben der personellen Ka-
pazitdt auch eine verldssliche finanzielle Absicherung erforderlich.
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8.4. Zusammenfassung

Trotz unglinstiger Ausgangsbedingungen, die zum einen an der Topografie, zum anderen an
der fehlenden Tradition liegen, lasst sich feststellen, dass Stuttgart bei der Férderung des
Radfahrens bereits auf einem guten Weg ist. Der Nachholbedarf in Sachen Fahrradférderung
ist im Vergleich zu anderen Grof3stadten aber immer noch grofR. Auch der ADFC hat in seiner
Broschiire ,,Radverkehr vor Ort“ die Bemiihungen der Landeshauptstadt anerkannt und die
positive Entwicklung gelobt.

Erfolge wie die Einrichtung einer automatischen Dauer-Zahlstelle (Kénig-Karls-Briicke) zeigen
die Richtung, wie Fahrradférderung auch zukiinftig betrieben werden soll. Mit dem vorlie-
genden Radverkehrskonzept besteht eine Grundlage fiir eine systematische Weiterentwick-
lung des Radverkehrssystems auf allen Handlungsfeldern.

Vorrangige Aufgabe ist der Ausbau des Hauptradroutennetzes, ohne das Ergdnzungsnetz zu
vernachldssigen. Zusatzlich wird bei aktuellen Planungen die Fahrradférderung immer mit
bertcksichtigt.

Der Ausbau der Fahrradverleihsysteme (call-a-bike-fix und call-a-bike-pedelec), die Errich-
tung mindestens einer Fahrradstation pro Jahr und die Fortfihrung des Programms ,Rad
und Schule” sind ebenfalls wichtige MalRnahmen der Fahrradférderung.

Der Ausbau der Wegweisung und die Weiterfilhrung der Offentlichkeitsarbeit (in Abstim-
mung mit der Offentlichkeitsarbeit im Mobilititsmanagement) sind weitere Schritte zu ei-
nem fahrradfreundlichen Stuttgart. Dabei wird deutlich, dass Radverkehrsforderung eine
Daueraufgabe der Kommunen ist, die eine entsprechende verldssliche personelle und finan-
zielle Absicherung erfordert.

Um die hochgesteckten Ziele des Radverkehrskonzeptes zu erreichen, sind die tatsachliche
Entwicklung und der erreichte Fortschritt in der Umsetzung des Radverkehrskonzeptes im
Sinne einer Qualitatssicherung kontinuierlich zu Gberprifen.

Dabei wird auch verstarkt die positive Entwicklung der Anzahl von Fahrradern mit Elektro-
motor (,pedelecs”) eine Rolle spielen, die gerade in Stuttgart zu einer Steigerung des Rad-
verkehrsanteils beitragen kénnen.

Der Aktionsplan (Kap.10) vertieft und konkretisiert die folgenden MalRnahmen und erganzt
sie:

e Beschleuniger Ausbau des Hauptradroutennetzes

e Fortfihrung des Programms ,Rad und Schule”

e Ausbau der Fahrradverleihsysteme ,,call-a-bike-fix“ und “call-a-bike-pedelec”
e Einrichtung mind. einer Fahrradstation pro Jahr

e Offentlichkeitsarbeit
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9. Mehr fiir Fuf3ganger tun - Wege und Verbindungen verbessern

Die stadtebauliche Qualitat einer Stadt lasst sich am besten zu FuB erleben. Platze und Stra-
Ren ohne Fullgdanger wirken unbelebt und oft ungemdiitlich. Viele Menschen im Stadtbild
dagegen sind Zeichen von Lebensqualitdat und Urbanitat. In Studien wurde festgestellt, dass
langsamer Verkehr und eine gute Aufenthaltsqualitdt auch der Integration und dem nach-
barschaftlichen Zusammenhalt dienen und so die Sozialstruktur entscheidend mit pragen.*®

Der FuBgangerverkehr als urspriinglichste Form der Fortbewegung bietet eine Reihe von
Besonderheiten und Vorteilen:

e Gehenist gesund

e Gehen ist umweltfreundlich

e Gehenist nachhaltig und hat geringen Ressourcenverbrauch

e Gehen fordert soziale Kontakte

e Gehen ist kostenglinstig und erfordert keine spezielle Ausristung
e Gehen macht Umgebung erlebbar

Im Hinblick auf den demografischen Wandel und die erklarten Ziele der Stadt Stuttgart zur
Kinder- und Familienfreundlichkeit, soll in Zukunft der Stellenwert des FulRgdngerverkehrs
enorm ansteigen.

9.1. Stuttgart zu Fuf}

In Stuttgart werden ca. 26 % der Wege zu Ful’} zurlickgelegt. Nicht eingerechnet die Wege
von und zu Haltestellen oder Parkplatzen. Damit ist der Anteil der Fullganger in der Landes-
hauptstadt auf einem erfreulich hohen Niveau geblieben. Auch wenn Stuttgart gerne als ,, die
Autostadt” bezeichnet wird, hat sie doch fiir FuRganger einige Anziehungspunkte:

Im Kontext der ,autogerechten Stadt” Ende 1953 wurde in Stuttgart die erste FulRgangerzo-
ne Deutschlands geschaffen. Damals wurde die auf zwei Ebenen gestaltete Schulstral3e als
autofreie Zone eroffnet. In den 1970er Jahren wurde die Konigsstralle mit 1.200 m als eine
der langsten FuBgangerzonen Europas geschaffen. Heute ist fast die gesamte City innerhalb
des Rings den FulRgdngern vorbehalten. Der Motorisierte Individualverkehr beschrankt sich
auf Anliegerverkehr und Zufahrten zu den vorhandenen Parkhdusern bzw. Tiefgaragen.

*® Daniel Sauter; Marco Hittenmoser , Integrationspotentiale im 6ffentlichen Raum urbaner Wohnquartiere”,
im Rahmen des nationalen Forschungsprogramms ,,Integration und Ausschluss” (NFP51), Ziirich 2006
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Besonders hervorzuheben sind die Staffeln oder Staffele (Treppen) von denen es mehr als
400 in Stuttgart gibt. Bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts reichten die Weinberge und Gar-
tengrundstilicke an den Stadtrand heran. Um die steilen Terrassen zu kultivieren, wurden
Treppen und Wege angelegt. Auch zu den benachbarten Dérfern und Hofen flhrten steile
Wege, Klingen und Staffeln.
Als Stuttgart Mitte des 19.
Jahrhunderts begann, immer
weiter die Hange hinauf zu
wachsen, verschwand ein
Teil der Weinberge. Einige
der alten Weinbergstaffeln
wurden durch FuBwege und
Treppen zu den neuen, hoch
gelegenen  Wohn-gebieten
ersetzt und damit Querver-
bindungen zwischen den
StraBen geschaffen. Zum Teil
Abbildung 71 Willi-Reichert-Staffel entstanden axial ausgerich-
tete, kunstvolle Architekturstaffeln, manchmal in Verbindung mit einer Brunnenanlage. Auch
Bepflanzungen wurden in die Bauten integriert.

Die Staffele sind fur viele Bilirger von groRBer Bedeutung und haben eine identitatsstiftende
Wirkung. Panoramawege und
Aussichtspunkte sind Uber die
ganze Stadt verteilt und dienen
nicht nur der Erholung und dem
Freizeitvergnigen, sondern sind
mit ihrem regionalen Bezug iden-
titatsstiftend und wichtig fur die
Gemeinschaft. Neben ausgewie-
senen Wanderwegen und Aus-
sichtsspaziergingen gibt es eine /°Pildune 73 Sinderstaffel
Reihe von Aussichtsplatzen, wie

die Schillereiche oder der Bis- Abbildung 72 Siinderstaffel
marckturm, die als markante Punkte Orientierung bieten.

Der offentliche Raum, also Strallenrdume und Platze pragen das Bild und Image einer Stadt
wesentlich und sind wichtig fur die Lebensqualitdt und Mobilitdt der Menschen. Bedeutung
hat dabei jeder Strallenraum, Platz oder jede Griinanlage gerade in den Quartieren. Weg-
strecken werden haufiger zu FuR (und mit dem Fahrrad) zuriickgelegt, wenn sie als attraktiv
wahrgenommen werden. Insofern kann die Gestaltung des 6ffentlichen StraRenraumes die
Art der Fortbewegung beeinflussen. Bei der FuRgangerverkehrsplanung spielt die Stadtge-
staltung daher eine besondere Rolle.
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9.2. Fufdgingerverkehr und Stadtgestaltung

Gut gestaltete 6ffentliche Raume laden Menschen z.B. zum Verweilen ein und erhéhen die
Wohnqualitat. Eine gute Gestaltung kommt der stadtebaulichen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Entwicklung eines Quartiers bzw. Stadtbezirks zugute. Schon bisher werden in be-
grenzten Umfang entsprechende Mallnahmen umgesetzt. Im Rahmen der Stadterneuerung
oder den Projekten der ,Sozialen Stadt” gibt es Moglichkeiten, diese auch aus sozialen Ge-
sichtspunkten wichtige Aufgabe voranzubringen. Die Gestaltung von attraktiven Platzen ist
ein wesentliches Element zur Starkung des sozialen Miteinanders, der Kommunikation oder
des Spielangebots. Gute stadtgestalterische Lésungen tragen zu einer positiven Stadtent-
wicklung bei. Vor diesem Hintergrund ist die Stadtentwicklungspauschale, die Stadtbezirken
die Umsetzung kleinerer jedoch quartiersbezogen sehr wirksamer EinzelmaBnahmen ermog-
licht, ein wesentliches Instrument einer nachhaltigen Stadtentwicklungsplanung.

Anforderungen an die Gestaltung des 6ffentlichen Raumes

Zu den Anforderungen an die Gestaltung des 6ffentlichen Raumes gehort es, die Funktion
des Raumes bzw. der Stralle mit gestalterischen Mitteln zu unterstiitzen. Dazu gehdrt auch,
der historischen Bedeutung von Strallen und Platzen gerecht zu werden. Um Menschen zum
Verweilen, Spazierengehen und ZufuBBgehen einzuladen und die Aufenthaltsqualitat zu ver-
bessern, sind u.a. folgende Bedingungen zu erfiillen:

e Engmaschiges, gut dimensioniertes Wegenetz

e Gute und sichere Querungsanlagen

e Wege und Flachen missen frei sein von entgegenstehenden Nutzungen, wie z.B. par-
kenden Autos, Einbauten oder Moblierungselemente.

e Wege und Platze miissen gut zu Fuls und mit dem Rad nutzbar sein, das heil3t funkti-
onal, einsehbar/offen gestaltet, ausreichend beleuchtet und optisch ansprechend
sein.

e Wege und Platze mussen eine hohe Aufenthaltsqualitat haben.

e Die Gestaltung der Flache muss im Rahmen der Gegebenheiten barrierefrei sein.

e Die Gestaltung der Flichen soll fiir Sicherheit sorgen (Licht, Ubersichtlichkeit usw.).

e Die Wege und Flachen sollten sauber bzw. leicht zu reinigen sein.
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Aktionsfelder fiir die Gestaltung des 6ffentlichen Raumes

Die Grundlage fir eine qualitatvolle Gestaltung des 6ffentlichen Raumes sind das Freiraum-
konzept, das Griin, das Licht, der Belag und die M&blierung.

Freiraum

Die Verknlpfung von verschiedenen Freiflachen und die jeweilige stimmige Gestaltung sind
wesentlich fur die Wahrnehmung des 6ffentlichen Raumes. Ein Freiraumkonzept beinhaltet
Freiraumnutzung und —funktionen, ihre Ausgestaltung und Verkniipfung. Dazu gehéren As-
pekte wie Raumkanten, Raumproportionen, Achsen, Blick- und Wegebeziehungen, Charakte-
ristiken der verschiedenen Freiflachentypen, Besonderheiten wie Aussichtspunkte usw.

Griinstrukturen

Grinstrukturen pragen das Erscheinungsbild der 6ffentlichen Raume grundlegend und ver-
bessern die Aufenthaltsqualitdt. Mit Baumen werden Raumkanten geschaffen und Blickach-
sen verstarkt. Griinstrukturen verdeutlichen die Verkehrsfiihrung und die Funktion des Stra-
Benraumes (z.B. Baumbeete in verkehrsberuhigten Bereichen, Baumreihen in Hauptver-
kehrsachsen). Durch Griinflachen wird der Raum gegliedert und er erhalt seine (Erholungs-)
Nutzung. Ein eigenstandiges Grunflachenkonzept existiert bislang nicht. Dieses ware aber
sinnvoll, um eine qualitatvolle Planung des 6ffentlichen Raumes zu unterstiitzen.

Bodenbeldge

Auch der Bodenbelag einer Flache tragt ganz wesentlich zum Erscheinungsbild bei. Die Ober-
fliche macht dem Nutzer beispielsweise die Vorrangregelung oder einen Funktionswechsel
deutlich. Autofahrer z.B. fahren in einem gepflasterten oder teilgepflasterten Bereich intuitiv
langsamer als auf einer durchgehend asphaltierten Flache.

Wird in Stuttgart ein FulRgdngerbereich, Platz oder verkehrsberuhigter Bereich mit einem
ausgewadhlten Plattenbelag versehen, so werden diese ein bis zwei verschiedenen Platten
oder Pflasterarten nach Moglichkeit weiterhin in diesem Stadtbezirk oder Quartier verwen-
det, um ein einheitliches, quartierstypisches Bild zu formen. Weitergehende konzeptionelle
Belagsvorgaben fiir die Innenstadt und die verschiedenen Stadteile existieren bislang nicht.

Beleuchtung

Die Beleuchtung ist fiir die Verkehrssicherheit sowie fir die soziale Sicherheit bei Damme-
rung und Dunkelheit von wesentlicher Bedeutung. Beleuchtung hat aber auch gestalterisch
groflen Einfluss. So kann mithilfe von Licht ein Gebdude oder eine Stralle ,in Szene gesetzt”
werden und so zur Aufenthaltsqualitdt beitragen. Als Anforderungen an die Lichtquellen
kommen das Design von Schirm und Mast sowie ein moglichst geringer Energieverbrauch,
Wartungsarmut und Insektenfreundlichkeit hinzu. Fir die Beleuchtung wurde ein Lichtmas-
terplan fir die Innenstadt erarbeitet.
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Moéblierung
Der offentliche Raum muss verschiedene Einrichtungen aufnehmen:

e Verkehrliche Einrichtungen z.B. Ampeln, Schildermasten, Wegweisungen, Fahrradab-
stellanlagen, Haltestellentberdachungen, Parkuhren, Poller usw.,

e technische Einrichtungen z.B. Schaltkdsten, Postablagekasten, Briefkdsten, Telefon-
zellen, Notrufsaulen, Masten usw.,

e private Ausstattungen mit Werbeanlagen oder Verkaufsstanden aller Art,

o Offentliches Mobiliar wie Sitzgelegenheiten, Toilettenhdauschen usw. und schlief8lich
auch

e Kunstobjekte.

Insbesondere der Platzbedarf flr die technischen Einrichtungen und Werbeanlagen hat zu-
genommen. Diese Sondernutzungen kdnnen sehr raumgreifend sein und ein zligiges Voran-
kommen der FuRganger wie auch der Radfahrer behindern bzw. die fiir die Verkehrssicher-
heit erforderlichen Sichtfelder einschranken.

Einige Stadte haben Moblierungskonzepte oder Moblierungskataloge entwickelt, die zur
Verfligung stehen und fortgeschrieben werden. Fir die AuBenbestuhlung der Gastronomie
in der Innenstadt Stuttgarts wurden Vorgaben gemacht, die im Rahmen von Genehmigungen
durchgesetzt werden. Eine grundsatzliche Auseinandersetzung mit dem Thema Mdblierung
ist fUr Stuttgart wiinschenswert und ware hilfreich.

Fir die Gestaltung des 6ffentlichen Raumes in Stuttgart ware ein Masterplan wiinschens-
wert, der die verschiedenen Gestaltungskonzepte fur StraBen, Platze Grin- und Freiraum
integriert. Spielleitplanung oder Sportleitplanung, Mdéblierungskatalog und Gestaltungstypo-
logien fiir StraBen kénnten ebenfalls Bestandteil des Masterplans sein.
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9.3. Forderung des Fuf3gingerverkehrs in Stuttgart

Die Landeshauptstadt hat mit der Unterzeichnung der Charta des Gehens im Juli 2011 ein
klares Bekenntnis zur Bedeutung des FuRRverkehrs abgegeben und sich zur Forderung des
FuRgangerverkehrs verpflichtet.
Bereits in der Vergangenheit wurden eine Reihe von Projekten und MalBnahmen angesto-
Ben, viele davon im Zuge der Aktivitaten fir ein kinderfreundliches Stuttgart. So gibt es ein
Schulwegetraining, Schulwegpldne und einen FuBgangerfihrerschein fir Kinder.
Mit dem Projekt ,Besser zu Fuld unterwegs in Stuttgart” wird nun erstmals eine gezielte Ful3-
gangerforderung betrieben. Verschiedene MaRBnahmen sollen auf den Weg gebracht wer-
den:

e Schaffung einer besseren Datengrundlage fiir das Gehen und Verweilen in der Stadt

durch ein Konzept fiir innovative Formen des Beobachten, Zahlens und Bewertens

e Konzeption fiir ein FuBwegenetz Innenstadt

e Durchfuhrung von drei Leuchtturm-Aktionen:

0 ,Making Walking Count”

0 ,Walking Audit“ in drei Stadtbezirken, bei denen Bilirger mit Experten
Schwachstellen, Hindernisse und Gefahrenquellen fiir Fuganger untersuchen
und benennen.

0 Durchfiihrung eines FuRgangeraktionstages

e Formulierung von Leitlinien fir den FuBverkehr und
e Schaffung eines regelmadllig tagenden Stuttgarter Fullgdangerforums analog zum
Radforum.

Konzepte und Studien der Stadtgestaltung wie ,Platze, Parks und Panoramen”, SequenzS.
oder ,PanoramaS.” beschaftigen sich ebenfalls intensiv mit den Moglichkeiten und den
Handlungsoptionen fir FuBwege, Platze und deren Gestaltung in Stuttgart.

Zwar wird den FuBgangern und ihren Bedirfnissen mehr Rechnung getragen als in der Ver-
gangenheit, dennoch gibt es noch kein eigentliches FuRgangerkonzept fir die Landeshaupt-
stadt.
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9.4. Handlungsfelder Fufdgangerverkehr

Um das zu Ful’ gehen attraktiver zu machen, missen die Bedingungen fiir FuRganger verbes-
sert werden. Die Fullgdngernetze sind in lhrer Gesamtstruktur teilweise unvollstiandig und
schlecht ausgeschildert, es gibt zu wenige oder schlechte Querungsmaglichkeiten, die Geh-
wegbreiten sind oft zu gering oder werden durch parkende Autos oder Sondernutzung Utber
Geblhr eingeschrankt. Das Umfeld ist fiir Fulganger oft wenig attraktiv und vermittelt ein
Geflihl der Unsicherheit und Tristesse. Diese Aspekte missen in der Planung beachtet wer-
den und finden in der Regel auch Beriicksichtigung in den Entwiirfen der Landeshauptstadt.

Fuflwege und Fufdwegenetze

Das zu FulR gehen wird einfacher und natirlicher, wenn man ohne Umwege direkt und
schnell an sein Ziel kommt. Voraussetzungen dafiir sind: Kurze und fuBgangergerechte Ent-
fernungen, eine hohe Dichte von Einrichtungen und eine kurze Entfernung zu Infrastruktur-
und Versorgungseinrichtungen. Der Radius flr Fullganger betrdagt zwischen 400 m und
1.500 m, bei Einkaufswegen sogar nur zwischen 300 und 600 m*’. GroRere Strecken (iiber
2.000 m) werden im Alltag haufig nicht mehr zu FuB zuriickgelegt, auBer in gestalterisch at-
traktiven Innenstadtbereichen oder Bezirken°. Ein FuBwegenetz ist daher in der Regel auf
ein Quartier oder kleineren Bereich bezogen. Das FuBwegnetz sollte in besiedelten Gebieten
eine Maschenweite von maximal 100-150 m aufweisen®', gegebenenfalls auch mit Gehrech-
ten Uber Privatgrundstiicke.

Grundlage fur ein gutes und alltagstaugliches FuBwegenetz ist die Differenzierung in ver-
schiedene Wegearten und der Definition unterschiedlicher Qualitatsstandards zu Gehweg-
breiten.

Fiir die Erstellung eines FuBwegenetzes im Quartier ist es sinnvoll, die Quell- und Zielgebiete
zu definieren. Zielgebiete konnen sein: Grinflachen und Parks, Nahversorgungsbereiche,
Haltestellen, groRere Stellplatzanlagen oder Einrichtungen wie Altenheime, Schulen Kinder-
garten oder Vereinsheime. Damit konnen dann die Wege in Freizeitwege, Einkaufswege,
Haupt- und Sammelwege unterschieden werden.

In Stuttgart sind die Staffele ein besonderer Bestandteil des FuBwegenetzes. Neben ihrer
historischen und identitatsstiftenden Bedeutung und ihrer Funktion als touristisches Ziel,
stellen sie auch heute noch wichtige Querverbindungen zwischen den Strallen dar. Der Er-
halt und die attraktive Gestaltung der Treppenwege sollten fiir die Zukunft finanziell gesi-
chert sein.

** ErschlieRung von Einkaufsgeschiften fiir den Fuss- und Veloverkehr; Hrsg. Fussverkehr Schweiz und Pro Velo
Schweiz, Ziirich und Bern, 2009

*% Verband Region Stuttgart; Mobilitat Band 1 Schriftenreihe Nr.29 Mérz 2011, Verteilung der Wegeldngen
gegliedert nach Verkehrsmittel.

>! ErschlieRung von Einkaufsgeschiften fiir den Fuss- und Veloverkehr; Hrsg. Fussverkehr Schweiz und Pro Velo
Schweiz, Zirich und Bern, 2009
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Gehwegbreiten

9 FuBgangerverkehr

Die Funktion eines Gehwegs sollte sich in seiner Breite wiederspiegeln. Gehwege sollten ge-

nerell genug Platz bieten, dass zwei Personen bequem nebeneinander gehen oder sich be-

Seitenraumbreite 2,50m ‘ Fahrbahn
180
20 Nutzbare Getwegbreite 50
Hau kann bei niedrigi Sicherheits-
Sostena Evagen urgan antaen abstand
O O 30 bei gerngem Schwarvarkahr

MGBB inem

Abbildung 73 Prinzipskizze Gehwegbreite

gegnen koénnen, auch wenn sie Ubliche Dinge wie Ein-
kaufstaschen oder Regenschirme mit sich fihren. Das
entspricht in der Regel einer Breite von 2,50 m, was ei-
nem einbaufreien und nutzbaren Gehweg von 1,80 m
Breite entspricht®%. Vielfach ist jedoch eine deutlich gro-
RBere Gehwegbreite zweckmaRig. Die Stadt Stuttgart
nimmt in der Planung als Regelmal} eine Breite von
2,50m an.

3,50 m und bei stark belasteten VorbehaltsstraRen eine

Bei intensiver Seitenraumnutzung gelten

Breite von 4,50 m als Orientierung. Bei den genannten
MaBen handelt es sich um Nettobreiten. Der Flachenbe-

darf fiir Einengungen, wie z.B. Schaltkdsten, Masten oder Baume muss hinzugerechnet wer-

den. Fir diese Sondernutzungen ist eine gute Gliederung der Seitenrdaume sinnvoll. Das

heiRt, Abfalleimer, Lichtmasten,

Trafo-hduschen oder Banke
gehdren nicht in die direkte
Gehrichtung des FuBgangers.
Die Gliederung in Funktionszo-
nen ist wichtig, da so Barriere-
freiheit gewadhrleistet und der
Gehweg ungehindert genutzt
werden kann. Eine entspre-
chende Oberflachengestaltung
verdeutlicht diese Gliederung
und erleichtert u.a. Sehbehin-

derten die Orientierung.

-
3
\’iv

Abbildung 74 Prinzipskizze Seitenraumgestaltung

Die Einhaltung der Mindestbreiten hangt jedoch immer von den 6rtlichen Verhaltnissen ab.

Um aktiv Fullgangerforderung zu betreiben, sollte bei diesen Abwagungsprozessen aber dem

FuRganger mehr Vorrang eingerdumt werden.

> EFA Empfehlungen fiir FuRgingeranlagen, Hrsg. FGST Verlag, Kéln 2002
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In Bereichen mit FuBgangerverkehr und hohem Parkdruck (z.B. Innenstadtgebiete oder Ge-
biete mit Nutzungsiiberlagerung von Wohnen,
Einkauf, Gastronomie oder 6ffentlichen Einrich-
tungen) entstehen oft Konflikte zwischen Ful3-
gangern und Autofahrern, die u.a. mittels Park-
raummanagement entscharft werden kdnnen.
Weitere MalRnahmen, den ruhenden Verkehr zu
verringern, kdnnen Quartiersgaragen oder Car-
sharing-Angebote sein.

Abbildung 75 Bsp. fiir Konflikte zwischen FuRganger
und Autofahrern

Querungsanlagen

Wie bedeutsam gute Querungsanlagen sind, zeigt sich daran, dass 80 % aller Unfdlle mit
FuRgangerbeteiligung bei der Querung von StraRen passierensg. Querungsanlagen sollten
verkehrssicher sein und den Bedirfnissen von Sehbehinderten und Rollstuhlfahrern gerecht
werden.

Neben dem FulRgidngeriiberweg (Zebrastreifen) und der LSA gibt es noch bauliche Moglich-
keiten Querungen anzubieten, z.B. durch vorgezogene Seitenrdume (Gehwegnasen),
Teilaufpflasterung oder Mittelinseln. Welche Maoglichkeit der Querung eingesetzt wird,
hangt von verschiedenen Kriterien wie Verkehrsaufkommen und Geschwindigkeiten, Bedeu-
tung des StraBenabschnitts flir Fullgdanger bzw. Kfz-Verkehr, Sicherheit oder Intensitat der
Nutzung ab.

Um die Sicherheit von Querungsanlagen zu gewahrleisten, ist es notwendig, Sichtbehinde-
rungen z.B. durch parkende Autos zu vermeiden. Durch sog. Gehwegnasen und genligend
Abstand zwischen Querung und parkenden Autos kann hier die Gefahr verringert werden.
Ein weiterer Sicherheitsaspekt sind Wartezeiten flr FuBganger. Dies trifft vor allem auf sig-
nalisierte Uberwege zu. FuRginger sollten nicht ldnger als 40 Sekunden an der Ampel warten
missen, da sonst die Bereitschaft bei ,,Rot” zu gehen und damit die Unfallgefahr steigt. Bei
bedarfsgesteuerten Ampeln wird eine moglichst umgehende Schaltung auf ,,Griin“ empfoh-
len (nach 7 Sekunden)>*. Die barrierefreie Gestaltung durch Bordsteinabsenkungen und zu-
gleich tastbares Leitsystem fiir Sehbehinderte (Bodenindikatoren, farblich abgesetzte Mate-
rialien, tastbare Bordsteine usw.) dienen ebenfalls der Sicherheit.

> Fuss e.V.
>* EFA 2002, Empfehlungen fiir FuRgéngerverkehrsanlagen
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Bei Haltestellen des OPNV ergeben sich besondere Anforderungen. Die Lage der Haltestelle
und die Moglichkeiten des Ein- und Aussteigens missen dem FuRgangeraufkommen ange-

passt werden. Eine grolRe Unfallgefahr entsteht hier durch regelwidrige Querung oder Miss-

achtung der Signalregelung, um den Bus oder die Stadtbahn noch zu erreichen. Wichtig sind

eine schnelle Erreich-
barkeit der Haltestelle
aus allen Richtungen,
sicheres Warten, eine
angemessene Breite
und die Ausrichtung
der Haltestellenstan-
dorte auf Schnittpunk-
te der Fullgangerver-
bindungen.

Wann und wie oft eine
Querung erforderlich
ist, hangt vom jeweili-
gen StraBenabschnitt

Abbildung 76 Trampelpfade an der Theodor-HeuRB-Str. ab. In Abschnitten mit

hohem FuBgangeran-

teil (z.B. Hauptwege zu grolRen Einrichtungen oder StraBe mit Geschaftsbesatz) kann eine

Querung alle 100 m sinnvoll sein.” Trampelpfade bieten hier eine gute Orientierung fiir den

Bedarf. Um ein funktionierendes FuBwegenetz aufzubauen, sollten die Querungen keine

groBen Umwege erfordern, da sie sonst nicht genutzt werden und die Unfallgefahr steigt.

Aufenthaltszonen

Abbildung 77 Wenig attraktiver Gehweg

Aufenthaltszonen sollen attraktive Rdume sein, die
den FuBgdnger ansprechen und zum Verweilen ein-
laden. Dazu gehdren z.B. Platze, Flanier- und Ruhe-
zonen aber auch Frei- und Grunflachen. Die Attrakti-
vitdt des offentlichen Raumes hangt entscheidend
von einer guten Gestaltung ab, die wenn maoglich,
lokal spezifischen Charakter hat.

Bei FuBwegeverbindungen mit hoher Nutzung (Ein-
kaufsstraBen, Hauptwege usw.) sollte das Augenmerk
auf eine schone Fassadengestaltung und eine publi-
kums- und fulRgangerfreundliche ErdgescholRnutzung
gerichtet werden. Fensterlose Fassaden wirken unat-
traktiv und geben ein Gefiihl der Unsicherheit?®.

>® Planersocietit, Pilotprojekt Nahmobilitit Frankfurt Nordend, Handlungsfeld Netzstruktur S. 39
>® Gehl, Jan; Cities for people, 2010 Washington DC
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Das bedeutet, dass Gebdude mit stralengewandter Architektur sich in ein (im Idealfall) be-
stehendes Gestaltungskonzept einfligen sollten. Bereits bei der Quartiersplanung sollten
FuBwegeverbindungen definiert, Gestaltungsvorgaben gemacht und Masterplane fir den
offentlichen Raum erstellt werden. Damit werden zwar die Anforderungen an Investoren
und Bauherren grof3er, bietet aber gleichzeitig Vorteile flr die Vermarktung und den Verkauf
von Immobilien, da diese dann in einem attraktiven Umfeld liegen.

Ruhezonen mit Banken, Wasserspielen oder schonen Stadtansichten laden zum Verweilen
ein und ermoglichen auch dem zielgerichteten FuBgangerverkehr eine Pause. Mit Blick auf
den demografischen Wandel und den steigenden Anteil dlterer Biirger sind solche Ruhesta-
tionen hilfreich und notwendig. Verkehrsberuhigte Bereiche steigern ebenfalls die Aufent-
haltsqualitdat fir FuBganger und sollten in

sensiblen Bereichen wie Schulen oder ande-

ren fuRgdngerstarken Gebieten eingesetzt

werden.”’

Offentliche Flichen und Infrastruktureinrich-

tungen wirken nur dann einladend, wenn sie

sicher, sauber und gut gepflegt sind. Ver-

wahrloste Wege und Platze wirken nicht nur

unansehnlich, sondern schaffen zusatzliche

Probleme wie z.B Vandalismus. Es ist dann

muihsam und sehr teuer das Umfeld wieder Abbildung 78 Graffities an Staffeln

aufzuwerten. Zur Pflege und Unterhalt der

Flachen missen daher ausreichende finanzielle Mittel und Personal zur Verfligung gestellt
werden. Durch die Einbindung birgerschaftlichen Engagements und Initiierung lokaler Akti-
onen zur Pflege und Unterhaltung der Flachen und Wege kann die ortliche Verbundenheit
gestarkt und das ,,sich kimmern“ sichtbar gemacht werden.

Sicherheit und Barrierefreiheit

FulRgdnger haben keine ,, Knautschzone” und benétigen daher besonderen Schutz. Der Anteil
von Kindern und Senioren ist unter Fullgdangern besonders hoch, daher ist auf ihre Bedurf-
nisse in besonderem MaRe zu achten. Altere Menschen sind hiufig mobilitdtseingeschrénkt,
sei es durch Gehbehinderungen oder nachlassender Sehkraft. Es ist daher notwendig, Barrie-
ren und Hindernisse abzubauen:
e Hindernisse, wie Masten, Milltonnen oder Hinweisschilder in den Seitenraum integ-
rieren.
e Die AuRengastronomie soll in ihren klar abgegrenzten Bereichen bleiben.
e Verkaufsstande, Aufsteller und Werbetafeln auf den Seitenraum begrenzen oder zu
beseitigen.
e Bordsteinabsenkungen an allen Querungen einrichten.

>’ Planersocietit, Pilotprojekt Nahmobilitit Frankfurt Nordend, Handlungsfeld Netzstruktur S. 39ff
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e Auffindestreifen und Leiteinrichtungen, sowie Bodenindikatoren fir Sehbehinderte
einrichten.

Im StralRenverkehr verhalten sich Kinder oft sprunghaft und unvorhersehbar.
Abbildung 79 Sandra (7) wird mit dem Auto zur Schule gebracht...

Gehwege sind Spielzone, Aufent-
haltsflache und erfiillen Kommuni-
kationsfunktionen.

Abbildung 80 ...William (7) lauft zur Schule

Bilder Marco Huttenmoser Muri AG,
www.kindundumwelt.ch

Fir die Entwicklung der Kinder ist die
eigenstandige ,Eroberung” des Wohn-
umfeldes sehr wichtig.>®

Um diesen Freiraum zu schaffen und den sicheren Aufenthalt an der StrafSe und die Teil-
nahme am StraBenverkehr zu ermdglichen, bedarf es MaBnahmen wie:

e VVerkehrsberuhigte Bereiche,

e sichere Querungen,

e gute Einsehbarkeit von StraRen,

¢ keine Behinderung durch parkende Autos.

Neben der Verkehrssicherheit spielt aber auch die soziale Sicherheit, die Sicherheit vor Kri-
minalitat und das subjektive Sicherheitsempfinden eine groRe Rolle. Belebte Strallen und
Platze wirken nicht nur einladend, sondern bieten Fullgdangern auch ein subjektives Sicher-
heitsgefiihl, besonders in den Abendstunden. Die soziale Kontrolle durch Menschen auf der
StraBe schitzt auch vor Vandalismus oder Beldstigungen. Eine offene und Ubersichtliche
StraBenraumgestaltung, eine gute Beleuchtung, der regelmaliige Riickschnitt von Blschen
und Baumen sind ebenfalls wichtig fur die Sicherheit und gewahrleisten angstfreies Gehen
und Verweilen.

8 Sauter, Daniel Urban Mobility Research, Ziirich
(Abb. 74 + 75: Marco Huettenmoser, Muri AG; www.kindundumwelt.ch)
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Wegweisung und Beschilderung

Wie auch im Fahrradverkehr ist eine gute Beschilderung Orientierungsméglichkeit und
Wegweisung zugleich. 2006 wurde im Zuge der FuRball-WM im Innenstadtbereich eine ein-
heitliche Beschilderung eingefiihrt. Diese bezieht sich hauptsachlich auf touristische Ziele
bzw. Sehenswirdigkeiten.

Hilfreich bei der Beschilderung fiir FuBganger ist der Hinweis auf die Entfernung, um die Pla-
nung fir Fullganger zu erleichtern.

Offentlichkeitsarbeit und Akzeptanzforderung

Die Belange der FuBganger finden bereits Beachtung in den jeweiligen Teilkonzepten wie
Spielleitplanung oder Schulwegeplanung. Diese Belange sollten amteribergreifend themati-
siert werden und es soll ein Austausch mit verschiedenen Institutionen, der Politik und der
Stadtverwaltung an einem runden Tisch stattfinden. Das Projekt ,,Besser zu Ful in Stuttgart”
hat es sich zur Aufgabe gemacht, hier die ersten Schritte einzuleiten, damit eine dauerhafte
Plattform flr FuBganger entsteht. Diese Diskussionsplattform soll spater in ein Mobilitatsfo-
rum integriert werden.

Die klassische Offentlichkeitsarbeit mit Flyern, Broschiiren oder Kartenwerken sollte einher-
gehen mit 6ffentlich wirksamen Aktionen wie gemeinsame Begehungen und Schwachstel-
lenanalyse (Walking-Audits), Artikel und Informationen zu umgesetzten MaRnahmen im
FuRgdangerbereich und Aktionstage, wie sie auch im Fahrradverkehr stattfinden.

Besonderes Augenmerk sollte auf die Beteiligung der Blirger gerichtet werden. Neben den
praktischen Effekten, die sich aus der Einbeziehung der Anwohner ergeben, wird damit
gleichzeitig dem Thema FulRganger eine grofRere Aufmerksamkeit zuteil.

Offentlichkeitsarbeit zur FuRgingerférderung wird an den Schulen durch Schulwegepline
bereits betrieben. Auch im Rahmen des Betrieblichen Mobilitatsmanagements kann Fullgan-
gerforderung erfolgen (Erreichbarkeit und Barrierefreiheit fiir Kunden oder Aufenthaltsquali-
tat im Umfeld von Geschéaften und Einrichtungen).

Die Offentlichkeitsarbeit sollte Bestandteil eines noch zu schaffenden FuRgingerkonzeptes
sein, das kontinuierlich fur die Belange der FuBganger wirkt. Das setzt entsprechende finan-
zielle und personelle Mittel voraus.

Wege fiir Freizeit und Tourismus

Stuttgart hat eine Vielzahl von stadtnahen Griinzonen, der Anteil der Freiflachen ist im Ver-
gleich zu anderen deutschen Grof3stadten sogar Uberdurchschnittlich hoch. Das Grine ,,U”
und die Griine Fuge sind nur ein Teil dieser Parkanlagen, die fiir den Freizeitverkehr von gro-
Rer Bedeutung sind. Durch die topografische Lage bieten sich bei Spaziergdangen (iber hun-
dert Aussichtsplatze und —punkte, die zur Naherholung im Stadtgebiet beitragen. In ver-
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schiedenen Studien wie ,Platze, Parks und Panoramen” und ,PanoramaS.” wurden diese
untersucht und die Moglichkeiten zur Aufwertung aufgezeigt.

Ein Gesamtkonzept wirde alle Aspekte von Pflege und Unterhalt, Vernetzung und Gestal-
tung vereinbaren. Die Pflege und Instandhaltung der Freiflachen und Aussichtspunkte wird
sowohl von kommunaler Seite als auch von birgerschaftlichem Engagement getragen. Um
die vorhandenen Qualitdaten aber abzusichern, auszubauen und zur Geltung zu bringen, wére
die Einrichtung eines finanziell abgesicherten Pflegemanagements sinnvoll. Auch die Stutt-
garter Staffele sollten in ein solches Erhaltungs- und Ausbaukonzept einbettet werden. Die
Erlebbarkeit der ,,Griinen Stadt” sollte durch Aktionen und Programme, kombiniert z.B. mit
kulturellen Aktivitaten, auf verschiedene Zielgruppen zugeschnitten werden — vom Tages-
touristen bis zum Quartiersbewohner.

9.5. Zusammenfassung

Der FuBgangerverkehrsanteil in Stuttgart ist auf einem erfreulichen hohen Niveau und wi-
derlegt damit das Image der Autostadt. Als umweltfreundlichstes und glinstigstes Verkehrs-
mittel wird es vor allem von Kindern, Familien und alteren Mitblrgern ,benutzt”. Ein gutes
FuBwegenetz und ein attraktiv gestalteter 6ffentlicher Raum férdern urbanes Lebensgefiihl,
hohe Aufenthaltsqualitat und dienen der sozialen Integration.

Eine Besonderheit in Stuttgart sind die Staffele, die es zu erhalten gilt. Neben ihrer histori-
schen und identitatsstiftenden Bedeutung und ihrer Funktion als touristisches Ziel, stellen sie
auch heute noch wichtige Querverbindungen zwischen den StraBen dar und sind ein Be-
standteil des FuRBwegenetzes. Der Erhalt und die attraktive Gestaltung der Treppenwege
sollten fur die Zukunft finanziell gesichert sein.

Der offentliche Raum wird vor allem zu FuB wahrgenommen. Fiir die Gestaltung des offentli-
chen Raumes in Stuttgart ware ein Masterplan wiinschenswert, der die verschiedenen Ge-
staltungskonzepte fir Strallen, Platze Griin- und Freiraum integriert. Spielleitplanung oder
Sportleitplanung, Mdblierungskatalog und Gestaltungstypologien fir StraBen konnten eben-
falls Bestandteil des Masterplans sein.

Der bereits eingeschlagene Weg der FuBgangerférderung sollte fortgefiihrt werden und in
ein MalRnahmenkonzept ,fugangerfreundliches Stuttgart” minden. Die Verbesserung der
Datengrundlage und die Suche nach Schwachstellen durch sog. ,walking audits” gemeinsam
mit den Anwohnern sind erste Schritte dahin. Schulwegepline und Kin-
der(freizeit)wegeplane fir die Stadtbezirke gehoren ebenfalls zu den Aufgaben der FulRgan-
gerforderung und sollten weitergefiihrt bzw. erweitert werden.

Vor allem aber sollte die Offentlichkeitsarbeit und Akzeptanzférderung ausgeweitet werden,
um die Belange der FuRginger mehr in die Offentlichkeit zu riicken und ein Forum zu schaf-
fen. Grundlage dafiir ware ein Investitionsprogramm ,,FulRgangerfreundliches Stuttgart®.

-131-



VEK 2030 9 FulRgangerverkehr

Aspekte wie Gehwegbreiten, Sicherheit und Barrierefreiheit werden bereits in den Planun-
gen bericksichtigt und starker als in der Vergangenheit auf die Bediirfnisse der Fullganger
zugeschnitten. Ein einheitliches Konzept aber existiert bislang nicht. Die Schaffung von Leitli-
nien und eines Konzepts fur FuBgdngernetze (Wegweisung, Querungsstellen und Gestaltung)
ist eine wichtige Aufgabe, fiir die finanzielle und personelle Ressourcen bereitgestellt wer-
den sollten.

Die nachfolgend aufgefiihrten MalRnahmen finden sich teilweise im Aktionsplan (Kap. 10)
wieder und werden dort erganzt.

e Investitionsprogramm FulRverkehr auf der Basis eines FuRgangerkonzepts (u.a. Auf-
wertung 6ffentlicher Raum, Umsetzung von Qualitatsstandards, Definition von
Hauptrouten, Sanierung/Unterhaltung der Staffele, Zugang zu OPNV-Haltestellen)

e Investitionsprogramm ,Erhaltung 6ffentlicher Flachen” (gesamter StraBenraum inkl.
Beleuchtung)

e Begriinung im o6ffentlichen Raum/ zusatzliche Baumpflanzungen

e MalBnahmenentwicklung aus dem Konzept , Platze, Parks und Panoramen”

e Kinderfreundliches Stuttgart — Kinder(freizeit)wegeplane fiir die Stadtbezirke
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10. Schlussbetrachtung und
Aktionsplan ,Nachhaltig mobil in Stuttgart”

Stuttgart hat bereits umfassende Angebote und Ansatze, sich zu einer Stadt der nachhaltigen

Mobilitat zu entwickeln. Auf globale Faktoren wie z.B. die wirtschaftliche Entwicklung, stei-

gende Energiepreise oder technische Fortschritte kann jedoch eine Kommune wenig Einfluss

nehmen. Ebenfalls muss eine Kommune mit Entwicklungen wie dem demografischen Wan-
del (beginnend von riicklaufigen
Schiilerzahlen im OPNV bis hin
zu den Veranderungen der ta-
geszeitlichen Auslastung der
Verkehrsinfrastruktur) oder
auch mit Anderungen der Finan-
zierung der Verkehrsinfrastruk-
tur umgehen.

Auch die Mobilitatsmoglichkei-

ten in einer Region verandern

sich und damit die Mobilitats-

muster der Menschen. Hier

Abbildung 81 Jugendkunstschule Stuttgart — kann und sollte die Landes-

Projekt Zukunfts-Mobilitdt hauptstadt Stuttgart Einfluss

nehmen. Gerade Stadte, in denen mit Mobilitatsfragen immer besonders innovativ und krea-
tiv umgegangen werden musste, kdnnen Vorreiter einer nachhaltigen Mobilitat sein.

10.1. Aktionsplan ,Nachhaltig mobil in Stuttgart”

Auf Initiative von Oberblrgermeister Kuhn wurde ein referatslibergreifender Lenkungskreis
Mobilitat innerhalb der Stadtverwaltung gebildet. Diesem Lenkungskreis gehéren neben
dem Oberbiirgermeister als standige Mitglieder zudem an: Birgermeister Hahn (Stadtebau
und Umwelt), Birgermeister Dr. Schairer (Recht, Sicherheit und Ordnung), Birgermeister
Thiirnau (Technisches Referat) und Blirgermeister Wolfle (Allgemeine Verwaltung und Kran-
kenh&duser) sowie Herr Arnold (Vorstand SSB).

Unter der Federfihrung des Oberbirgermeisters wurde von diesem Kreis der Aktionsplan
,Nachhaltig mobil in Stuttgart’ erarbeitet. Er formuliert den Handlungsrahmen und definiert
Malnahmen, mit denen die Ziele nachhaltiger Mobilitat fur Stuttgart erreicht werden kon-
nen. Der Aktionsplan ist gemeinsam mit dem VEK planerische und strategische Grundlage
unseres Handels fur die kommenden Jahre in diesem komplexen Themenfeld.
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10.2. Praambel zum AKktionsplan

Im Stuttgarter Stadtkessel gibt es zu viel Stau, Stress, Larm und Feinstaub/Stickoxide. An die-
ser Erkenntnis fuhrt, trotz aller Bemihungen der letzten Jahre kein Weg vorbei. Es fahren
einfach zu viele konventionell angetriebene Kraftfahrzeuge taglich in den Stuttgarter Kessel
und dies obwohl unsere Stadt tiber einen OPNV von sehr guter Qualitit verfiigt und Verbes-
serungen fur den Radverkehr erreicht wurden.

Dabei geht es nicht um die Frage, ob man fiir oder gegen Autos sei. Es geht allen um die Fra-
ge wie wir gut vernetzte Mobilitdt in unserer Stadt aufbauen und organisieren kdnnen. Die
Frage ist auch und gerade im Interesse unserer Automobilindustrie.

Das aus dieser Vorlage entstehende Aktionsprogramm identifiziert und priorisiert Hand-
lungsfelder und MalBnahmen. Es baut dabei auf bisherige Planwerke und Ansatze auf (z.B.
Flachennutzungsplan, Luftreinhalteplan, Larmminderungsplan, Nahverkehrsplan, Klima-
schutzkonzept und Stadtentwicklungskonzept). Darliber hinaus wird es um neue Handlungs-
felder und MaRBnahmen erganzt.

Die Strategie, die oben genannten Ziele zu erreichen, ist langerfristig ausgerichtet und
kombiniert stadtplanerische Instrumente mit der Verkehrsplanung und Infrastrukturpoli-
tik. Im Zentrum steht eine hohe Qualitat des 6ffentlichen Raums durch intensive Forde-
rung der Innenentwicklung und eine Stadt der kurzen Wege.

Wir miissen mehr in die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir den OPNV und den
FuR- und Radverkehr investieren sowie flir weniger Fahrten mit dem motorisierten Indivi-
dualverkehr Anreize schaffen. Hierzu sind neben Angebotsverbesserungen unter anderem
auch Verhaltensanderungen und ein Bewusstseinswandel notwendig. Eine gesellschaftli-
che Debatte um Entschleunigung und Lebensqualitat flr eine urbane Stadt Stuttgart, in
der alle Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen gleichrangig betrachtet wer-
den, sollte angestoBen werden.

Natdurlich ist die Frage wie viele Kraftfahrzeuge taglich in den Stuttgarter Stadtkessel ein-
fahren auch eine Frage der gesamten Region Stuttgart. Es wird sehr darauf ankommen,
dass die Stadte, Landkreise, der Verband Region Stuttgart und die Unternehmen in Mobil-
itatsfragen optimal zusammenarbeiten. Das gemeinsame Ziel sollte sein, flr die Blrgerin-
nen und Blrger zuverldssige und bezahlbare Mobilitat sicherzustellen.
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10.3. Ziele des Aktionsplans

Abbildung 82 Ziele des Aktionsplans

Ein wichtiger Ansatzpunkt zur Erreichung dieser Ziele ist die Reduzierung des mit konventio-
nellen Antrieben ausgestatteten Autoverkehrs im Stadtkessel um 20 Prozent. Hierzu ist Kfz-
Verkehr zu vermeiden, zu verlagern und umweltvertraglich zu gestalten.

10.4. Handlungsfelder

Das Projekt gliedert sich in neun Handlungsfelder mit zugeordneten Arbeitspaketen.

Abbildung 83 Handlungsfelder
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Uber die Finanzierung der Handlungsfelder wird — soweit zusatzliche Finanzmittel (Sach-
und Personalressourcen) notwendig sind — in den kiinftigen Haushaltsplanberatungen
entschieden. Fur die SSB erfolgt dies in den jeweils zustandigen Entscheidungsgremien.
Dem Gemeinderat und den Gremien der SSB wird hierzu im Herbst 2013 berichtet. Im
Ubrigen gilt ein allgemeiner Finanzierungsvorbehalt.

10.5. Mafdnahmen zu den Handlungsfeldern

Intermodalitiat und Vernetzung

Intermodalitat bedeutet, dass ein Weg mit Hilfe mehrerer, vernetzter Verkehrsmittel abge-
wickelt wird. Der intermodale Verkehr ist ein Instrument zur Senkung der Umweltbelastung
und Entlastung des Strallennetzes. Der Vernetzung der unterschiedlichen Verkehrsmittel
und deren bequemen Zuganglichkeit fir die Biirgerinnen und Birger kommt dabei eine ent-
scheidende Bedeutung zu.

Der zunehmend komplexe und individualisierte Tagesrhythmus der Birgerinnen und Biirger
flhrt zu dem Wunsch nach diesen maligeschneiderten Mobilitatsdienstleistungen und der
Verflgbarkeit eines bedarfsgerechten, schnellen, preiswerten und umweltfreundlichen
Transportmittels.

MafSnahmen:
e Verkehrsmittellbergreifende und integrierte Verkehrslenkung

0 Ausbau der Verkehrslageerfassung und -steuerung, Sicherstellung der Leis-
tungsfahigkeit des Vorbehaltsstrallennetzes, der Betriebszeiten der Inte-
grierte Verkehrsleitzentrale (IVLZ) und damit der Verkehrsinformation fiir
die Offentlichkeit

0 Verkehrsiiberwachung (Sichergestellte Nutzbarkeit 6ffentlicher Raume
zum Schutz und der Forderung der ,schwachen” Verkehrsteilnehmer)

0 Baustellen- und Stérungsmanagement (Koordination von Ablaufen und In-
formationen tGber Wegeflihrungen, unter Berlicksichtigung aller Verkehrs-
mittel)

e EinfUhrung der Stuttgart Service Card

0 Verknlpfung von elektronischem VVS-Ticket mit intermodalen Mobilitats-
dienstleistungen, z.B. (e-)Car- und Bike-Sharing

0 Zugang zu kommunalen Dienstleistungen (z.B. Bader und Bibliotheken) und
Bereitstellung optionaler Bezahl- und Bonusfunktionen zum Abbau von Zu-
gangsbarrieren zum OPNV. Ziel ist es, dass auch heutige Nicht-Nutzer den
Zugang zum Umweltverbund (Fahrrad, OPNV, Carsharing etc.) in der Ta-
sche haben

0 Aufbau einer intermodalen Auskunfts- und Buchungsplattform, um den
Zugang zu den intermodalen Mobilitatsformen fiir Kunden moglichst ein-
heitlich und komfortabel zu gestalten
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e Bereitstellung von Stellplatzen fur Carsharing-Fahrzeuge im Stadtgebiet

e Weiterentwicklung der Mobilitdtsberatung (insbesondere Neublirgerberatung und
betriebliches Mobilitditsmanagement)

e Schaffung eines Forums fur alle Mobilitatsarten

OPNV

Ein gut ausgebauter und gut funktionierender OPNV sowie dessen aktive Vermarktung

sind das Rickgrat fir jedes Mobilitatskonzept mit dem Anspruch, eine echte Alternative

zum Motorisierter Individualverkehr (MIV) zu sein. Gemeinsam mit den Partnerverkehrs-

mitteln im Umweltverbund Ful3- und Radverkehr und modernen intermodalen Angeboten

muss ein attraktives, alternatives Verkehrssystem entstehen, das dem Angebot des MIV

mindestens ebenbirtig ist.

MafSnahmen:

Einfachere Nutzung des OPNV

0 barrierefreie Zugange

0 Verbesserungen bei Ticketkauf und Fahrplan-Echtzeitinformation
Kurzere Reisezeiten und hohere Punktlichkeit

0 weiterer Ausbau der OPNV-Bevorrechtigung an Signalanlagen
Verbesserung des Fahrplanangebotes
Attraktive Fahrplantakte und Anschlisse, auch im Spatverkehr und am Wochenende
Erhéhung der Kapazitat von Stadtbahn- und Buslinien

0 langere Busse und Zlige

0 dichterer Fahrplantakt
Ausbau des Bus- und Stadtbahnnetzes

0 neue Tangentiallinien

0 Schnellbusse

0 Netzerweiterung
Ausweitung des Einsatzes von emissionsarmen und schadstofffreien Fahrzeugen
Neue Kunden im Gelegenheitsverkehr gewinnen

0 bessere Information

0 einfacherer Ticketkauf

0 attraktive Tarifangebote
Schiiler und Studenten auch im Berufsleben als OPNV-Kunden halten

0 aktive MarketingmaRBnahmen
Neue Kunden im Berufsverkehr gewinnen und Kunden halten

0 aktive Vermarktung des Abos und professionelle Betreuung von Grof3kun-
den
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e \Weitere Verbesserungen in der Tarifstruktur
0 netzweite Glltigkeit von Scool-Abo und Seniorenticket

0 Verbesserte Forderung von Arbeitgeberzuschiissen beim Firmenticket

Berufsverkehre

In der Stadt Stuttgart sind ca. 472.000 Menschen beschaftigt. 55 % dieser Beschaftigten
wohnen auBerhalb von Stuttgart, davon fahren 60 % mit dem Auto und meistens allein zur
Arbeit. Neben diesen Berufsverkehren wollen wir auch zu den Verkehren, die durch den
Transport von Produkten und Dienstleistungen verursacht werden, mit den Unternehmen
ins Gesprach kommen.

MafSnahme:

Um die Nachhaltigkeit dieser Verkehre zu steigern wird die Stadtverwaltung mit den groRen
Arbeitgebern im Herbst 2013 mit einem Mobilitatskongress in das Thema des Betrieblichen
Mobilitditsmanagements einsteigen.

Stadteigene Mobilitit

Eine wesentliche Aufgabenstellung fiir eine nachhaltige Mobilitat in Stuttgart sind die soge-
nannten ,stadteigenen Verkehrsstrome®”. Verursacht werden diese von den Mitarbei-
ter/innen der Stadtverwaltung, durch die Vielzahl an Leistungen, welche die LHS erbringt
und durch die Blirgerinnen und Biirger, die das umfangreiche Leistungsangebot der Stadt
nutzen. Die Stadtverwaltung kann durch eine systematische Analyse und Planung ihrer Ver-
kehrsstrome einen Beitrag zur Reduzierung motorisierter Verkehre leisten und damit ihrer
Verantwortung im Sinne nachhaltiger Mobilitat nachkommen.

MafSnahmen:

e Angebot eines neu entwickelten Jobtickets an die Mitarbeiter/-innen der Stadtverwal-
tung (inklusive der Eigenbetriebe und Klinikum) mit dem Ziel, mit 20 € mtl. Eigenbeteili-
gung im ganzen Stadtgebiet Stuttgart fahren zu kénnen. Dieses vom Arbeitgeber bezu-
schusste Jobticket ist auch als Anregung flir andere Arbeitgeber in Stuttgart zu verstehen

e Forderung von Fahrgemeinschaften durch die Bereitstellung eines Mitfahrportals ge-
meinsam mit dem Land BW

e Verstadrkter Einsatz von Elektro-Fahrzeugen und emissionsarmen Fahrzeugen in der stad-
tischen Flotte

e Radfahren zur Arbeit fiir Mitarbeiter/-innen attraktiver gestalten durch den Ausbau der
flir die Nutzung von Radern, Pedelecs, E-Rollern erforderlichen Infrastruktur innerhalb
der Stadtverwaltung (wie Duschen, Stellplatze etc.)

e Unterstltzung bei der Beschaffung von Fahrradern und Pedelecs zur dienstlichen Nut-
zung fir die Beschaftigten im Rahmen der steuerlichen Méglichkeiten und Prifung, ob
diese auch zur privaten Nutzung Uberlassen werden kénnen
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e Des Weiteren wird gepruft, ob Dienstgange (inkl. Botendienste) vermehrt mit dem Rad,
mit E-Lastenradern, zu Ful und mit OPNV durchgefiihrt werden kénnen. Hier sollen auch
die Angebote von externen Car-Sharing-Anbietern (Flinkster, Stadtmobil, Car2Go) bzw.
Call-a-bike mit einbezogen werden

e Durch die Fortschreibung der Kriterien zur Vergabe von stadtischen Stellplatzen fir die
Beschaftigten der LHS und andere Nutzergruppen soll eine Reduzierung der Fahrten mit
herkdmmlichen Fahrzeugen erzielt werden. Dazu gehort auch eine Anpassung der Ge-
bihren

Mobilitit in der Region

Im Bereich des Verkehrs haben die Kommunen der Region Stuttgart sehr oft mit identi-
schen Problemen zu kdmpfen, so dass gerade hier eine engere Zusammenarbeit bei der
Suche nach Ansatzen zur Bekampfung dieser Probleme wiinschenswert ware. Die Stadt
Stuttgart mochte deshalb den Kommunen und den Landkreise der Region sowie dem
Verband Region Stuttgart ihre Zusammenarbeit anbieten und zur Kooperation einladen.

Moégliche Themen fiir die Zusammenarbeit:

e Regionale Aspekte des OPNV, wie z.B. S-Bahn-Piinktlichkeit und -Sicherheit, Kapazititen,
Zubringerverkehre, Regionalverkehr, Schnellbuslinien, Anschluss-Sicherung

e Park & Ride, Umfang und Qualitat von Mitfahrerparkplatzen weiterentwickeln, Carsha-
ring-Angebote abstimmen

e Regionales Radverkehrsnetz vervollstandigen
e Regionales Fahrradverleihsystem aufbauen
e Elektromobilitdt gemeinsam voranbringen (Ladeinfrastruktur, Kennzeichnung)

e Abgestimmte Verkehrssteuerungs- und lenkungskonzepte

Motorisierter Individualverkehr (MIV)

Wir machen keine Politik gegen das Auto, denn auch das KFZ hat seine Bedeutung im Mix
des stadtischen Verkehrs. Ziel unserer Mallnahmen hinsichtlich des KFZ-Verkehrs ist daher
u.a. die Verflissigung des Verkehrs. Daneben sind u.a. der sorgsame Umgang mit dem o6f-
fentlichen Raum und die Sicherung der Leistungsfahigkeit des HauptstraBennetzes von Be-
deutung.

MafSnahmen:

e EinfUhrung des Parkraummanagements in Stuttgart-Ost, -Nord, -Mitte, -Siid und Bad
Cannstatt

e Erstellung eines Konzepts und dessen Umsetzung von Tempo 40 vorrangig auf Steigungs-
strecken in Teilen des VorbehaltsstraBennetzes

e Anpassung der Parkgebiihren in der City (Parken am StraBenrand teurer als in Parkhau-
sern, Parken in Parkhausern teurer als OPNV)
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e Projekt NAVIGAR (Nachhaltige Verkehrsteuerung mit integrierter Navigation in der Regi-
on Stuttgart) ein Verfahren um situative, lokale Verkehrsinformationen in die Navigati-
onssysteme der privaten Anbieter ,einzuspeisen”

e Erstellung einer Rahmenkonzeption E-Mobilitat im 6ffentlichen Raum (rechtliche, ver-
kehrstechnische und infrastrukturelle Grundlagen, Ladeinfrastruktur, Parkplatze)

Nicht-motorisierter Verkehr (Fahrrad und Fufdginger)

Die Forderung des nicht-motorisierten Verkehrs fiihrt neben einer direkten Reduzierung von
Abgas- und Larmemissionen sowie des Flachenverbrauches zu einer vielfdltigen Verbesse-
rung der Lebensqualitdt und kann auch zu einer Verschonerung des Stadtbildes beitragen.

Ubergreifende Maf3nahmen:

e Mobilitats-/Verkehrserziehung und Verkehrsiberwachung (insbesondere von Falschpar-
kern und Geschwindigkeitsiibertretungen)

e Optimierung der Querungen an Signalanlagen und nichtsignalisierten Querungsstellen
fur FuBganger und Radfahrer, einschlieBlich deren Funktion im Zugang/Abgang zu/von
Haltestellen

e Erstellung eines Sicherheitskonzepts, Ursachenanalyse und weiterentwickelte Standard-
|6sungen zum Schutz und zur Férderung des nicht-motorisierten Verkehrs

e Schaffung attraktiver und sozial sicherer 6ffentlicher Raume

Fahrrad

Das Fahrrad ist fiir viele Fahrtzwecke, wie dem Weg zur Arbeit oder fiir Fahrten in der Frei-
zeit ein ideales Verkehrsmittel. Eine hohere Fahrradnutzung tragt zur Verbesserung der 6ko-
logischen Bilanz einer Stadt bei und dient damit dem Erreichen der Umwelt- und Klima-
schutzziele. Die seit einigen Jahren begonnene Radverkehrsférderung muss konsequent
fortgesetzt werden, um die aktuell noch unglinstigen Ausgangsbedingungen abzubauen.

Mafinahmen Fahrrad:
e Beschleunigter Ausbau der Hauptradrouten

Rad und Schule

0 Radschulwegplane erstellen und umsetzen
0 Projekt ,,Rad und Schule” fortsetzen
0 Weitere Fahrradprojekte an Schulen initiieren

0 Neubau Jugendverkehrsschule Westbahnhof (Ersatz fur Diakonissenplatz)

Pilotprojekt zur Fahrradmitnahme in Bussen zu verkehrsschwachen Zeiten

Ausbau der Abstellmoglichkeiten (Fahrradabstellplatz-Satzung)

Lokales Fahrradverleihsystem mit einem regionalen Verleihsystem verbinden
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Fuf3ganger und Fufdgingerinnen

Der 6ffentliche Raum, also z.B. StraBenrdaume und Platze, pragen das Bild und Image einer
Stadt wesentlich und sind wichtig fur die Lebensqualitat und Mobilitat der Menschen. Be-
deutung hat dabei jeder Strallenraum, Platz oder jede Griinanlage. Ein Handlungsschwer-
punkt ist gerade in den Quartieren zu sehen. Wegstrecken werden haufiger zu FuR zurickge-
legt, wenn sie als attraktiv wahrgenommen werden. Insofern kann die Gestaltung des 6ffent-
lichen StraBenraumes die Art der Fortbewegung beeinflussen. Bei der Fullgdangerverkehrs-
planung spielt die Stadtgestaltung daher eine besondere Rolle.

MafSnahmen Fufigdnger und Fuf$gdngerinnen:

e Investitionsprogramm FulRverkehr auf der Basis eines FuRgangerkonzepts (u.a. Aufwer-
tung offentlicher Raum, Umsetzung von Qualitatsstandards, Definition von Hauptrouten,
Sanierung/Unterhaltung der Stiffele, Zugang zu OPNV-Haltestellen)

e Zu FuR zur Schule
0 Verbesserung der Sicherheit von Schulwegen
0 Starkung und Ausbau der Verkehrserziehung
0 Alternativen zum Thema ,Elterntaxi” entwickeln

e Fullgdngerbeauftragten analog zum Radverkehrsbeauftragten einrichten

Wirtschaftsverkehr

Burger/innen wollen einkaufen, Handeltreibende brauchen Ware, Unternehmen bendti-
gen Material und den Abtransport ihrer Glter, Abfall muss entsorgt werden und Dienst-
leister mussen fir ihre Kundschaft erreichbar sein. Das alles erzeugt in Stuttgart Verkehr
und sichert gleichzeitig die Versorgung der Birgerschaft. Der Wirtschaftsverkehr sorgt
dafir, dass die Stadt ,funktioniert”. Er ist unerlasslich fiir das tagliche Leben jedes Einzel-
nen. Daher braucht auch der Wirtschaftsverkehr gute Rahmenbedingungen.

MafSnahmen:

e Erweiterung der Verkehrsinformationen und —lenkung (Verkehrslage, Fahrzeiten, Bau-
stelleninformation)

e Aufbau eines LKW-Empfehlungsnetzes (im Rahmen des EU-Projekts 2MOVE2)
e Weiterentwicklung Liefer- und Zugangsbedingungen Innenstadt

e Einsatz von emissionsarmen Fahrzeugen und Elektrofahrzeugen
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Offentlichkeitsarbeit

Die Aktivitdten der Stadt Stuttgart sollen mittels einer breit angelegten Offentlichkeitsarbeit
kommuniziert werden.

Mafinahmen:
e Beteiligungs- und Meldeplattform (Ideen, Kritik, Beschwerden)
e Werbekampagne zur Bewusstseinsscharfung

e Micro-Site via Stuttgart.de als Informationsplattform

e Wiederkehrende o6ffentliche Aktionstage

-142-



	VEK 2030 Vorwort + Inhaltsverzeichnis 1seitig
	VEK 2030��
	Impressum���VEK 2030 - Verkehrsentwicklungskonzept der Landeshauptstadt Stuttgart��
	Foliennummer 3
	Foliennummer 4
	Foliennummer 5
	Foliennummer 6
	Foliennummer 7
	Inhaltsverzeichnis�
	Inhaltsverzeichnis�

	0_VEK 2030 Einleitung1seitig
	Einleitung
	Anlass
	Zielsetzung
	Verfahren
	Aufbau und Struktur des VEK
	Handlungsrahmen


	1_VEK 2030 Ausgangslage und Rahmenbedingungen in Stuttgart1seitig
	1. Ausgangslage und Rahmenbedingungen in Stuttgart
	1.1. Ausgangslage
	Lage
	Verkehrsnetze
	Modal Split
	Verkehr in Stuttgart

	1.2. Rahmenbedingungen
	Siedlungsentwicklung und Stadtplanung
	Umwelt- und Klimaschutz
	Kosten der Mobilität
	Neue Formen der Mobilität / E-Mobilität
	Demografischer Wandel
	Barrierefreiheit
	Kinderfreundliche Verkehrsplanung
	Bürgerbeteiligung

	1.3. Zusammenfassung


	2_VEK 2030 Grundsätze zukünftiger Mobilität1seitig
	2. Ziele zukünftiger Mobilität
	Präambel
	2.1. Verkehr verflüssigen – Automobilität umweltfreundlich gestalten
	2.2. Wirtschaftsverkehr stadtverträglich organisieren
	2.3. Öffentlichen Nahverkehr ausbauen – Attraktivität steigern
	2.4.  Radverkehr stärken – Anteil erhöhen
	2.5. Mehr für Fußgänger tun – Wege und Verbindungen verbessern


	3_VEK 2030 Integrierte Planung1seitig
	3. Integrierte Planung
	3.1. Zielmatrix
	3.2. Das VEK im Planungssystem
	Der Regionalverkehrsplan RVP
	Der Nahverkehrsplan (NVP)
	Der Flächennutzungsplan (FNP)
	Luftreinhalteplanung
	Lärmminderungsplanung
	KLIKS – das Klimaschutzkonzept der Stadt Stuttgart
	STEK Stadtentwicklungskonzept inkl. StadtKernZiele

	3.3. Handlungsfelder der integrierten Verkehrsplanung
	Siedlungsentwicklung und Stadtplanung
	Verkehr und Umwelt
	Kosten der Mobilität
	Qualitäts- und Erhaltungsmanagement

	Elektromobilität/ Neue Mobilitätsformen
	Demografischer Wandel und Barrierefreiheit
	Kinderfreundliche Verkehrsplanung
	/Verkehrssicherheit
	Beispiele für Projekte mit Leitbildfunktion
	Eberhardstraße/ Torstraße:
	Umbau B14, Hauptstätter Straße zwischen Österreichischer Platz und Wilhelmsplatz (City-Boulevard):


	3.4. Zusammenfassung
	Als weitere Maßnahmen werden für die integrierte Planung priorisiert:



	4_VEK 2030 Mobilitätsmanagement und Verkehrsmanagement1seitig
	4. Mobilitätsmanagement und Verkehrsmanagement
	4.1. Mobilitätsmanagement
	Kommunales Mobilitätsmanagement
	Verkehrsmittelübergreifende Informationen

	Betriebliches Mobilitätsmanagement
	Schulisches Mobilitätsmanagement

	4.2. Verkehrsmanagement
	Ziele und Aufgaben der IVLZ
	Datenmanagement
	Die nächsten Schritte zu einer umfassenden Mobilitätszentrale
	Vor diesem Hintergrund werden folgende Maßnahmenpakete vorgeschlagen:


	4.3. Zusammenfassung


	5_VEK 2030 Autoverkehr1seitig
	5. Verkehr verflüssigen – Automobilität umweltfreundlich gestalten
	5.1. Auto-mobil in Stuttgart
	5.2. Vorbehaltsstraßen
	Städtebauliche Integration
	Infrastrukturmaßnahmen

	5.3. Mischverkehrsflächen
	Verkehrsberuhigte Bereiche
	Shared Space

	5.4. Kreisverkehre
	5.5. Parken
	Parken in Stuttgart
	Handlungsfelder für den ruhenden Verkehr
	Regelungen
	Stellplatzangebot
	Parkplatznachfrage
	Parkleitsysteme
	Parkgebühren

	Parkraummanagement Stuttgart West

	5.6. Zusammenfassung


	6_VEK 2030 Wirtschaftsverkehr1seitig
	6. Wirtschaftsverkehr stadtverträglich organisieren
	6.1. Wirtschaftsverkehr in Stuttgart
	6.2. Handlungsfelder im Güterverkehr
	Umwelt und Wirtschaftsverkehr
	Logistik

	6.3. Schienengüterverkehr
	6.4. Binnenschifffahrt und Hafen
	6.5. Luftverkehr und Flughafen
	6.6. Landwirtschaftlicher Verkehr
	6.7. Zusammenfassung


	7_VEK 2030 ÖPNV1seitig
	7. Öffentlichen Nahverkehr ausbauen – Attraktivität steigern
	7.1. Der ÖPNV in Stuttgart
	7.2. Bedeutung des ÖPNV und Grundsätze der Weiterentwicklung
	7.3. Handlungsoptionen der Landeshauptstadt Stuttgart
	7.4. Der Nahverkehrsplan
	7.5. Entwicklungsmaßnahmen
	Maßnahmen zur Steigerung der Beförderungskapazität
	Stuttgart 21
	S-Bahn-Ausbau
	Stadtbahn-Ausbau
	Ergänzungen des Busnetzes

	Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität
	Beschleunigung des Linienverkehrs
	Harmonisierung der Bedienungszeiträume und Fahrplantakte
	Barrierefreiheit
	Ausbau des Nachtverkehrs
	Angebote im Freizeitverkehr
	Ergänzungsangebote für schlecht erschlossene Wohngebiete (Ortsbusse, Ruf-Taxen)
	Taxen als Bestandteil des Nahverkehrsangebotes
	Verbesserung des Service
	Vereinfachung des Ticket-Kaufs – Stuttgart Service Card


	7.6. Zusammenfassung


	8_VEK 2030 Fahrradverkehr1seitig
	8. Radverkehr stärken – Anteil erhöhen
	8.1. Radverkehrsförderung in Stuttgart
	8.2. Das Radverkehrskonzept Stuttgart
	Strategie des Radverkehrskonzept – Radverkehr als System
	Szenarien zur Steigerung des Radverkehrs in Stuttgart

	8.3. Handlungsfelder des Radverkehrskonzept
	Das Hauptradroutennetz Stuttgart
	1TSignalisierte Knotenpunkte
	/1TFahrradstraßen

	Radverkehrswegweisung
	Handlungsbedarf für die Fahrradwegweisung

	Fahrradparken
	Handlungsschwerpunkte im Bereich des Fahrradparkens für die nächsten Jahre

	Öffentlichkeitsarbeit und Service
	Handlungsbedarf im Bereich Öffentlichkeitsarbeit


	8.4. Zusammenfassung


	9_VEK 2030 Fußgängerverkehr1seitig
	9. Mehr für Fußgänger tun – Wege und Verbindungen verbessern
	9.1.  Stuttgart zu Fuß
	9.2. Fußgängerverkehr und Stadtgestaltung
	Anforderungen an die Gestaltung des öffentlichen Raumes
	Aktionsfelder für die Gestaltung des öffentlichen Raumes
	Freiraum
	Grünstrukturen
	Bodenbeläge
	Beleuchtung
	Möblierung


	9.3. Förderung des Fußgängerverkehrs in Stuttgart
	9.4. Handlungsfelder Fußgängerverkehr
	Fußwege und Fußwegenetze
	Gehwegbreiten

	Querungsanlagen
	Aufenthaltszonen
	Sicherheit und Barrierefreiheit
	Wegweisung und Beschilderung
	Öffentlichkeitsarbeit und Akzeptanzförderung
	Wege für Freizeit und Tourismus

	9.5. Zusammenfassung


	10_VEK 2030 Ausblick 1seitig
	10. Schlussbetrachtung und        Aktionsplan „Nachhaltig mobil in Stuttgart“
	10.1. Aktionsplan „Nachhaltig mobil in Stuttgart“
	10.2. Präambel zum Aktionsplan
	10.3. Ziele des Aktionsplans
	10.4. Handlungsfelder
	10.5. Maßnahmen zu den Handlungsfeldern
	Intermodalität und Vernetzung
	ÖPNV
	Berufsverkehre
	Maßnahme:
	Maßnahmen:
	Mögliche Themen für die Zusammenarbeit:
	Übergreifende Maßnahmen:

	Fahrrad
	Maßnahmen Fahrrad:

	Fußgänger und Fußgängerinnen
	Maßnahmen Fußgänger und Fußgängerinnen:
	Maßnahmen:





